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te Aktion der europäischen Konferenz 
Justitia et Pax an, in der dreißig natio-
nale Kommissionen – darunter auch die 
deutsche Kommission Justitia et Pax – 
zusammenarbeiten. Dabei eröffnen der 
zum Auftakt der Fastenzeit veröffent-
lichte Basistext und ein ausführlicherer 
Hintergrundtext3  die Perspektive so-
wohl auf die globale als auch auf die 
europäische Dimension. Sie lösen da-
mit ein von Johannes Frühbauer auf-
gestelltes Desiderat ein, der in seinem 
Aufsatz mit Nachdruck für eine stär-
kere sozialethische Thematisierung Eu-
ropas wirbt. Zugleich liefert der Auf-
ruf von Justitia et Pax einige konkre-
te Anhaltspunkte für das Engagement 
der nationalen Kommissionen im Rah-
men der diesjährigen Jahresaktion. So 
sollen sie die Anstrengungen ihrer je-
weiligen Regierungen bei der Umset-
zung des von der G20 initiierten und 
von der OECD angetriebenen BEPS-
Projekts4  beobachten und begleiten. 
BEPS steht für Base Erosion and Pro-
fi t Shifting und soll es den Regierun-
gen in Zukunft erlauben, die Praxis des 
künstlichen Verschiebens von Unter-
nehmensgewinnen in Niedrigsteuerzo-
nen zu verringern und eine effektivere 

Besteuerung von Profi ten am Ort ih-
rer Entstehung zu ermöglichen. Nach 
der endgültigen Annahme des BEPS-
Pakets durch nahezu 130 Länder in 
der zweiten Hälfte des letzten Jahres 
kommt es jetzt auf die Umsetzung des 
Aktionsplans auf der nationalen und 
europäischen Ebene an. Der zuständi-
ge Kommissar Pierre Moscovici leg-
te Ende Januar das entsprechende eu-
ropäische Gesetzespaket vor, das den 
Austausch von Unternehmenssteuerda-
ten und mehr Transparenz auf euro-
päischer Ebene regeln soll. Gleichzei-
tig ist ein Sonderausschuss des Euro-
päischen Parlaments weiterhin mit der 
Aufarbeitung des LUX-Leaks-Skandals 
befasst, bei dem der Vorwurf im Raume 
steht, dass Luxemburg Konzernen in 
großem Umfang zur Steuervermeidung 
verholfen hat. Es tut sich also etwas auf 
der internationalen und europäischen 
Ebene. Die Debatte im deutschspra-
chigen Raum über soziale Ungleich-
heit und mögliche Gegenmittel muss 
die internationale ökonomische Per-
spektive miteinbeziehen; der Beitrag 
von Gebhard Kirchgässner bietet da-
zu hilfreiche Informationen und Ein-
schätzungen.

Im apostolischen Schrei-
ben Evangelii Gaudium 

stellt Papst Franziskus 
klar: „Die Ungleichvertei-
lung der Einkünfte ist die 
Wurzel des sozialen Übels“ 
(Nr. 202). Das Problem der 
Ungleichheit ist nicht nur 
ein rein deutsches, sondern 
ein globales und sich zu-
spitzendes. In einer kürz-
lich veröffentlichen Studie 

wurde herausgestellt, dass ein Prozent 
der Weltbevölkerung über die Hälfte 
des Reichtums verfügt und achtzig 
Einzelpersonen so viel besitzen, wie 
die ärmsten 50 % der Weltbevölkerung 
(3,6 Milliarden Menschen).1  In Europa 
verfügen die sieben Millionen wohlha-
bendsten Menschen über genauso viel 
wie die anderen 662 Millionen.2 

In seinem Beitrag „Wie viel soziale 
Ungleichheit verträgt die Gerechtig-
keit?“ diskutiert Udo Lehmann ver-
schiedene Formen der Ungleichheit 
und unterstreicht am Schluss, dass 
der Behebung struktureller sozialer 
Ungleichheit nicht nur aus ethischen, 
sondern auch aus politischen Gründen 
besondere Aufmerksamkeit zu schen-
ken ist. Andreas Fisch spricht im In-
terview von versteckten gesellschaft-
lichen Leitbildern in der Steuer-, Bil-
dungs- und Umverteilungspolitik, die 
es aufzuklären und zu verändern gilt. 
Joachim Wiemeyer empfi ehlt als Ge-
genmaßnahme zur wachsenden Kluft 
zwischen Arm und Reich eine verstärk-
te regionale Wirtschaftsförderung, eine 
Kombination von Mindestlohn und ei-
ne Begrenzung von Managergehältern, 
höhere Sozialleistungen und Armuts-
prävention, insbesondere durch spezi-
fi sche Hilfen im Bildungssektor sowie 
eine stärkere steuerliche Umverteilung.

An diesem letzten Punkt – der Be-
ziehung von wachsender wirtschaftli-
cher Ungleichheit und Besteuerung – 
setzt auch die diesjährige konzertier-

 Die Wurzel des 
sozialen Übels

1 Vgl. Credit Suisse, Global Wealth report 2015, „For a number of reasons, wealth va-
ries greatly across individuals. Our estimates suggest that the lower half of the global po-
pulation collectively own less than 1 % of global wealth, while the richest 10% of adults 
own 88 % of all wealth and the top 1 % account for half of all assets in the world“, p. 13. 
https://publications.credit-suisse.com/tasks/render/fi le/?fi leID=F2425415-DCA7-80B8-EA-
D989AF9341D47E

2 Oxfam, A Europe For the Many, Not the Few: Time to reverse the course of inequa-
lity and poverty in Europe. September 2015. www.oxfam.org/sites/www.oxfam.org/fi les/
fi le_attachments/bp206-europe-for-many-not-few-090915-en.pdf

3 Vgl. www.jupax-eu.org
4 Nähere Informationen dazu fi nden sich unter www.oecd.org/fr/ctp/a-propos-de-beps.

htm.

 Stefan Lunte
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Nach dem wirtschaftlichen Auf-
schwung in den 1950er und 

1960er Jahren wurde die These ver-
treten, dass in der Sozialen Marktwirt-
schaft Armut kein gesellschaftlich rele-
vantes Problem mehr darstelle. Es ge-
be nur „bekämpfte Armut“, nämlich 
bei den Personen, die Sozialleistungen 
wie die Sozialhilfe zur Armutsüberwin-
dung empfangen. Der Personenkreis, 
der 1970 Sozialhilfe bezog, umfasste 
1–2 % der damaligen Bevölkerung. Die 
Betroffenen wurden als gesellschaftlich 
unvermeidbare Armutsfälle angesehen. 
Seit den Jahren nach 1980 mit einer 
anhaltenden hohen Arbeitslosigkeit, 
verstärkt nach der deutschen Wieder-
vereinigung 1990, gibt es wieder einen 
öffentlichen Armutsdiskurs. Der deut-
sche Caritasverband veröffentlichte 
ebenso wie andere Wohlfahrtsverbän-

vorzulegen ist. Im Jahr 2013 erschien 
der Vierte Armuts- und Reichtumsbe-
richt. Dieser ist von Wissenschaftlern, 
Wohlfahrtsverbände und Oppositions-
politikern kritisiert worden, weil die 
jeweilige Regierung die „soziale Lage 
in Deutschland“ zu positiv darstelle. 
Deshalb wurde auch die Forderung ei-
ner regierungsunabhängigen Bericht-
erstattung durch Wissenschaftler er-
hoben. 

Über den Armutsbegriff und damit 
verbunden über die Bedeutung sozia-
ler Ungleichheit gibt es kontroverse De-
batten. So weisen liberale Wirtschafts-
wissenschaftler darauf hin, dass in 
Deutschland Armut im Sinne der Ar-
mut in Entwicklungsländern oder in 
den ärmsten EU-Ländern (z. B. Rumä-
nien, Bulgarien) nicht existiert. Es ge-
be lediglich „soziale Ungleichheit“ (vgl. 

de Armutsstudien, die von renommier-
ten Sozialwissenschaftlern angefertigt 
wurden (vgl. Hauser/Hübinger 1993; 
Hanesch u. a. 1994). Im gemeinsamen 
Sozialwort der Kirchen von 1997 wur-
de die Forderung nach einem regelmä-
ßigen „Armuts- und Reichtumsbericht“ 
der Bundesregierung erhoben (Deut-
sche Bischofskonferenz/Rat der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland 1997, 
Nr. 219 f.). Um nicht nur die Situation 
ärmerer Bevölkerungsgruppen zu do-
kumentieren, sondern auch auf der an-
deren Seite den wachsenden Reichtum 
in der Gesellschaft zu thematisieren, 
wurden Einkommens- und Vermögens-
reichtum ausdrücklich miteinbezogen. 

Auf diese kirchliche Initiative hin 
beschloss der Bundestag, dass in jeder 
Wahlperiode (alle vier Jahre) ein sol-
cher Bericht von der Bundesregierung 

 Soziale Ungleichheit und 
Armut in Deutschland
 Ursachen und aktuelle Entwicklung, Bewertung und 
Maßnahmen zur Begrenzung

Jede Beschreibung von relativer Armut enthält normative Vorentscheidungen. Eine 
allgemein gültige Armutsgrenze kann auch die Christliche Sozialethik nicht vorgeben. 
In Deutschland sind heute vor allem Langzeitarbeitslose und allein erziehende Mütter 
armutsgefährdet. Die Armutsbekämpfung muss sich an ihnen orientieren, damit sich 
die Armut bestimmter Gruppen und Familien nicht dauerhaft verfestigt. Erschwert 
wird die Armutsprävention dadurch, dass sich die Kluft zwischen Arm und Reich in 
den vergangenen Jahrzehnten beständig vergrößert hat. Die sozialen Aufstiegschan-
cen der Marginalisierten sind geringer geworden. Das macht ein ganzes Bündel an 
Gegenmaßnahmen erforderlich: z. B. eine verbesserte regionale Wirtschaftsförderung 
und eine langfristige Umverteilung der Vermögen, genauer angepasste Erziehungs- 
und Bildungskonzepte, ein ausreichendes Ausbildungsplatzangebot, eine erweiterte 
Vorsorge zur Vermeidung von Altersarmut.  Joachim Wiemeyer

Schwerpunktthema
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schen den ärmsten und den reichsten 
Stadtteilen bei der Europawahl 2014 bei 
rd. 30 %, also zwischen 20 % und 50 %. 
In politischen Parteien sind die 20 % 
Einkommensstärksten 3,5 mal häufi ger 
vertreten als die 20 % Einkommens-
schwächsten (vgl. Vierter Armuts- und 
Reichtumsbericht 2013, 268 f.).

Menschenrechte sollen es jedem 
einzelnen Bürger ermöglichen, den ei-
genen Lebensentwurf frei wählen und 
entfalten zu können. Ohne bestimmte 
Grundvoraussetzungen, zu denen bei-
spielsweise Existenzsicherheit mittels 
Einkommen, eine stabile Gesundheit, 
eine Wohnung, eine ausreichende Bil-
dung gehören, ist dies nicht möglich. 
Daher muss für jeden Bürger ein Set 
von Grundfähigkeiten vorhanden sein. 
Eine freiheitliche Gesellschaft kann al-
lerdings nicht erzwingen, dass solche 
Befähigungschancen von jedem Ein-
zelnen hinreichend genutzt werden. Sie 
unterstützt es jedoch, z. B. mittels der 
Schulpfl icht, wozu dann auch Bil-
dungsmöglichkeiten bereitzustellen 
sind. Ob jeder/jede seine Begabungen 
ausschöpft, bleibt jedoch ihm/ihr über-
lassen.

Für eine Begrenzung sozialer und 
wirtschaftlicher Ungleichheiten spre-
chen auch die Lebenschancen zukünf-
tiger Generationen. Kinder dürfen nicht 
in sehr armen Familien aufwachsen. Es 
ist gesellschaftlich wichtig, dass Perso-
nen oder Familien bestimmter sozia-
ler Gruppen nicht dauerhaft in rela-
tiver Armut verbleiben, sondern dass 
Möglichkeiten des sozialen Aufstiegs 
(und damit auch Risiken des Abstiegs) 
bestehen.

Weitere Gesichtspunkte für eine Be-
grenzung von Ungleichheiten sind,
• dass die Stabilität einer Demokratie 

sicherer ist, wenn keine deutlichen 
sozialen Unterschiede existieren,

 Die Begrenzung sozialer 
und wirtschaftlicher 
Ungleichheit verbessert 
die Lebenschancen 
zukünftiger Generationen

aussehen. Auch diese Lebenslagen wer-
den üblicherweise im Verhältnis zu an-
deren Menschen in ihrer Gesellschaft 
gemessen.

In Deutschland ist besonders zu be-
achten, dass 25 % der Bevölkerung ei-
nen Migrationshintergrund aufweisen. 
Diese Menschen wollen fast überwie-
gend der Armut in ihrer Heimat ent-
gehen und haben dies mit der Ankunft 
in Deutschland zumeist auch erreicht. 
Sie sind wohlhabender als ihre in der 
Heimat zurückgelassenen Angehöri-
gen. Nach den in Deutschland übli-
chen Maßstäben gehört ein großer Teil 
der zugewanderten Bevölkerung aber 
den relativ Armen an. Die ethische Fra-
ge lautet, wie lange sich relativ arme 
Menschen mit Migrationshintergrund 
in Deutschland aufgehalten haben 
müssen, bevor sie an deutschen Ar-
mutsmaßstäben zu messen sind. 

Da somit jede Defi nition von Armut 
und jede empirische Messung von Ar-
mut normative Vorentscheidungen ent-
hält, soll in einem ersten Abschnitt auf 
normative Überlegungen zum Armuts-
begriff eingegangen werden.

Willke 2011). Selbst wenn sich alle Ein-
kommen in Deutschland verdoppeln 
würden, würde es genauso viele rela-
tiv Arme geben wie vorher. Willke ver-
deutlicht damit, dass der zugrundelie-
gende Armutsbegriff der deutschen Ar-
mutsberichterstattung, aber auch der 
der EU-Berichterstattung, ein relativer 
Armutsbegriff ist, der aussagt, wie groß 

die soziale Ungleichheit in einem Land 
ist. Neben der Einkommensarmut kann 
man aber auch soziale Indikatoren he-
ranziehen, die deutlich machen, wie 
die Lebenslagen von Menschen jenseits 
der Verfügbarkeit von Einkommen oder 
Vermögen
• etwa hinsichtlich des Zugangs zu 

Bildung,
• ihrer Wohnsituation,
• ihres Gesundheitszustandes und
• der materiellen Ausstattung ihres 

Haushalts etc.

 Der relative Armutsbegriff 
beinhaltet lediglich 
Aussagen über das Ausmaß 
sozialer Ungleichheit

Sozialethische Legitimation eines relativen Armutsbegriffs

In Deutschland wie in der EU wird die Ar-
mutsgrenze  mithilfe des mittleren Wer-
tes (Median) aller nach Haushaltsgrö-
ße gewichteten individuellen Einkom-
men (Netto- Äquivalenzeinkommen) 
bestimmt. Früher galten 50 % des so 
ermittelten Durchschnittseinkommens 
als Grenzwert. Vor einigen Jahren ist 
diese Quote auf 60 % angehoben wor-
den. Die zentralen Argumente für ei-
nen solchen relativen Armutsbegriff 
lassen sich in prominenten Ansätzen 
der politischen Philosophien der Ge-
genwart, etwa in Konzepten von John 
Rawls (vgl. Rawls 1975) oder Amartya 
Sen (vgl. Sen 2010), fi nden. Das neu-
zeitliche Staatswesen geht von glei-
chen Menschenrechten und gleichen 
politischen Rechten aller Bürger aus. 
Rechtsgleichheit und demokratische 
Staatsbürgergleichheit setzen aber ein 

Mindestmaß an materiellen Grundla-
gen und Fähigkeiten der Bürger vor-
aus. Der Staatsbürger in der Demokra-
tie muss z. B. die Fähigkeit etwa des 
Lesens und Schreibens beherrschen so-
wie über Einkommen verfügen, um sich 
über das politische Geschehen infor-
mieren und eine verantwortliche Wahl-
entscheidung treffen zu können. Da-
her ist nicht jede Form wirtschaftlicher 
und sozialer Ungleichheit mit einem 
demokratischen Staatswesen vereinbar. 

Vorhandene soziale Ungleichheiten 
können einen Teufelskreis auslösen, in-
dem arme Bevölkerungsgruppen sich 
nicht an Wahlen beteiligen, Politiker 
sich aber dann auch nicht für diese 
Gruppen einsetzen, weil sie dort kei-
ne Stimmen gewinnen können. Inner-
halb deutscher Großstädte lag der Un-
terschied in der Wahlbeteiligung zwi-
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ten hin begrenzt, entspricht aber ihrer 
normativen Orientierung.

Da das Thema der Ungleichheit zwi-
schen Ländern nicht Gegenstand die-
ses Beitrages ist, sollen hier drei kurze 
Bemerkungen genügen:
• Erstens kann durch Reduzierung 

von Ungleichheit in armen Län-
dern die ökonomische Entwicklung 
dieser Länder selbst gefördert wer-
den, vor allem deshalb, weil bessere 
Bildungschancen für ärmere Bevöl-
kerungsgruppen das Wirtschafts-
wachstum vorantreiben können.

• Zweitens hat Armut immer etwas 
mit gesellschaftlicher Desorgani-
sation in den jeweiligen Ländern 
zu tun. Sie kann nie allein durch 
Transfers und fremde Hilfe beho-
ben werden, sondern nur durch ei-
gene gesellschaftliche Reform vor 
Ort (beispielsweise muss das Pro-
blem einer zu großen Konzentra-
tion des Bodenbesitzes gelöst wer-
den).

• Drittens erfordern die Selbstachtung 
und ein gesundes Selbstbewusstsein 
eines Landes und seiner Menschen, 
dass man durch Eigenanstrengun-
gen vorankommt. Überstaatliche 
Gemeinschaften (wie Europa) kön-
nen den Abbau ökonomischer Un-
terschiede fördern, die Eigenverant-
wortung und Eigenanstrengungen 
der Nationalstaaten aber nicht er-
setzen (vgl. Wiemeyer 1998).

dem Zweiten Vatikanischen Konzil in 
der Theologie der Befreiung
• die „Option für die Armen“ ent-

wickelt, die später unter Johannes 
Paul II. in

• Sollicitudo rei socialis (Nr. 42) und
• Centesimus annus (Nr. 11) auch in 

die kirchliche Sozialverkündigung 
einfl oss.

In seinem apostolischen Schreiben 
Evangelii Gaudium beklagt Papst Fran-
ziskus die wachsende wirtschaftliche 
und soziale Ungleichheit in und zwi-
schen den Ländern (Nr. 52 f.; 59 f.), wo-
bei er sich, anstatt des früher üb lichen 
diplomatischen Redeweise der Päpste, 
einer prophetischen Sprache bedient. 

Die Christliche Sozialethik kann 
normativ nicht bestimmen, ob eine 
Armutsgrenze oder ein sozio-ökono-
misches Existenzminimum bei 50 % 
oder 60 % des Durchschnittseinkom-
mens liegen soll. Die konkrete Fest-
legung obliegt demokratisch gewähl-
ten Entscheidungsträgern. Eine relati-
ve Einkommensgrenze, die die soziale 
Ungleichheit in einem Land nach un-

 Die konkrete Bestimmung 
der relativen Armutsgrenze 
obliegt nicht der 
Sozialethik, sondern den 
demokratisch gewählten 
Entscheidungsträgern

• dass dann die Produktivität der 
Wirtschaft hoch ist, wenn alle Be-
gabungschancen in der Gesellschaft 
ausgeschöpft werden,

• dass soziale Ausfallerscheinungen 
(Kriminalität, Drogengebrauch, 
Scheidungen und häufi ger Part-
nerwechsel, Vernachlässigung von 
Kindern etc.) seltener zu erwarten 
sind, wenn die soziale Ungleichheit 
abnimmt. So sind etwa in den USA 
acht Mal, in Polen etwa drei Mal so 
viele Personen auf 100.000 Einwoh-
ner inhaftiert wie in Deutschland. 
(Vgl. Wilkinson/Pickett 2009).

Dass es in sozialistischen Ländern bis 
1990 auch Situationen zu geringer 
wirtschaftlicher Unterschiede gab, so 
dass zu wenig Personen Verantwor-
tung in Leitungspositionen überneh-
men oder sich engagieren und an-
strengen wollten, ist heute in westli-
chen Marktwirtschaften kein Thema 
mehr. Vergleichbar ist heute z. B. bei 
den deutschen Grund- und Hauptschu-
len zu beobachten: 10 % der Rektoren-
stellen können nicht besetzt werden, 
weil sie mit zu geringe Zulagen ver-
bunden sind. 

Während die politische Philoso-
phie der modernen Gesellschaft im 
19. Jahrhundert längst auf Demokra-
tie und Menschenrechte drängte, hielt 
die katholische Kirche an der Vorstel-
lung einer „naturgegebenen sozialen 
Ungleichheit“ (vgl. Leo XIII., Rerum 
Novarum Nr. 14) fest. Erst mit der spä-
ten Hinwendung zu Demokratie und 
Menschenrechten geraten wirtschaftli-
che und soziale Ungleichheiten in den 
Fokus der kirchlichen Sozialverkün-
digung:
• Papst Johannes XXIII. (Mater et ma-

gistra, Nr. 73 f.) und
• die Pastoralkonstitution des Zwei-

ten Vatikanischen Konzils Gaudium 
et spes (Nr. 63)

beklagen eine wachsende soziale Un-
gleichheit. Als Gegenbewegung zu den 
weltweit extremsten wirtschaftlichen 
Ungleichheiten in rein katholischen 
Ländern Lateinamerikas wird nach 

Relative Einkommensarmut in Deutschland

Eine Grundentscheidung der Armuts-
messung in der OECD (Organisation 
of Economic Cooperation and Deve-
lopment) ist, dass nicht Einzelperso-
nen, sondern Haushalte betrachtet und 
Haushaltsersparnisse berücksichtigt 
werden, und dass Kindern nur ein ge-
ringes statistisches Gewicht beigemes-
sen wird. Demnach zählen Familien mit 
zwei Kindern unter 14 Jahren nicht als 
Vier-Personen-Haushalt; sie gehen le-
diglich mit einem Wert von 2,1 (erste 
erwachsene Person mit 1,0, zweite er-

wachsene Person mit 0,5, sowie jedes 
Kind mit 0,3) in die Berechnung ein. 
Indem man von Haushalten ausgeht, 
ergeben sich für soziale Ungleichheit 
und Armutsgefährdung zwei Aspekte: 
• Erstens nimmt in Deutschland die 

soziale Ungleichheit innerhalb von 
Haushalten ab,

 — weil Männer und Frauen die glei-
chen Bildungschancen haben,

 — die Lohnunterschiede zwischen 
den Geschlechtern geringer wer-
den,
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letzten 25 Jahren um 1 Million erhöht 
hat, sind dies auch 750.000 Arme mehr. 

Am Beispiel der Studierenden wird 
deutlich, dass relative Einkommensar-
mut während einer bestimmten Lebens-
phase kein Problem darstellen muss, 
wenn etwa nach erfolgreichem Ab-
schluss eines Studiums relativ hohe 
Einkommen erzielt werden können. Ar-
mut bei Studierenden wäre nur ein Pro-
blem, wenn diese zur Finanzierung ih-
res Studiums eine schlecht bezahlte Er-
werbsarbeit mit hoher Stundenbelastung 
nachgehen müssen, die sie dermaßen 
in Anspruch nimmt, dass sie letztlich 
ihr Studium nicht erfolgreich abschlie-
ßen können.

Problematisch in der Armutsbe-
trachtung ist, dass es seit der Einfüh-
rung von Arbeitslosengeld II (Hartz IV) 
2005 436.000 Arbeitslose gibt, die un-
unterbrochen Sozialleistungen bezo-
gen haben. Da deren Angehörige eben-
falls von den gewährten Hilfen leben, 
erweitert sich der Kreis der Transfer-
empfänger auf 1,42 Millionen betroffe-
ne Personen. Somit wurde die mit den 
Hartz-Gesetzen verbunden Intention, 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ zu leisten, klar 
verfehlt (vgl. Caritas 2013, 15).

Eine Reihe von Personen befi nden 
sich im Bereich der Armutsgefähr-
dung, weil das Niveau einiger staat-
licher Sozialleistungen unterhalb der 
60 %-Schwelle liegt. Dies trifft zu auf
•  die Studienförderung für Studieren-

de (BAFÖG),
• die Grundsicherung im Alter sowie 

vor allem
• die Leistungen nach Arbeitslosen-

geld II (Hartz IV).

Diese Sozialleistungen liegen etwa 10–
20 % unterhalb der relativen Armuts-
grenze. Eine Anhebung auf diese Ar-
mutsgrenze erfolgt zum einen nicht 
wegen der erheblichen Mehraufwen-

 Arbeitslose und 
Alleinerziehende sind in 
Deutschland am stärksten 
von Armut betroffen

Kinder in einem solchen Fall vom 
Staat sichergestellt werden müsse 
(vgl. Caritas 2013, 26).

Obwohl sich die privaten Heirats- und 
Trennungsentscheidungen stark auf die 
Verteilung der Einkommen auswirken, 
kann der Staat dies strukturell kaum 
beeinfl ussen. Wenn, rein fi ktiv, Ehe-
partner nicht selbst gewählt, sondern 
nach einem Zufallsprinzip zugelost 
würden, würde in Deutschland die 
soziale Ungleichheit deutlich sinken. 

Folgende Personengruppen sind von 
einer Armutsgefährdung in Deutsch-
land (2011) besonders betroffen:

1.  Arbeitslose 67,8 %

2.  Alleinerziehende (mit 
zwei und mehr Kindern)

37,1 %

3.  Alleinlebende (darunter 
Studenten und Witwen)

32,3 %

4.  Personen mit niedrigem 
Bildungsstand

25,8 %

5.  Migranten
(aus der Türkei:

21,5 % 
33,0 %)

Durchschnitt der 
 Bevölkerung 16,1 %

Unterdurchschnittliche Armutsgefähr-
dung weisen auf:

1.  Einheimische Bevölke-
rung (ohne Migrations-
hintergrund)

11,1 %

2. Erwerbstätige 7,7 %

3.  Normalfamilie (Vater, 
Mutter, zwei Kinder)

8,7 %

4. Akademiker 7,7 %

Quelle: Bundeszentrale für die politische Bil-
dung (Hg.): Datenreport 2013. Ein Sozialbe-
richt für die Bundesrepublik Deutschland, 
Bonn 2013, S. 162.

Studierende, die nicht bei ihren Eltern 
wohnen und weniger als 987 (2014) 
Euro im Monat erhalten, gelten als ar-
mutsgefährdet. Dies trifft auf etwa 75 % 
der deutschen Studierenden zu. Wenn 
sich die Zahl der Studierenden in den 

 — Frauen und Männer gleicher-
maßen einer Erwerbsarbeit nach-
gehen und

 — Männer und Frauen mit einem 
ähnlichen Bildungshintergrund 
heiraten,

 so dass beide Partner gleichviel zum 
Familieneinkommen beitragen. Der 
Arzt heiratet also nicht mehr ei-
ne Krankenschwester, sondern ei-
ne Ärztin. Durch diese Entwicklung 
nimmt aber die soziale Ungleich-
heit (und relative Armut) zwischen 
Haushalten deutlich zu. Denn gut 
verdienende Akademikerhaushal-
te stehen somit jenen von einfa-
chen Arbeitern oder Erwerbslosen 
gegen. (Sachverständigenrat 2014, 
Ziff. 517).

• Ein zweiter Faktor besteht im Schei-
dungs- bzw. Trennungsverhalten. 
Die Gruppe, die neben Langzeit-
arbeitslosen am stärksten von Ar-
mutsgefährdung betroffen ist, ist je-
ne der Alleinerziehenden mit zwei 
oder mehr Kindern. Während ein 
Familienhaushalt mit 2.200 Eu-
ro Nettoeinkommen nicht arm ist, 
tritt nach einer Trennung Armut ein, 
weil nun nicht mehr 2,1 Personen, 
sondern 2,6 Personen (1 Erwachse-
ner, 1 Erwachsener und zwei Kinder 
= 2,6) gerechnet werden müssten. 
Falls ein solcher Haushalt Sozial-
leistungen nach Arbeitslosengeld II 
bezieht, steigen die staatlichen Auf-
wendungen (berechnet nach den 
Berliner Sätzen) von 1.883 Euro 
im Monat auf 2.340. Die Berech-
nung unterstellt, dass dann die al-
leinerziehende Mutter mit zwei Kin-
dern 1.606 Euro und der alleinle-
bender Vater 734 Euro erhalten. 
Die Mehrkosten des Staates betra-
gen 457 Euro. Die Caritas kritisiert, 
dass in einer Situation, in der eine 
Alleinerziehende mit einem neuen 
Partner zusammenzieht, letzterer 
bei ausreichendem Einkommen für 
Kinder aufkommen muss, obwohl 
er nicht der Vater ist. Vor diesem 
Hintergrund wird die Forderung er-
hoben, dass die Finanzierung der 
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auch Belastungen wie Hitze, Lärm, che-
mischen Stoffen etc. ausgesetzt war. 

Anteil der Personen an der Bevölke-
rung mit folgenden Defi ziten (aus fi -
nanziellen Gründen): 

alle arme 
Haus-
halte

Wohnung ausrei-
chend warm halten

5,2 % 16,8 %

In Urlaub fahren 
(1 Woche)

22,8 % 60,1 %

Warme Mahl-
zeit mit Fleisch 
(jeden 2. Tag)

8,8 % 27 %

Unerwartet 930 
Euro  benötigen 
(z. B. für neue 
Waschmaschine)

34,5 % 75,9 %

Keinen Computer 
 besitzen

4,5 % 16,2 %

Kein Auto 7,7 % 30,3 %

Hohe Wohnungs-
kosten

19,8 % 33 % 

Mietrückstände 2,4 % 6,9 %

Offene Stromrech-
nungen

3,9 % 12,2 

Quelle: Bundeszentrale für politische Bil-
dung, Datenreport 2013: Ein Sozialbericht 
für die Bundesrepublik Deutschland, Bonn 
2013, S. 158 f., Tabelle 5

Unter den Gesichtspunkten der Ar-
mutsdynamik und sozialen Ungleich-
heit wird in Deutschland vor allem über 
Chancengerechtigkeit diskutiert. Dabei 
ist ein wichtiges Thema, inwieweit die 
Bildungschancen von der sozialen Her-
kunft abhängen. In der Betrachtung ei-
nes Lebenslaufes gibt es verschiedene 
Armutsrisiken:
• Dies betrifft erstens die Frage, ob 

ein Kind von einer Alleinerziehen-
den geboren wird oder nicht.

• Dann stellt sich das Problem, ob ein 
Kind eine Krippe oder einen Kinder-
garten besucht, so dass es etwa bei 
Schulbeginn die deutsche Sprache 
beherrscht, was bei einem Teil der 

gen aus Stolz und Selbstach-
tung, weil sie das Subsidiaritäts-
prinzip stark geprägt hat, nicht 
in Anspruch.

 — Wieder andere wissen nicht um 
ihre rechtlichen Anspruchsmög-
lichkeiten oder scheuen den Gang 
zu Behörden, weil sie nicht rich-
tig lesen und schreiben können.

 — Wiederum andere befürchten, 
dass der Staat ihre Angehöri-
gen in Regress nimmt.

Es wird geschätzt, dass vor allem unter 
den alten Menschen über 50 % der Be-
rechtigten die Grundsicherung im Alter 
nicht in Anspruch nehmen (vgl. Cari-
tas 2013, 26).

Lebenslagen in Deutschland

Neben der Einkommenssituation kann 
man auch betrachten, inwieweit Perso-
nen, die in Deutschland leben, in ih-
rer Lebensführung Einschränkungen 
hinnehmen müssen. Dazu gibt es ein-
heitliche Untersuchungen für alle EU-
Länder (vgl. Statistisches Bundesamt 
2015).

Armutsgefährdung in Deutschland 2014

Quote 16,7 %

Armut plus soziale Aus-
grenzung

20,6 %

Alleinstehende (monetäre 
Armutsgrenze)

987 
 Euro im 
Monat

Familie (zwei Kinder) 
(m onetäre Armutsgrenze)

2072 
Euro im 
Monat

Quelle: Statistisches Bundesamt 2015

Soziale Ungleichheit schlägt sich auch 
im Gesundheitszustand und der Le-
benserwartung der Menschen nieder. 
So lebt etwa ein Universitätsprofessor 
zehn Jahre länger als ein Arbeiter, der 
jahrelang Schichtarbeit (einschließlich 
Nachtschicht) geleistet hat und dabei 

dungen, die für die jetzigen Empfän-
ger aufgebracht werden müssten. Wei-
terhin würden zahlreiche Personen, die 
mit ihrem Einkommen jetzt knapp über 
der Sozialleistungsgrenze liegen, eben-
falls anspruchsberechtigt. Obwohl hö-
here Sozialleistungen die relative Ar-
mut reduzieren würden, könnte der 
Anstieg der Anzahl von Hartz IV-Emp-
fänger in der politischen Öffentlichkeit 
als wachsende Armut gedeutet werden 
(vgl. Cremer 2015). Außerdem könn-
te eine solche Anhebung dazu führen, 
dass die Leistungshöhe bei arbeitsfä-
higen Sozialleistungsempfängern das 
Einkommen überschreitet, das aus einer 
Vollzeitarbeit erzielbar ist. Dies würde 
den Arbeitsanreiz mindern.

Zu den amtlichen Armutsstatistiken 
ist zu bemerken, dass es in der Realität 
davon zwei Abweichungen gibt:
• Erstens kann die Lebenslage von 

armen Haushalten tatsächlich bes-
ser sein,

 — wenn sie illegale Zusatzeinkom-
men (z. B. durch Schwarzarbeit) 
erhalten,

 — wenn sie von Tafeln und Sup-
penküchen unterstützt werden,

 — wenn sie aus privaten Spen-
den oder familiärer Unterstüt-
zung zusätzliche Güter beziehen 
können.

• Umgekehrt gibt es Personen, die 
Sozialleistungen nicht in Anspruch 
nehmen (können) und die deutlich 
unterhalb der Armutsschwelle le-
ben.

 — Dies trifft vor allem auf illegal 
in Deutschland lebende Auslän-
der zu. Ihre Zahl soll bis zu ei-
ner Million betragen. Für diese 
bietet z. B. die Caritas kostenlo-
se medizinische Behandlungen 
an. Der deutsche Gesetzgeber er-
leichtert Kindern von illegal in 
Deutschland lebenden Personen 
den Schulbesuch, indem z. B. bei 
der Einschulung eine amtliche 
Meldebescheinigung nicht mehr 
vorgelegt werden muss.

 — Andere Personen (verschämte 
Arme) nehmen Sozialleistun-
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Zum Vermögen werden üblicherwei-
se Haus- und Grundbesitz, Anteile an 
Unternehmen, Wertpapiere, Spargut-
haben, Lebensversicherungsansprüche 
etc. (abzüglich von Schulden) gezählt. 
In diesem engen Sinne ist das Vermö-
gen in Deutschland stark konzentriert. 
Die ärmere Hälfte der Haushalte verfügt 
lediglich über 1,2 % des Vermögens, die 
reichere Hälfte über 98,8 %, davon die 
reichsten 10 % allein über 52,9 %. Diese 
Zahlen, die für das Jahr 2008 ermittelt 
wurden, stehen in der Kontinuität ei-
ner Entwicklung, die sich schon in den 
1990er Jahren abzeichnete. Bereits da-
mals, 1998, verfügten die reichsten 10 % 
der Haushalte über 45,1 % des Vermö-
gens. (vgl. Vierter Armuts- und Reich-
tumsbericht 2013, 307)

Damit wurde das auf der Basis der 
kirchlichen Sozialverkündigung ange-
strebte Ziel einer breiten Streuung des 
Vermögens in der Gesellschaft nicht 

Ungleicher als Einkommen sind Ver-
mögen in der Gesellschaft verteilt. Da-
bei spielt es jedoch eine wichtige Rolle, 
was man zum Vermögen zählt. Wenn 
man auch das „Können und Wissen 
der Menschen“ (Humankapital) dazu 
rechnet, ist die Vermögensverteilung 
relativ gleichmäßig. Durch kostenlose 
Schul- und Hochschulbildung versucht 
der Staat, jeden Bürger in Deutschland 
zu einem (Human-)kapitalbesitzer zu 
machen. Ebenso stellt sich die Frage, ob 
Ansprüche gegenüber der Rentenversi-
cherung von Arbeitern und Angestell-
ten oder Pensionsansprüche von Be-
amten als Vermögen bewertet werden. 
Wenn man dies nicht macht, müsste 
man zumindest bei Selbstständigen oh-
ne Sozialversicherungsansprüche An-
teile für eine angemessene und ver-
gleichbare Altersversorgung vom Ver-
mögen abziehen. 

derer, die der türkischstämmigen, zu. 
50 % der Kinder mit Migrationshinter-
grund lebten längere Zeit in Armut, 
was auch auf die höhere Arbeitslosig-
keit von Migranten zurückzuführen ist. 

40 % der Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund hatten 2,5 Jahre nach 
Schulabschluss noch keinen Ausbil-
dungsplatz (vgl. Caritas 2013, 18). 
31 % der Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund haben keinen Berufsab-
schluss; dem steht eine Quote von le-
diglich 9,2 % bei der angestammten 
deutschen Bevölkerung gegenüber. 
Benachteiligten Jugendlichen muss 
auch während der Ausbildung gehol-
fen werden, damit sie diese nicht ab-
brechen. 22,8 % der Inhaftierten, aber 
nur 10,9 % der Gesamtbevölkerung ha-
ben eine ausländische Staatsangehö-
rigkeit. Die Caritas kritisiert die Verfes-
tigung der Armut, weil viele längerfris-
tig im Bereich der Armutsgefährdung 
verbleiben. Auch bleiben die Aufstiegs-
chancen in der nachfolgenden Gene-
ration gering.

gescheitert sind (Konkurs), armutsge-
fährdet sein. Auch eine Pfl egebedürf-
tigkeit im Alter kann ein Armutsrisiko 
darstellen, wenn die Leistungen der 
Pfl egeversicherung in Verbindung mit 
den Renteneinkommen nicht ausrei-
chen, die hohen Pfl egekosten zu de-
cken. Kleinere Gruppen wie Obdach-
lose oder frühere Strafgefangene sind 
ebenfalls armutsgefährdet.

Da Migranten häufi g schlechte 
deutsche Sprachkenntnisse  aufweisen, 
nur über eine geringe schulische und 
berufl iche Qualifi kation verfügen bzw. 
im Ausland erworbene Qualifi kationen 
im Inland formal (durch staatliche Be-
hörden) oder von Arbeitgebern nicht 
anerkannt werden, sind sie deutlich 
überdurchschnittlich armutsgefähr-
det. Dies trifft in Deutschland vor al-
lem auf die größte Gruppe der Zuwan-

 Migranten sind 
überdurchschnittlich 
armutsgefährdet

Kinder mit Migrationshintergrund 
nicht der Fall ist.

• Die nächste Hürde ergibt sich in der 
Grundschule bei der Frage, ob nach 
dem 4. Schuljahr eine weiterfüh-
rende Schule oder eine Hauptschule 
besucht wird.

• Zum Ende der Schulpfl icht ent-
scheidet sich, ob man einen Schul-
abschluss erwirbt und ob man einen 
Ausbildungsplatz erhält.

Grundsätzlich besteht im deutschen 
Schulwesen Durchlässigkeit, so dass 
gute Hauptschüler einen Realschul-
abschluss erhalten können, gute Re-
alschüler das Fachabitur oder das Abi-
tur. Mit einem berufl ichen Abschluss 
(z. B. Meister) kann man ohne Abitur 
ein Studium aufnehmen. Es gibt aber 
bei allen diesen Übergängen Risiken, 
weshalb besonders Schulabgänger oh-
ne Abschluss einem Armutsrisiko un-
terliegen. Für Frauen ist die Geburt ei-
nes Kindes, die zu einem längeren Aus-
scheiden aus der Erwerbsarbeit führt, 
vor allem dann ein Risiko, wenn sich 
ihr Ehemann/Partner von ihr trennt 
oder arbeitslos wird. Für Jugendliche, 
die eine Ausbildung oder ein Studium 
angeschlossen haben, besteht das Ar-
mutsrisiko darin, (keinen) Berufsein-
stieg zu fi nden. Für Personen in der 
Erwerbsarbeit kann eine Armutsge-
fährdung auftreten, wenn sie wegen 
einer geringen Qualifi kation nur einen 
Niedriglohn erhalten oder ihr Arbeits-
platz verloren geht. Weiterhin stellen 
gesundheitliche Beeinträchtigungen 
und der Verlust der Erwerbsfähigkeit 
(Frühverrentung) ein Armutsrisiko dar. 

Im Alter sind Personen von Armut 
bedroht, die entweder in einem langen 
Arbeitsleben immer nur Niedrigein-
kommen bezogen haben oder Perso-
nen, die nicht über eine langjährige 
Vollzeitbeschäftigung verfügten, son-
dern längere Jahre arbeitslos waren 
oder nur geringfügiger Beschäftigung 
nachgegangen sind bzw. Teilzeittätig-
keiten hatten. Ebenso können frühere 
Selbstständige, die nicht ausreichend 
vorgesorgt haben oder wirtschaftlich 

Vermögensverteilung
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Mindestlohn und Managergehälter
In Deutschland ist die soziale Ungleich-
heit größer geworden, weil auf der ei-
nen Seite die Löhne in den unteren 
Bereichen in den letzten zehn Jahren 
stagnierten oder gar sanken. Dies ist 
darauf zurückzuführen, dass die Ge-
werkschaften an Gestaltungsmacht 
verloren haben, weil u. a. Arbeitsplät-
ze mit niedriger Qualifi kation nach 
dem Fall des Ostblocks und der Öff-
nung Chinas zur Marktwirtschaft nach 
Mittel- und Osteuropa bzw. nach Asien 
abgewandert sind. Die hohe Arbeits-
losigkeit in diesem Qualifi kationsseg-
ment schwächte die Gewerkschaften. 
Neu entstehende Arbeitsplätze für we-
nig Qualifi zierte entstanden im Dienst-
leistungssektor für den Binnenmarkt, 
wo der gewerkschaftliche Organisati-
onsgrad gering ist. Auf der anderen 
Seite wuchsen die Löhne für hochqua-
lifi zierte Arbeitnehmer, vor allem für 
das Spitzenmanagement. Hier wurden 
Einfl üsse im Prozess der Globalisierung 
durch die US-amerikanische Manage-
mentkultur deutlich. 

In früheren Jahrzehnten lagen die 
Unterschiede zwischen den durch-
schnittlichen Arbeitnehmereinkom-
men und den Vorstandsgehälter um das 
30–40fache auseinander. In der Gegen-
wart sind sie bis zum 300fachen gestie-
gen (vgl. Wiemeyer 2004). Möglicher-
weise wird hier der Gesetzgeber auch 
regulierend eingreifen. 

Die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns von 8,50 Euro führt al-
le Einzelpersonen, die bisher Vollzeit 
gearbeitet haben und an der Armuts-
grenze lagen, über diese hinaus. Sobald 
in einer Familie aber nur ein Verdie-
ner vorhanden ist, wird der Mindest-
lohn nichts daran ändern, dass Nied-
rigverdienerhaushalte ihr Einkommen 

Bezüglich der Reduzierung von Ar-
mutsrisikoquoten gibt es in Deutsch-
land Kontroversen bzw. verschiedene 
Ansätze, die nachfolgend thematisiert 
werden.

Regionale Wirtschaftsförderung
Die erheblichen regionalen Unterschie-
de beim Bezug der Grundsicherung für 
Arbeitslose (ALG II bzw. Hartz IV) zwi-
schen 11 % aller zivilen Erwerbsperso-
nen in Duisburg und 0,4 % im Land-
kreis Eichstätt (November 2015) legen 
es zunächst nahe, eine Förderung der 
regionalen Wirtschaft zu betreiben 
bzw. die regionale Mobilität der Ar-
beitskräfte zu fördern. Dass die Um-
steuerung der regionalen Wirtschaft 
schwer fällt, kann man daran ablesen, 
dass auch Jahrzehnte nach dem Nie-
dergang des Bergbaus und der Kohle-
förderung im Ruhrgebiet dort immer 
noch die höchsten Arbeitslosenraten 
vorherrschen. Ebenso hat es nach der 
deutschen Einheit fast 25 Jahre ge-
dauert, bis sich die Wirtschaftslage 
in den neuen Bundesländern stabili-
siert hat und die Arbeitslosenquoten 
(auch durch Abwanderung und nied-
rige Geburtenraten) gesunken sind. Al-
lerdings ist die Einkommenssituation 
immer noch deutlich niedriger als im 
Durchschnitt Westdeutschlands. Wenn 
der dominierende Wirtschaftszweig ei-
ner Region (Schiffbau, Landwirtschaft, 
Kohle und Stahl etc.) schrumpft oder 
gar ganz ausläuft, ist es sehr schwie-
rig, neue Wirtschaftszweige aufzubau-
en. Es ist hier in Zeiträumen von zwei 
bis drei Jahrzehnten zu rechnen. Vor-
teilhaft können Investitionen in Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen 
sein, die dann zu Ausgründungen und 
dem Neuaufbau von kleineren und 
mittleren Unternehmen führen.

aus Sozialleistungen aufstocken müs-
sen. Viele Aufstocker arbeiten zudem 
nur Teilzeit, so dass von den insge-
samt 1,3 Mio. betroffenen Personen 
lediglich 60.000 ihr Arbeitseinkom-
men aufgrund des Mindestlohns nicht 
mehr durch Sozialleistungen aufsto-
cken müssen (vgl. Möller 2014).

Höhere Sozialleistungen
Zur Armutsbekämpfung wird die For-
derung erhoben, die Leistungen des 
Kindergeldes, des BAFÖG, des Ar-
beitslosengeldes II und der Grund-
sicherung im Alter anzuheben (vgl. 
Caritas 2013, 12). Radikale Forderun-
gen gehen in Richtung eines Grund-
einkommens ohne Arbeit (vgl. kritisch: 
Wiemeyer 2011), um z. B. die behörd-
liche Kontrolle der privaten Lebens- 
und Einkommensverhältnisse überfl üs-
sig zu machen. Dazu gehört etwa die 
Pfl icht, den Lebensunterhalt grund-
sätzlich durch eigene Arbeit zu ver-
dienen. 

Insbesondere bei Haushalten mit 
Kindern sind höhere Geldzahlungen 
umstritten. Man geht davon aus, dass 
ein Teil der Eltern das Geld nicht für 
ihre Kinder verwendet, sondern für ei-
gene Konsumzwecke und Interessen. 
Deshalb wurde ein bürokratisch auf-
wendiges Verfahren eingeführt, damit 
Zusatzleistungen in der Grundsiche-
rung (Mitgliedschaft in Sportvereinen, 
Nachhilfe etc.) tatsächlich den Kindern 
zugute kommen.

Bei der Anhebung der Geldleistun-
gen für arbeitsfähige Personen stellt 
sich zudem die Frage, ob damit der 
Arbeitsanreiz nicht gemindert wird, 
wenn Sozialleistungen genauso hoch 
oder höher als mögliche Arbeitslöhne 
sind. Durch höhere Sozialleistungen 
erfolgt zudem keine ursachenadäqua-
te Armutsbekämpfung, die ja in feh-
lenden Arbeitsplätzen und mangelnder 
Qualifi kation liegt.

Armutsprävention
Um langfristig der Verfestigung sozia-
ler Ungleichheit und der Entstehung 
von Armut vorzubeugen, gibt es in ei-

erreicht. Wenn man die Entwicklung 
im Lebenslauf betrachtet, gehören zwar 
91 % der Jugendlichen (bis 24), aber 
nur 41 % der 50 bis 64jährigen zu den 

ärmsten Haushalten, weil durch Erspar-
nisse während des Arbeitslebens mehr 
als die Hälfte der deutschen Bevölke-
rung erhebliches Vermögen erwirbt.

Kontroversen der Armutsbekämpfung
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men für Schüler, die nur unregelmä-
ßig die Schule besuchen und/oder sich 
dem Unterricht verweigern, indem sie 
stören und Schularbeiten nicht anfer-
tigen. Auch kommt es darauf an, dass 
alle Kinder gemäß ihrer Begabung den 
bestmöglichen Schulabschluss errei-
chen. Dazu gehört, dass die Lehrer die 
Schüler gezielt fördern und vor allem 
auch auf Kinder mit Migrationshinter-
grund unterstützend eingehen. Hierzu 
können mehr und besser ausgestattete 
Ganztagsschulen beitragen.

Ein soziales Problem der letzten 
25 Jahren bestand in vielen Regionen 
Deutschlands in einer Ausbildungs-

so dass manche ohne hinreichende 
deutsche Sprachkenntnisse die Schule 
beginnen. Unter Familien mit Migra-
tionshintergrund ist die Armut beson-
ders groß, so dass hier anzusetzen wä-
re, um die Weitergabe von Armut an 
die nächste Generation zu vermeiden. 
Das von der katholischen Kirche im GG 
1949 (Art. 6 Abs. 2) durchgesetzte El-
ternrecht, nach der die primäre Erzie-
hungsverantwortung bei diesen liegt, 
steht aber einer gesetzlichen Kinder-
gartenpfl icht entgegen.

Weitere Maßnahmen, soziale Un-
gleichheit abzubauen und Armutsprä-
vention zu betreiben, liegen im Bil-
dungssystem. Hier kommt es darauf 
an, allen Jugendlichen einen Schul-
abschluss zu verschaffen. Die Caritas 
gibt jährlich eine Untersuchung heraus, 
wie viel Prozent der Schüler in einer 
Region die Schule ohne Abschluss ver-
lassen. Erforderlich sind Hilfsmaßnah-

nigen deutschen Städten Modellversu-
che, bei denen werdende Mütter bereits 
vor der Geburt des Kindes betreut wer-
den. Ihnen wird nach der Geburt, etwa 
durch regelmäßige Hausbesuche von 
Hebammen bzw. Sozialarbeiterinnen, 
weiter geholfen, damit sie einen be-
darfsgerechten Umgang mit den Kin-
dern erlernen und die Fähigkeit zur 
Haushaltsführung erhalten. Ihnen sol-
len z. B. Voraussetzungen für gesun-
de Ernährung und Strategien, mit dem 
monatlichen Einkommen wirtschaften 
zu können, vermittelt werden. Entwick-
lungsdefi zite der Kinder sollen bereits 
bei der Geburt (Untergewicht) entdeckt 
und die Kinder frühzeitig gefördert 
werden. Dazu gehört dann auch ein 
Besuch von Kinderkrippen und Kin-
dergärten. In Großstädten haben 30–
50 % der Kinder Eltern mit einem Mi-
grationshintergrund. Diese Kinder be-
suchen nicht alle einen Kindergarten, 
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zenverdienern in „Steuerparadiese“. Der 
stärkere internationale Datenaustausch 
von Steuerpfl ichtigen führt dazu, dass 
einige dieser „Schlupfl öcher“ gestopft 
sind. Daher wäre es prinzipiell möglich, 
die soziale Ungleichheit durch höhe-
re Steuern zu reduzieren. Dazu bietet 
sich eine höhere Erbschaftsteuer an.

Fazit

Nicht zuletzt aufgrund des Engage-
ments der Kirchen, vor allem von Ca-
ritas und Diakonie, fi nden die Themen 
„Armut“ und „gesellschaftliche Verant-
wortung von Einkommens- und Ver-
mögensstarken“ zunehmend öffentli-
che Aufmerksamkeit. Es wird nach We-
gen gesucht, die soziale Ungleichheit in 
Deutschland weiter zu begrenzen. Da-
bei müssen Lösungen gefunden wer-
den, die einerseits die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit sichern und die Zahl 
der Arbeitsplätze erhöhen (und nicht 
durch zu hohe Mindestlöhne senken). 
Relative Armut muss nicht nur nach-
haltig bekämpft werden, es sind auch 
Maßahmen zur Vorbeugung zu er-
greifen. Ziel aller Initiativen sollte ein 
Zustand sein, bei dem staatliche So-
zialleistungen möglichst nicht dauer-
haft in Anspruch genommen werden 
müssen. Eine freiheitliche Gesellschaft 
kann aber nicht alle Formen relativer 
Armut vermeiden, weil Menschen nicht 
gezwungen werden können, die ihnen 
gebotenen Chancen tatsächlich zu er-
greifen. 

riger Steuersatz eingeführt, der Kapi-
taleinkommen geringer als Arbeitsein-
kommen besteuert.

Zielsetzung der steuerlichen Maß-
nahmen war es zu verhindern, dass in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten, Be-
triebe mit Verlusten bzw. geringen Ge-
winnen behindert werden, zu inves-
tieren und Arbeitsplätze zu schaffen. 
Ein weiteres Problem lag in der Steu-
erfl ucht. Indem einige Länder, wie 
die Schweiz, die Erbschaftssteuer ab-
schafften, drohte eine Vermögensver-
lagerung. Ähnliches gilt für die Verla-
gerung von Finanzvermögen bzw. die 
Verlagerung des Wohnsitzes von Spit-

platzknappheit. Nicht zuletzt deshalb 
gibt es eine hohe Zahl junger Men-
schen unter 30 Jahren, die weder ein 
Studium abgeschlossen haben noch 
über einen Berufsabschluss verfügen. 
Solche Personen sind von Armut be-
droht, da sie vermutlich nur eine Stel-
le im Niedriglohnsektor erhalten oder 
arbeitslos werden. Armutsprävention 
würde darin bestehen, alle Jugendli-
chen eine Ausbildung zu ermöglichen 
und jene, die bisher ohne Qualifi kation 
geblieben sind, nachzuqualifi zieren.

Da wegen der demographischen 
Entwicklung die Renten aus dem Um-
lageverfahren der Rentenversicherung 
absinken, droht Personen mit einem 
langen Niedrigeinkommen, langen Zei-
ten der Arbeitslosigkeit bzw. langen 
Zeiten der Teilzeitarbeit oder gerin-
gen Versicherungsjahren Altersarmut. 
Sinnvoll wäre es, wenn die zusätzli-
che kapitalgedeckte Alterssicherung 
verpfl ichtend gemacht würde. Auch 
für Selbständige sollte zur Vermeidung 
von Altersarmut eine Pfl ichtversiche-
rung erwogen werden.

Stärkere steuerliche Umverteilung
In Deutschland wurde in den letzten 
Jahrzehnten die Vermögenssteuer ab-
geschafft. Weiterhin wurden in der Erb-
schaftssteuer Vergünstigungen einge-
führt, die eine Betriebsübergabe fast 
steuerfrei ermöglichen. Auch wurden 
die Steuerfreibeträge deutlich ange-
hoben. Weiterhin wurde der Spitzen-
steuersatz gesenkt. Für Einkommen 
aus Kapitalerträgen wurde ein nied-
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hindert. Damit aber ist die herkömm-
liche Trennung zwischen Allokation 
und Verteilung nicht mehr aufrecht 
zu erhalten; beide sind miteinander 
verknüpft und müssen zusammen be-
trachtet werden.

In aller Regel konzentriert man sich 
dabei auf die Ungleichheit in den Ein-
kommen und Vermögen. Tatsächlich 
sind diese heute sehr ungleich verteilt. 
Dabei hat in den letzten Jahrzehnten 
vor allem die Entwicklung der Spit-
zeneinkommen zur zunehmenden Un-
gleichheit beigetragen.

Wenn man die Frage der Gleich-
heit in einer Gesellschaft thematisiert, 
ist die Gleichheit der Einkommen ver-
mutlich nicht das Wichtigste: Wichti-
ger ist die Chancengleichheit. Die Fra-
ge nach Gleichheit bzw. Ungleichheit 
in unserem Wirtschaftssystem ist da-
her zunächst eine Frage danach, in-
wieweit Chancengleichheit hergestellt 

In der Zeit zwischen Rawls und Pi-
ketty hatten sich die Ökonomen der 
Diskussion von Verteilungsfragen weit-
gehend enthalten und sich auf Alloka-
tionsfragen beschränkt. Dahinter stand 
die weit verbreitete Überzeugung, dass 
zunehmende Einkommensungleichheit 
dem Wirtschaftswachstum förderlich 
ist und – zumindest langfristig – Al-
len zugutekommt; die Frage war nur, 
auf welchem Weg dies geschieht. Die 
meisten Ökonomen unterstützten daher 
eine „angebotsorientierte Wirtschafts-
politik“ und sahen Verteilungsfragen 
bestenfalls als zweitrangig an.

Wenn aber zunehmende Ungleich-
heit mit sinkendem Realeinkommen der 
unteren Einkommensgruppen einher-
geht, stellt sich die Frage neu. Mögli-
cherweise ist die Einkommensungleich-
heit heute so hoch, dass sie eine weitere 
Steigerung des Wirtschaftswachstums 
nicht mehr fördert, sondern eher be-

  Zunehmende Ungleichheit aus 
ökonomischer Perspektive
  Ausmaß, Ursachen und Auswirkungen*

Nachdem die Einkommensverteilung über Jahrzehnte gleichmäßiger geworden war, hat 
die Ungleichheit seit den achtziger Jahren wieder erheblich zugenommen. Dies gilt für 
die Vereinigten Staaten und, wenn auch etwas abgeschwächt, auch für Deutschland 
und viele andere Länder. Der Anstieg der Ungleichheit ergab sich fast ausschließlich 
durch den Anstieg der Einkommen des obersten 1 Prozents der Bevölkerung. Neuere 
Arbeiten zeigen, dass dadurch das Wirtschaftswachstum beeinträchtigt wurde. Ursa-
chen für diesen Anstieg sind neben dem technischen Fortschritt Änderungen in der 
Besteuerung sowie auf den Arbeitsmärkten. Die steigende Ungleichheit führt zu mehr 
Kriminalität und gefährdet das Vertrauen in das politische und wirtschaftliche Sys-
tem. Mit Steuer- und Arbeitsmarktpolitik könnte man versuchen, auf mehr Gleich-
heit hinzuwirken. Die Mittel dazu sind freilich begrenzt. Gebhard Kirchgässner

Einleitung

Im Gegensatz zu den letzten Jahr-
zehnten wird die Frage der Ungleich-
heit in der Einkommens- und Vermö-
gensverteilung in den letzten Jahren 
von den Ökonomen wieder heiß dis-
kutiert. Eine solch intensive Diskussion 
gab es zuletzt in den siebziger Jah-
ren, ausgelöst durch die im Jahr 1971 
erschienene Theorie der Gerechtigkeit 
von John Rawls. Die neue Diskussions-
welle mit einer Fülle von Veröffentli-
chungen wurde vielleicht nicht aus-
gelöst, aber zumindest stark befördert 
durch Das Kapital im 21. Jahrhundert 
von Thomas Piketty (2013). Ihm kommt 
das große Verdienst zu, zusammen mit 
anderen, insbesondere Emmanuel Sa-
ez, in einer ganzen Reihe von Arbeiten 
die Entwicklung der Einkommens- und 
Vermögensverteilung seit dem Ersten 
Weltkrieg bis heute für die Vereinig-
ten Staaten und auch für viele andere 
Länder aufgearbeitet zu haben. Damit 
verfügen wir heute zur Diskussion von 
Verteilungsfragen über vergleichswei-
se gutes Datenmaterial.

* Universität St. Gallen, Schweizerisches Institut für Aussenwirtschaft und  Ange wandte 
Wirtschaftsforschung (SIAW-HSG), Leopoldina, CESifo und CREMA. – Eine aus führliche 
Version fi ndet sich als Diskussionspapier unter https://www.unisg.ch/de/schools/econo 
mics+and+political+science/ueber+seps/volkswirtschaftliches+ departement/forschung 
+publikationen/diskussionspapiere
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werden kann. Wir werden uns hier den-
noch auf die „ökonomische Perspek-
tive“ beschränken, d. h. wir werden 
die Ungleichheit in der Einkommens- 
und Vermögensverteilung betrachten. 
Selbstverständlich ist deren Entwick-
lung (auch) abhängig vom Ausmaß 
der Chancengleichheit, die wiederum 
(auch) abhängig vom Einkommen und 
Vermögen der Eltern ist.

Die Entwicklung der 
Ungleichheit

Während die Entwicklung der Einkom-
men für die jüngste Vergangenheit ver-
gleichsweise gut dokumentiert ist, gibt 
es für die längerfristige Entwicklung 
nur wenige zuverlässige Daten. Für 
Deutschland schaffen die politischen 
Umbrüche zusätzliche Probleme. Für 
die Vereinigten Staaten haben Piket-
ty und Saez (2003) die Entwicklung 
der Einkommensverteilung sowie Sa-
ez und Zucman (2016) die Entwicklung 
der Vermögensverteilung seit dem Ers-
ten Weltkrieg dokumentiert.

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung 
für das oberste Promille und die un-
teren 90 Prozent.1  Am Ende des Ers-
ten Weltkriegs im Jahr 1918 hatten die 
unteren 90 Prozent 59.9, das obers-
te Promille 12.4 Prozent der Einkom-
men. Die Ungleichheit verschärfte sich 
bis zum Beginn der Weltwirtschaftskri-
se. Danach wurde die Verteilung glei-
cher; im Jahr 1970 verfügten die un-
teren 90 Prozent über 68.1 Prozent, 
das oberste Promille nur noch über 5.7 
Prozent der Einkommen. Mit der Ölkri-
se und der neuen, neoliberalen (bzw. 
angebotsorientierten) Politik unter Ro-
nald Reagan änderte sich das Bild je-
doch wieder: Im Jahr 2014 verfügte das 
oberste Promille bereits über 15.6 Pro-
zent, die untersten 90 Prozent dagegen 
nur noch über 51.1 Prozent der Ein-
kommen. Die Einkommensverteilung 
ist damit noch ungleicher als nach dem 
Ersten Weltkrieg und fast so ungleich 
wie zu Beginn der Weltwirtschaftskri-
se im Jahr 1928.

Die Vermögensverteilung nahm in 
den Vereinigten Staaten die gleiche, 
wenn auch zeitlich etwas verzögerte 
Entwicklung. Sie ist naturgemäß noch 
sehr viel ungleicher als die Einkom-
mensverteilung. Im Jahr 2012 verfüg-
ten die unteren 90 Prozent nur über 
22.8 Prozent, das oberste Promille da-
gegen über 22 Prozent der Vermögen. 
Der Zuwachs der Vermögen seit den 
achtziger Jahren kam fast ausschließ-
lich den Spitzenvermögen zugute. Dies 
wird noch deutlicher, wenn man die 
obersten 0.1 Promille der Vermögen-
den betrachtet: Ihr Anteil hat sich von 
1978 bis 2012 von 2.2 auf 11.2 Prozent 
mehr als verfünffacht.2 

In den übrigen OECD-Staaten voll-
zog sich eine ähnliche Entwicklung.3  
Nach dem Ersten Weltkrieg nahm die 
Ungleichheit bis zu Beginn der fünf-
ziger Jahre deutlich und danach bis in 
die achtziger Jahre noch leicht ab.4  Der 
Wiederanstieg der Ungleichheit seit 

den achtziger Jahren war in den an-
gelsächsischen Ländern sehr deutlich; 
Europa und Japan vollzogen diese Ent-
wicklung nur teilweise und weniger 
ausgeprägt mit. Wie Keely (2015, S. 56) 
gezeigt hat, ist zwischen 1981 und 2012 
der Anteil des obersten Prozents der 
Einkommen nirgends so stark ange-
stiegen wie in den Vereinigten Staa-
ten; er ist freilich auch in anderen 
OECD-Ländern angestiegen. Dabei war 
der Anstieg in Deutschland vergleichs-
weise bescheiden, da der Spielraum 
nach oben begrenzt gewesen sein dürf-
te; im Jahr 1981 hatte das oberste 
1 Prozent den höchsten Anteil aller 18 
betrachteten OECD-Länder gehabt. Der 
Anteil der obersten 10 Prozent ist da-
gegen auch in Deutschland in dieser 
Zeit deutlich angestiegen. Wie Bach, 
Corneo und Steiner (2013, S. 133, Ta-
belle 6) zeigen, hat der Anteil der Spit-
zeneinkommen am Nettoeinkommen 
seit Beginn der neunziger Jahre deut-

Abbildung 1: Einkommensanteile in den Vereinigten Staaten, 1913–2014
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1 Dies sind Einkommen einschließlich der Kapitalgewinne. Die aufdatierten Daten können 
auf der Homepage von Emmanuel Saez heruntergeladen werden (Tabelle A2 für die Einkom-
mens- und Tabelle B1 für die Vermögensdaten): http://eml.berkeley.edu/~saez/(21/01/16).

2 Siehe Picketty (2013, S. 573 ff.).
3 Siehe Atkinson, Piketty und Saez (2011) sowie Alvaredo et al. (2013).
4 Deutschland ist insofern eine Ausnahme, als die Ungleichheit nach der Machtergrei-

fung der Nationalsozialisten bis zum Beginn des Zweiten Weltkriegs wieder deutlich zu-
genommen und fast das Vorkriegsniveau erreicht hat. Siehe hierzu Atkinson, Piketty und 
Saez (2011, S. 41).

amos 01_2016 - seiten001-056.indd   13amos 01_2016 - seiten001-056.indd   13 05.02.2016   11:29:2005.02.2016   11:29:20



Schwerpunktthema

MOSINTERNATIONAL 10. Jg. (2016) Heft 114

lich zugenommen, und zwar relativ be-
trachtet umso mehr, je höher das Ein-
kommen war. Auch in Deutschland 
wurde die Zunahme der Ungleichheit 
vor allem durch die Erhöhung der Spit-
zeneinkommen verursacht. Dabei ist 
auffällig, dass dies in den letzten Jahr-
zehnten nicht mehr so sehr durch die 
Bezieher von Zinsen und Dividenden 
verursacht wurde, als vielmehr durch 
die Bezieher von Arbeitseinkommen, 
sei es in abhängiger Beschäftigung oder 
aus Unternehmertätigkeit. Private Ka-
pitalgewinne spielen nach wie vor ei-
ne große Rolle.5 

Wie Grabka (2011, S. 79) zeigt, ist 
das verfügbare Einkommen der unters-
ten 40 Prozent in Deutschland zwi-
schen 1999 und 2009 gesunken, wo-
bei die untersten 10 Prozent einen 
Einkommensverlust von 9.6 Prozent 
hinnehmen mussten. Das Einkommen 
der obersten 10 Prozent ist um 16.6 
Prozent gestiegen. Angesichts der Ent-
wicklung im unteren Einkommensbe-
reich stellt sich die Frage, wie sich die 
Armut entwickelt hat.

Zu unterscheiden ist zwischen relati-
ver und absoluter Armut. Relativ arm ist 
nach üblicher Defi nition, wer über we-
niger als 50 oder 60 Prozent des Durch-
schnitts- oder Medianeinkommens ver-
fügt. Abbildung 2 zeigt die Entwicklung 
in Deutschland seit 1992. Die Schätzun-
gen basieren auf dem Sozioökonomi-
schen Panel (SOEP), der Gemeinschafts-
statistik über Einkommen und Lebens-
bedingungen (EU-SILC) sowie dem 
Mikrozensus.6  SOEP I erfasst all jene, 
deren Einkommen unter 50 Prozent, alle 
anderen Indikatoren einschließlich der 
neuen Berechnungsmethode beim So-
zioökonomischen Panel (SOEP II) jene, 
deren Einkommen unter 60 Prozent des 
mittleren Einkommens liegt.

 Auch in Deutschland 
wurde die Zunahme der 
Ungleichheit vor allem 
durch die Erhöhung 
der Spitzeneinkommen 
verursacht

Auch wenn sich aufgrund der un-
terschiedlichen Ansätze Differenzen er-
geben, ist das gesamte Bild doch ein-
deutig. Bis zum Jahr 2005 ist der An-
teil relativ Armer stark angestiegen. 
Danach setzte sich der Anstieg zumin-
dest nach den Ergebnissen des Mikro-
zensus und der Gemeinschaftsstatistik 
abgeschwächt fort.

Inzwischen spricht man nicht mehr 
von relativer Armut, sondern – leicht 
euphemistisch – von Armutsgefähr-
dung. Wer nach diesem Maß relativ 
arm ist, muss ja nicht im absoluten 
Sinn arm sein. Ob es in Deutschland 
in relevantem Ausmaß absolute Armut 
gibt, ist umstritten. Der Sachverstän-
digenrat zur Beurteilung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung (2015, 
S. 234) sieht die Existenz absoluter Ar-
mut in Deutschland unter Hinweis auf 
die „Grundsicherungssysteme und den 
freien Zugang zu Gesundheitsversor-
gung und Bildung“ als „nahezu ausge-
schlossen“ an. Angesichts dessen, dass 
es nach der ersten Gründung einer Ta-

fel in Berlin im Jahr 1993 inzwischen 
über 900 Tafeln und über 2100 Tafel-
läden gibt, in denen Arme mit Lebens-
mittel versorgt werden, wird man die 
Existenz absoluter Armut in Deutsch-
land jedoch kaum bestreiten können.7 

Wann aber ist man absolut arm? 
Nach persönlicher Auskunft eines Mit-
glieds dieses Rates legen sie die Defi ni-
tion der Weltbank zugrunde: Absolut 
arm ist, wer, umgerechnet in Kaukraft-
paritäten zu Preisen von 2011, weni-
ger als 3 U. S. Dollar, extrem absolut 
arm, wer weniger als 1.9 U. S. Dollar 
pro Tag zur Verfügung hat.8  Es stellt 
sich die Frage, ob es sinnvoll ist, eine 
für die Entwicklungsländer entwickelte 
Defi nition der Armut auf ein hochent-
wickeltes Industrieland anzuwenden.

In der Schweiz wird zur Messung 
der absoluten Armut „eine Armuts-
grenze in Höhe des sozialen Existenz-
minimums verwendet. Als arm gelten 
demnach Personen, die nicht über die 
fi nanziellen Mittel verfügen, um die für 
ein gesellschaftlich integriertes Leben 

Abbildung 2: Relative Armutsquoten in Deutschland, 1992–2014
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5 Siehe hierzu Saez und Veall (2005, S. 847) sowie Jones (2015, S. 32.).
6 Quelle der Daten: (i) SOEP II, EU-SILC, Mikrozensus: http://www.armuts-und-reich-

tumsbericht.de/DE/ Indikatoren/Armut/Einkommensverteilung-Armut/A1-Indikator-Ein 
kommensverteilung-Armut.html; SOEP I: DIW, Website-Archiv, Armut in Deutschland, 
http://www.diw.de/deutsch/wb_4/03_ armut_in_west_und_ostdeutschland_ein_differen 
zierter_vergleich/31054.html#HDR0 (24/01/16). Siehe auch Bundeministerium für Arbeit 
und Soziales (2013, S. 479).

7 Siehe: Die Tafeln, Zahlen und Fakten, http://www.tafel.de/die-tafeln/zahlen-fakten.
html (24/01/16).

8 Siehe hierzu Ferreira et al. (2015).

amos 01_2016 - seiten001-056.indd   14amos 01_2016 - seiten001-056.indd   14 05.02.2016   11:29:2005.02.2016   11:29:20



Soziale Ungleichheit

MOSINTERNATIONAL 10. Jg. (2016) Heft 1 15

zu beigetragen, dass die interpersonelle 
Ungleichheit der Einkommen weltweit 
zurückgegangen ist. Gleichzeitig aber 
hat in diesen Ländern die Ungleichheit 
zugenommen. Schließt man China aus, 
hat weltweit betrachtet zwar die Armut 
ab-, die Ungleichheit der Einkommen 
jedoch zugenommen.11 

notwendigen Güter und Dienstleistun-
gen zu erwerben.“9  Im Jahr 2012 la-
gen danach 7.7 Prozent der ständigen 
Wohnbevölkerung unter der (absolu-
ten) Armutsgrenze. Im Jahr 2007 waren 
es noch 9.3 Prozent gewesen.

Nach diesem – für ein Industrieland 
wohl sinnvolleren – Indikator existiert 
auch in Deutschland absolute Armut. 
Im Armuts- und Reichtumsbericht der 
Bundesregierung (Bundeministerium 
für Arbeit und Soziales, 2013) sucht 
man Aussagen über das Ausmaß ab-
soluter Armut jedoch vergeblich.

Betrachtet man die internationale 
Entwicklung in den vergangenen Jahr-
zehnten, hat, wie Abbildung 3 zeigt, die 
extreme absolute Armut in allen Welt-
regionen abgenommen, insbesondere in 
Ostasien.10  Dies zeigt deutlich den Auf-
stieg Chinas, wobei dieser mit einem 
massiven Anstieg der Ungleichheit in-
nerhalb Chinas einherging. Nach Niño-
Zarazúa, Roope und Tarp (2014) haben 
die Veränderungen in Indien und China 
in den letzten 30 Jahren wesentlich da-

Möglichkeit haben, in ihre Ausbil-
dung zu investieren. Sie verlassen 
die Schule früher, als dies entspre-
chend ihrer Fähigkeiten sinnvoll 
wäre. Dies führt zu einer subopti-
malen Qualifi kation der Bevölke-
rung.

(3)  Die Anwendung moderner Tech-
nologien erfordert ein bestimmtes 
minimales Ausmaß inländischer 
Nachfrage. Dies mag nicht gege-
ben sein, wenn die Armen in einer 
Gesellschaft über zu geringe Res-
sourcen verfügen.

Ob der positive oder der negative Ein-
fl uss überwiegt, ist eine Frage, die nur 
durch empirische Untersuchungen be-
antwortet werden kann. In jüngster Zeit 
wurden eine ganze Reihe solcher Un-
tersuchungen durchgeführt.

So untersucht beispielsweise die 
OECD (2015, S. 63 ff.) das  Verhältnis 
zwischen Ungleichheit und Wirtschafts-
wachstum für 31 OECD-Länder und den 
Zeitraum von 1970 bis 2010. Sie fi ndet 
einen statistisch signifi kanten und er-
heblichen negativen Effekt. Es ist vor 

Wirtschaftliche Entwicklung und Ungleichheit

Absolute Einkommensgleichheit ist 
dem Wirtschaftswachstum genauso 
abträglich wie extreme Ungleichheit. 
Somit gibt es ein ökonomisch optima-
les Ausmaß der Ungleichheit. Die Frage 
ist jeweils, ob sich ein bestimmtes Land 
links oder rechts dieses Punktes befi n-
det, auf dem auf- oder absteigenden 
Teil dieser nichtlinearen Beziehung.

Die OECD (2015, S. 61) nennt zwei 
Gründe, warum zunehmende Ungleich-
heit das Wirtschaftswachstum fördert, 
und drei, warum sie dieses behindert. 
Folgende Faktoren fördern es:
(1)  Höhere Ungleichheit bietet Anreize, 

härter zu arbeiten und zu investie-
ren, insbesondere auch in die eige-
ne Ausbildung. Besser ausgebilde-
te Menschen sind produktiver.

(2)  Höhere Ungleichheit führt zu hö-
herer Ersparnis, da die Sparquote 
mit steigendem Einkommen steigt. 
Dies fördert die Kapitalbildung.

Folgende Faktoren behindern das Wirt-
schaftswachstum:
(1)  Hohe Ungleichheit kann für eine 

Mehrheit der Bevölkerung inak-
zeptabel werden, sodass sie höhe-
re Steuern und mehr Regulierung 
verlangt und eine Politik zur För-
derung der Wirtschaft ablehnt. Dies 
kann zu einem Rückgang der Inves-
titionen führen. Im Extremfall kann 
es zu gesellschaftlicher Unruhe und 
politischer Instabilität führen. Bei-
des ist dem Wirtschaftswachstum 
abträglich.

(2)  Höhere Ungleichheit kann bedeu-
ten, dass weniger Menschen die 

Abbildung 3: Quoten extremer absoluter Armut, 1981–2012
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9 Siehe: Statistik Schweiz, Lebensstandard, soziale Situation und Armut – Daten, In-
dikatoren¸  http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/20/03/blank/key/07/01.
html (24/01/16).

10 Mit Ausnahme von Südasien werden immer nur die Entwicklungsländer betrachtet. 
Quelle der Daten: World Data Bank, Poverty and Equity Database;  http://databank.world 
bank.org/data/reports.aspx?source=poverty-and-equity-database# (24/01/16).

11 Siehe hierzu Sutcliffe (2004, S. 22).
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Es ist zwischen ökonomischen und 
politischen Ursachen zu unterschei-
den. Die ältere Literatur hat sich vor-
wiegend mit ökonomischen Faktoren 
befasst, wobei insbesondere der techni-
sche Fortschritt und die Globalisierung 
im Zentrum der Diskussion standen. 
Inzwischen fi nden politische Fakto-
ren, insbesondere die Besteuerung der 
Spitzeneinkommen sowie Veränderun-
gen auf dem Arbeitsmarkt mehr Auf-
merksamkeit.

Die zunächst dominante Erklärung 
war der qualifi kationsverzerrte techni-
sche Fortschritt (skill-biased technical 
change).12  Der mit der Einführung der 
Computer verbundene technische Fort-
schritt hat eine zusätzliche Nachfra-
ge nach hoch qualifi zierten Fachkräf-
ten ausgelöst, mit der das Angebot zu-
nächst nicht Schritt halten konnte. Dies 
hat zu erheblichen Lohnsteigerungen 
der Hochqualifi zierten geführt. Diese 
ursprünglich sehr plausible Erklärung 
wird jedoch von Card und DiNardo 
(2002) in Zweifel gezogen, da sie nur 
einen geringen Teil der Entwicklung in 
den Vereinigten Staaten erklären kann. 
Viel wichtiger war ihrer Meinung nach 
das reale Absinken des Mindestlohns 
(in Preisen von 2000) von etwa 6.75 
U. S. Dollar im Jahr 1979 auf etwa 4.6 
U. S. Dollar im Jahr 1989.

Acemoglu und Autor (2011, S. 1044) 
stellen fest, dass die bisherigen Ansätze 
eine ganze Reihe von Entwicklungen 
nicht erklären können, darunter die zu-
nehmende Polarisierung der Einkom-
mensverteilung. Nicht nur die Anteile 
der hoch, sondern auch jene der nied-
rig qualifi zierten Beschäftigten seien 
auf Kosten der Mittelschicht gestie-
gen. Einen wesentlichen Grund sehen 
sie darin, dass durch technischen Fort-
schritt Arbeitsplätze der Mittelschicht 
verloren gegangen sind. Die dadurch 
freigesetzten Arbeitskräfte sind zumin-
dest teilweise in den Niedriglohnbe-
reich der Dienstleistungen gewandert.

Der Anstieg der Spitzeneinkom-
men, der, wie oben aufgezeigt wur-

allem die Ungleichheit im unteren Ein-
kommenssegment, die das Wachstum 
behindert. Die Analyse zusätzlicher Da-
ten zeigt, dass die Ungleichheit vor al-
lem dadurch das Wachstum vermindert, 
dass die ärmeren Schichten wegen man-
gelnder fi nanzieller Mittel zu wenig in 
ihre Ausbildung investieren können.

Gründler und Scheuermeyer (2014) 
fi nden für die Entwicklungsländer, dass 
weniger gleiche Gesellschaften tenden-
ziell eine weniger gut ausgebildete Be-
völkerung und höhere Geburtenraten 
haben, was das Wirtschaftswachstum 
(pro Kopf) beeinträchtigt. Bjørnskov 
(2015) fi ndet dagegen in einer Unter-
suchung für die Bundesstaaten der Ver-
einigten Staaten einen positiven Ein-
fl uss der Ungleichheit auf das Wirt-
schaftswachstum. Dieser Einfl uss ist 
umso stärker, je größer die Wirtschafts-
freiheit ist.

Die Mehrheit der neueren Arbeiten 
stellt zumindest in gewissen Bereichen 
einen statistisch signifi kanten nega-
tiven Zusammenhang zwischen Un-
gleichheit und Wirtschaftswachstum 
fest. Kraay (2015, S. 2) spricht von ei-
nem zunehmenden Konsens, dass höhe-
re Ungleichheit mit geringerem Wachs-
tum einhergeht. Freilich sind aus me-
thodischen Gründen nicht alle Arbeiten 
über jeden Zweifel erhaben. Dennoch 
ist die früher weitgehend unhinterfrag-
te Annahme, dass steigende Ungleich-
heit generell die wirtschaftliche Ent-
wicklung fördert, nicht mehr haltbar.

Dazu kommt die hier weitgehend 
ausgeklammerte Frage, ob Wirtschafts-
wachstum auch dann ein erstrebens-
wertes Ziel ist, wenn es dazu führt, dass 
gleichzeitig die Einkommen im unteren 
Teil der Einkommenspyramide sinken. 
Hilft Wachstum den Armen? Wie Dol-
lar, Kleineberg und Kraay (2016) zei-
gen und Abbildung 3 oben deutlich 
macht, hat das Wirtschaftswachstum 
der vergangenen Jahrzehnte weltweit 
Fortschritte in der Bekämpfung der ab-
soluten Armut gezeitigt.

Ursachen der steigenden Ungleichheit

de, vor allem für die zunehmende Ein-
kommensungleichheit verantwortlich 
ist, kann damit kaum erklärt werden. 
Viel plausibler ist dafür die Ausbrei-
tung von „Winner-Take-All“ Märkten, 
wie sie von Frank und Cook (1995) 
beschrieben wird.13  Sie kann auf eini-
gen Produktmärkten, vor allem aber 
auf fl exiblen Arbeitsmärkten beobach-
tet werden. Dort konzentriert sich die 
Nachfrage auf wenige „Superstars“, 
die hohe Spitzenverdienste aufwei-
sen, welche um ein Vielfaches über 
dem Durchschnitt der Einkommen ih-
rer mehr oder weniger erfolglosen Kon-
kurrenten liegen. Dies gilt zunehmend 
für Sportler, Filmschauspieler, Auto-
ren, Musiker, Architekten, Rechtsan-
wälte und Manager großer (interna-
tionaler) Unternehmen.

Die Globalisierung, insbesondere 
die Ausdehnung des internationalen 
Handels, ist der zweite wirtschaftliche 
Faktor, welcher möglicherweise einen 
Beitrag zur zunehmenden Ungleich-
heit innerhalb der Länder geleistet 
hat. Dabei spielt der technische Fort-
schritt bzw. die Übertragung moderner 
Technologien von den Industrie- auf 
die Entwicklungsländer ebenfalls eine 
wesentliche Rolle. Nach einer Untersu-
chung des Internationalen Währungs-
fonds (2007) führt der internationale 
Handel per se zwar zu einer gleichmä-
ßigeren Einkommensverteilung, aus-
ländische Direktinvestitionen, die neue 
Technologien ins Land bringen, ver-
größern jedoch die Ungleichheit. Sie 
erhöhen die Nachfrage nach qualifi -
zierten Arbeitskräften. Dadurch stei-
gen deren Einkommen, nicht aber je-
ne der unqualifi zierten Arbeitskräfte.

Pavcnik (2011) stellt einen weitge-
henden Konsens der Handelsökono-
men dahingehend fest, dass der seit den 
achtziger Jahren zunehmende Güter-

12 Siehe die Übersicht in Katz und Au-
tor (1999) sowie Autor, Katz und Kearney 
(2006).

13 Siehe hierzu auch Lutter (2013).
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Wenn die Ungleichheit sehr groß ist, 
weil die legalen Einkommen der Un-
terschicht sehr gering sind, kann es für 
viele interessant werden, in die Schat-
tenwirtschaft auszuweichen. Wirklich 
problematisch wird es, wenn in krimi-
nelle Aktivitäten ausgewichen wird.14  
Fainzybler, Lederman und Lonza (2002) 
haben mit Daten von 37 Ländern die 
Auswirkungen der Einkommensun-
gleichheit auf Raub und von 39 Län-
dern auf Mord untersucht. Zunächst 
stellen sie positive Korrelationen zwi-
schen dem Gini-Index als Maß für die 
Ungleichheit und der Häufi gkeit die-
ser Verbrechen fest, und zwar sowohl 
zwischen den als auch innerhalb die-
ser Länder. In einer sorgfältig durchge-
führten Analyse, in der sie andere Ein-
fl ussgrößen auf die Kriminalität kon-
trollieren, stellen sie fest, dass es sich 
hier um eine kausale Beziehung von 
der Ungleichheit auf die kriminellen 
Aktivitäten handelt.

Wird die Ungleichheit zu groß, be-
kommen revolutionäre Bewegungen 
eine Chance, die das kapitalistische 
System stürzen bzw. zumindest die Ka-
pitalisten weitgehend enteignen wol-
len. MacCulloch (2005) hat anhand in-
ternationaler Umfragen erforscht, in-
wieweit Einkommensungleichheit die 
Anfälligkeit für revolutionäre Bestre-
bungen fördert. Mit Hilfe der Eurobaro-
meter-Daten für die Periode von 1976 
bis 1990 fi ndet er einen statistisch si-
gnifi kanten Zusammenhang zwischen 
der Befürwortung revolutionärer Um-
stürze und der Einkommensungleich-
heit. Eine Zunahme der Ungleichheit 
kann somit auch die Demokratie ge-
fährden.

In eine ähnliche, wenn auch we-
niger radikale Richtung deutet ei-
ne Arbeit für Schweden. Gustavsson 
und Jordahl (2008) zeigen, dass Un-
terschiede im verfügbaren Einkom-

handel nicht für die zunehmende Un-
gleichheit verantwortlich gemacht wer-
den kann, sondern der qualifi kations-
verzerrte technische Fortschritt. Auch 
bei ihr spielen die ausländischen Di-
rektinvestitionen eine wesentliche Rol-
le. Was die untersten Einkommen be-
trifft, dürfte es nach Goldberg und Pav-
cnik (2007, S. 77) „fair sein zu sagen, 
dass die Evidenz [in den vorliegenden 
Arbeiten] wenig zur Unterstützung für 
die konventionelle Auffassung gebracht 
hat, dass Freihandel diejenigen, denen 
es – zumindest relativ betrachtet – we-
niger gut geht, begünstigen würde.“

Bei den politischen Faktoren sind 
die Steuerpolitik und Veränderungen 
auf dem Arbeitsmarkt die wohl wich-
tigsten Einfl ussgrößen. Für letztere 
wurde bereits in der oben erwähnten 
Arbeit von Card und DiNardo (2002) 
festgestellt, dass ihr Einfl uss größer ge-
wesen sein könnte als jener des tech-
nischen Fortschritts. Jaumotte und Bu-
itron (2015) zeigen, dass der Rückgang 
des Organisationsgrads der Gewerk-
schaften mit dem Anstieg der Spitzen-
einkommen einherging, während die 
Erosion des Mindestlohns zum Anstieg 
der Ungleichheit insgesamt beitrug. 
Zudem spielt die geringere Besteue-
rung der Spitzeneinkommen eine Rol-
le. Ähnliches fi nden Obadic, Šimurina 
und Sonora (2014) für die Mitglieds-
länder der Europäischen Union.

Bargain et al. (2013) zeigen, dass 
in den Vereinigten Staaten auch ideo-
logische Einfl üsse eine Rolle spielten. 
Mit Daten für die amerikanischen Bun-
desstaaten im Zeitraum von 1979 bis 
2007 zeigen sie, dass neben der Steuer-
politik auch die Parteizugehörigkeiten 
des Präsidenten und der Gouverneu-
re sowie die Mehrheiten in den Parla-
menten eine Rolle spielten: Unter re-
publikanischen Politikern erhöhte sich 

 Der Rückgang des 
gewerkschaftlichen 
Organisationsgrads geht 
mit dem Anstieg der 
Spitzeneinkommen einher

insbesondere der Anteil der Spitzen-
einkommen, während unter demokra-

tischen Politikern der Anteil der unte-
ren 80 Prozent zunahm.

Gesellschaftliche Auswirkungen der Ungleichheit

men das gegenseitige Vertrauen in 
der Bevölkerung beeinträchtigen kön-
nen. Dies gilt insbesondere für Men-
schen, die ein starkes Interesse an ei-
ner möglichst gleichmäßigen Vertei-
lung haben.

Hohe Ungleichheit kann auch die 
Korruption fördern. Dabei besteht ei-
ne Wechselbeziehung. Nicht nur er-
zeugt eine sehr ungleiche Einkom-
mensverteilung Anreize zur Korrup-
tion, Korruption kann auch zu einer 
ungleicheren Verteilung führen. Dies 
zeigen Dincer und Gunalp (2012) für 
die Vereinigten Staaten.

Volland (2012) zeigt mit Daten der 
amerikanischen Bundesstaaten, dass 
zunehmende Ungleichheit auch mit 
einem steigenden Anteil Übergewich-
tiger in der Bevölkerung einhergeht. 
Whiteford (2015) vertritt jedoch die 
Auffassung, dass es sich hier eher um 
Korrelationen als um Kausalbeziehun-
gen handelt; für Auswirkungen auf die 
Gesundheit oder die Kriminalität sei-
en eher jene Faktoren verantwortlich, 
die zu zunehmender Einkommensun-
gleichheit führen, als diese per se.

Abschließende Bemerkungen

Während eine geringe Ungleichheit für 
das Funktionieren einer Marktwirt-
schaft erforderlich ist, die wirtschaft-
liche Entwicklung fördert und, wie 
J. Rawls (1971) gezeigt hat, auch aus 

 Hohe Ungleichheit 
begünstigt Korruption 
und kann die Demokratie 
gefährden

14 Siehe hierzu die Übersichten bei 
 McAdams (2010) und Rufrancos et al. 
(2013).
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Steuerwettbewerbs durchsetzen? Bei 
den Unternehmenssteuern wäre wohl 
weniger eine Erhöhung der Steuersät-
ze als vielmehr eine Schließung der 
Schlupfl öcher angezeigt. Hierzu wäre 
verstärkte internationale Zusammen-
arbeit erforderlich. Die OECD bemüht 
sich darum in ihrem Kampf gegen un-
fairen Steuerwettbewerb. Das dazu er-
forderliche koordinierte Handeln schei-
tert aber oft am Trittbrettfahrerverhal-
ten einzelner Staaten.

Will man bei der Primärverteilung 
ansetzen, geht es zunächst um die Re-
gulierung des Arbeitsmarkts. Man soll-
te ein Absinken des Mindestlohns ver-
hindern und diesen möglicherweise er-
höhen. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass ein zu hoher Mindestlohn Arbeits-
plätze gefährden kann. Ein fl ächende-
ckender Mindestlohn wäre in Deutsch-
land z. B. nicht erforderlich, wenn es 
wieder eine stärkere Tarifbindung gä-
be. Diese kann der Staat freilich nicht 
erzwingen.

Ein wesentlicher Ansatz ist die Bil-
dungspolitik. Wenn Kinder aus ärme-
ren Schichten trotz Begabung sich eine 
entsprechende Ausbildung aus fi nan-
ziellen Gründen nicht leisten können, 
steigt die Ungleichheit und sinkt das 
Wirtschaftswachstum. Hier hat der 
Staat Möglichkeiten einzugreifen. Man 
sollte sich freilich vor Illusionen hüten; 
das Qualifi kationsniveau der Menschen 
kann nicht beliebig erhöht werden.

Es gibt politische Möglichkeiten, 
der steigenden Einkommensungleich-
heit entgegenzuwirken und zu ver-
suchen, sie auf ein gesellschaftliches 

philosophischer Perspektive gerecht-
fertigt werden kann, kann eine zu ho-
he Ungleichheit das Wirtschaftswachs-
tum beeinträchtigen und erhebliche ne-
gative Konsequenzen nach sich ziehen. 
Was aber kann man angesichts der in 
den letzten Jahrzehnten massiv gestie-
genen Ungleichheit politisch dagegen 
unternehmen? Da man den technischen 
Fortschritt nicht rückgängig machen 
und seine weitere Entwicklung kaum 
stoppen kann und in aller Regel auch 
nicht möchte, kann man nur an den 
politischen Faktoren ansetzen.

Das traditionelle Mittel ist die Um-
verteilung mit Hilfe von (progres-
siven) Steuern, Übertragungen und 
staatlichen Leistungen. Doerrenberg 
und Peichl (2014) zeigen mit Hilfe 
von OECD-Daten für den Zeitraum von 
1981 bis 2005, dass dabei die Ausgaben 
wirksamer sind als progressive Steuern. 
Bei den Spitzeneinkommen bleibt frei-
lich nur die Steuerpolitik. Das Problem 
ist, dass hohe Steuern ebenfalls nega-
tive Auswirkungen auf das Wachstum 
haben können. Es kommt auf den Net-
toeffekt an. Von einer höheren Besteue-
rung der Spitzeneinkommen dürften je-
doch kaum negative Wachstumseffekte 
ausgehen. Wieweit aber kann man sie 
in einer Situation des internationalen 

 Von einer höheren 
Besteuerung der 
Spitzeneinkommen 
dürften kaum negative 
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ausgehen
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akzeptables Maß zu begrenzen. Auch 
damit aber können Probleme verbun-
den sein. Wir müssen in unserem Wirt-
schaftssystem mit einem gewissen Maß 
an Ungleichheit leben.
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 Europa – (k)ein 
Gerechtigkeitsprojekt?
 Die soziale Erosion einer politischen Vision

Dietmar Mieth zum 75. Geburtstag gewidmet 

Europa kommt seit geraumer Zeit als Gerechtigkeitsraum in den Blick. Soziale Un-
gleichheiten, die lange Zeit nur im nationalstaatlichen Rahmen Beachtung und Kri-
tik fanden, werden zunehmend im Kontext der Europäischen Union wahrgenommen 
und problematisiert. Die Ungleichheitssoziologie liefert hierzu unter anderem mit 
einem Index sozialer Gerechtigkeit die empirische Datenbasis. Sie ist Grundlage für 
jede normativ-ethische Refl exion. Als normative Bezugsgrößen fungieren Gerech-
tigkeitsprinzipien und Solidaritätsnormen, die eingebunden sind in den Kontext der 
europäischen Rechts- und Wertegemeinschaft. Soll das europäische Friedensprojekt 
eine Zukunft haben, dann gilt es, auf die Gerechtigkeitsfrage wirkungsvolle Antwor-
ten zu geben und für die Herausforderungen durch soziale Ungleichheiten effektive 
Lösungen zu fi nden. Angesagt sind die Entwicklung einer europäischen Sozialstrate-
gie sowie der Ausbau einer europäischen Wohlfahrtspolitik.  Johannes J. Frühbauer

Die Europäische Union gebe derzeit ge-
radezu ein klägliches Bild ab – so vor 
kurzem der EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker in einer ernüch-
ternden öffentlichen Stellungnahme.1  
Die Situation in Europa wird zu Be-
ginn von 2016 nahezu ausschließlich 
durch ein Thema bestimmt: die so ge-
nannte Flüchtlingskrise. Immer wieder 
wird Kritik laut an der Unfähigkeit der 
EU-Staaten, die Flüchtlingskrise zu 
meistern; immer mehr zum Problem 
wird, dass getroffene Vereinbarungen 
nicht eingehalten werden. Zur aktuel-
len Lage in Europa – so Juncker – ge-
höre auch, dass es offenkundig an vie-
len Stellen verletzlich geworden ist. 
Viele Staaten sind weit entfernt von 
den Maßnahmen und Neuregelungen, 
die der Journalist Heribert Prantl in 
seiner viel beachteten und lesenswer-
ten Schrift „Im Namen der Mensch-
lichkeit. Rettet die Flüchtlinge!“ vor-
geschlagen und gefordert hat (Prantl 
2015). Nicht wenige Menschen sind an-
gesichts der bedrängenden Situation 

verunsichert und bangen inzwischen 
um ihre persönliche Zukunft. Dass es 
eine gemeinsame europäische Zukunft 
geben sollte, scheint für viele bedeu-
tungslos oder nachrangig geworden zu 
sein. Infolgedessen zeigen sich nicht 

nur zwischen Staaten, sondern auch 
innerhalb nationaler Gesellschaften 
Risse und beängstigende Spaltungsten-
denzen. Nach all den vorausgehenden 
Krisen der zurückliegenden Jahre, die 
zusammen genommen zu einer funda-
mentalen Vertrauenskrise geführt ha-
ben, ist das europäische Friedenspro-
jekt einmal mehr gefährdet. Akut be-
droht wird dieses Friedensprojekt, das 
über Jahrzehnte hinweg Vision, Moti-
vation und in gewisser Weise auch Le-
gitimation des europäischen Integra-

 Das europäische 
Friedensprojekt wird 
bedroht durch bedenkliche 
Entwicklungen in 
einzelnen EU-Staaten

tionsprozesses war, nicht nur durch die 
inzwischen diskutierte Gefahr dauer-
hafter Grenzkontrollen und das mög-
liche Ende der Reisefreiheit, sondern 
auch durch mehr als bedenkliche Ent-
wicklungen in einzelnen EU-Staaten – 
zu denken ist hier in erster Linie an 
Polen und Ungarn.

Der EU-Gerechtigkeitsindex

Doch völlig unabhängig von der He-
rausforderung durch Millionen von 
Flüchtlingen stellt sich in Europa 
schon seit geraumer Zeit die Frage 
nach Gerechtigkeit. Mit der Heraus-
forderung, die Flüchtlinge und die da-
mit verbundenen Lasten auf die eu-
ropäischen Staaten angemessen zu 
verteilen, kommt eine neue Gerech-
tigkeitsdimension hinzu. Seit Jahren 

1 Siehe hierzu http://www.tagesschau.
de/ausland/juncker-europa-101.html (Zu-
griff: 17.1.2016)
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rokrise haben sich die Teilhabechancen 
der Menschen in den meisten EU-Län-
dern verschlechtert] Im Vergleich zur 
Situation vor der Finanz- und Eurokri-
se sind jedoch die Teilhabechancen der 
Menschen in den meisten Mitglieds-
staaten der EU nach wie vor schlech-
ter ausgeprägt. Als zentrale Entwick-
lungen hält die Studie fest: 
• Das Ausmaß von Armut und sozia-

ler Exklusion bleibt besorgniserre-
gend: Nahezu 25 % aller EU-Bürger 
gelten momentan als bedroht da-
von. Die Kluft zwischen den Mit-
gliedsstaaten in Nordeuropa und 
jenen in Südeuropa ist nach wie 
enorm.

• Insbesondere die Situation von Kin-
dern und Jugendlichen hat sich in 
den letzten acht Jahren drastisch 
verschlechtert. Die Bedrohung 
durch Armut und sozialer Exklu-
sion liegt in einigen Ländern bei 
deutlich mehr als 30 Prozent! Und 
im EU-Durchschnitt sind es im-
mer noch 27,9 Prozent aller Kin-
der und Jugendlichen, die als von 
Armut und sozialer Ausgrenzung 
bedroht gelten. Die Studie spricht 
hier von materieller Deprivation: 
Davon betroffene Menschen müs-
sen schwerwiegende Entbehrungen 
hinnehmen und können sich grund-
legende Bedürfnisse des täglichen 
Lebens wie beheizte Wohnung oder 
Telefon aus fi nanziellen Gründen 
nicht mehr leisten.

• Bemerkenswerterweise hat sich die 
von Armut und sozialer Exklusion 
bedrohte Anzahl älterer Menschen 
deutlich verringert – von 24,4 auf 
17,8 Prozent.

• Die Finanzierbarkeit sozialer Siche-
rungssysteme gerät in den meisten 
EU Mitgliedsstaaten aufgrund des 
demographischen Wandels enorm 
unter Druck. Daher gilt es unter 
der Perspektive der Generationen-
gerechtigkeit die Rentensysteme fü r 
die Zukunft fi t zu machen – das 
heißt sie dürfen nicht zu Lasten 
der jü ngeren Generationen konzi-
piert sein.

wird darüber diskutiert, wie sich in den 
europäischen Staaten eine größere Ge-
rechtigkeit, und d. h. nichts anderes als 
der Abbau sozialer Ungleichheiten im 
internationalen Vergleich, bewerkstel-
ligen lässt. Denn die vorliegenden em-
pirischen Daten hierzu sprechen eine 
eindeutige Sprache. Unmissverständ-
lich hat die jüngste Bertelsmann-Stu-
die zur Frage der sozialen Ungleichheit 
dargelegt, wie es um Gerechtigkeit in 
der EU bzw. in ihren Mitgliedsstaaten 
bestellt ist.

Der Befund der Studie ist eindeu-
tig. Sie bestätigt auf empirischer Da-
tenbasis das, was von vielen Seiten be-
reits in die Diskussionen um Europa 
eingeworfen wurde: Der europäischen 
Union droht eine soziale Spaltung. In 
die Ermittlung des Gerechtigkeitsindex 
gehen Indikatoren aus den Bereichen 
Armutsprävention, Bildungschancen, 
Arbeitsmarktzugang, sozialer Zusam-
menhalt und Nichtdiskriminierung, 
Gesundheit sowie intergenerationelle 
Gerechtigkeit ein. Der aktuelle Index 
Report 2015 der Bertelsmann Stiftung 
„Soziale Gerechtigkeit in der EU“ hält 
folgende Ergebnisse und Erkenntnis-
se fest:

Nach einer jahrelangen Abwärts-
entwicklung scheint ein Tiefpunkt zwi-
schen 2012 und 2014 erreicht worden 
zu sein. Das Maß an sozialer Gerech-
tigkeit, die sich in diesem Analyse-
kontext zumeist als Chancengleich-
heit bzw. Teilhabegerechtigkeit ver-
stehen lässt, hat sich in der Mehrzahl 
der EU-Mitgliedsstaaten nicht weiter 
verschlechtert. Die Verbesserung der 
Arbeitsmarktsituation in der Mehrzahl 
der Mitgliedsstaaten wirkt sich hier po-
sitiv aus. Diese Momentaufnahme darf 
jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass sich in der Frage der sozialen Ge-
rechtigkeit auf EU-Ebene noch keine 
echte Trendwende abzeichnet. Die 
Entwicklungen in den einzelnen Län-
dern sind letztlich sehr unterschied-
lich, wenngleich die Krisenländer Ir-
land, Spanien und Portugal von einer 
ökonomischen Stabilisierung profi tie-
ren konnten. [Seit der Finanz- und Eu-

Mehr Teilhabegerechtigkeit in Europa 
erfordert einen multidimensionalen 
Ansatz. Angesichts sehr unterschied-
licher Wohlfahrtsstaatssysteme und 
-verstä ndnisse in den einzelnen EU-
Mitgliedstaaten sind die nationalen Re-
gierungen herausgefordert, möglichst 
kontextsensitive Lö sungen zu fi nden. 
Die Dimensionen des europäischen Ge-
rechtigkeitsindex sind gleichwohl als 
allgemeine Orientierungshilfe zu se-
hen, damit der konkrete Bedarf an Re-
formen und Maßnahmen identifi ziert 
werden kann. Um soziale Gerechtig-
keit und inklusives Wachstums zu för-
dern, empfi ehlt die Studie der Bertels-
mann Stiftung auf der Grundlage ihrer 
empirischen Erkenntnisse die folgen-
de themenorientierte, jedoch sehr all-
gemeine Agenda:
• Armutsvermeidung: Kinderarmut 

muss in der EU und ihren Mit-
gliedsstaaten oberste Prioritä t ha-
ben und wirksam bekä mpft wer-
den. Als Vorbild können hier die 
nordeuropä ischen Staaten fungie-
ren. Kinderarmut lässt sich verrin-
gern, wenn sozial benachteiligte 
Gruppen eine gezielte Unterstü tzung 
durch ein funktionierendes Steuer- 
und Transfersystem erhalten; diese 
sind zu fl ankieren durch weichen-
stellende Maßnahmen in den Be-
reichen Bildung und Arbeitsmarkt.

• Gerechter Zugang zur Bildung: 
Als Schlü sselinstrument fü r glei-
che Teilhabechancen sind Inves-
titionen in eine qualitativ hoch-
wertige frü hkindliche Bildung 
zu sehen. Studien zufolge haben 
sich integrative Schulsysteme be-
sonders bewährt hinsichtlich Bil-
dungsgerechtigkeit und individu-
ellen Lernerfolg. Hochqualifi zierte 
Lehrer sollen gezielt in Brennpunkt-
schulen beschä ftigt werden, um 
eine individuelle Unterstü tzung 
von Kindern mit Fö rderbedarf zu 
ermö glichen. Der negative Ein-
fl uss des sozioö konomischen Hin-
tergrunds auf den Lernerfolg ist da-
durch zu minimieren, dass sozial 
schwä chere Familien für die Ermög-
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lichung einer guten Bildung gezielte 
Unterstü tzung erhalten.

• Zugang zum Arbeitsmarkt: Inso-
fern Jugendarbeitslosigkeit nicht 
nur ein gravierendes Problem in den 
sü deuropä ischen Krisenstaaten ist, 
sind im Grunde genommen alle EU-
Mitgliedsstaaten mit gezielten Ge-
genmaßnahmen gefordert. Die Zahl 
der Schulabbrecher ist zu reduzie-
ren, der Ü bergang vom Bildungs-
system in den Arbeitsmarkt zu er-
leichtern, die berufl iche Ausbildung 
zu verbessern, ausreichend Finanz-
mittel sind für die EU-„Jugend-
beschä ftigungsinitiative” zur Ver-
fügung zu stellen, Verbesserun-
gen in der grenzü berschreitenden 
Mobilitä t zu schaffen. Und schließ-
lich sollte der Situation von Frau-
en und von älteren Arbeitsnehmern 
ein besonderes Augenmerk gelten.

• Sozialer Zusammenhalt und Nicht-
diskriminierung: Eine effektive An-
tidiskriminierungsgesetzgebung 
und ihre Implementierung ist als 
ein entscheidender Faktor für die 
Erhöhung von Chancengleich-
heit zu sehen. Überdies ist eine 
kohä rente und wirkungsvolle In-
tegrations- und Immigrationspo-
litik gefordert, die unter anderem 
gleichberechtigte Zugangschan-
cen von Migrantinnen und Mi-
granten zu Arbeit und Bildung so-
wie effektive Wege bei Fragen der 
Familienzusammenfü hrung und 
in der Ausweitung der politischen 
Teilhabechancen ermöglicht und 
schließlich auch die Möglichkeit zur 
Erlangung der Staatsangehö rigkeit 
erö ffnet. „Wenn die EU-Staaten ei-
ne entsprechende Integrationspoli-
tik realisieren und solidarisch han-
deln wü rden, kö nnte die derzeitige 
Flü chtlingskrise durchaus auch zu 
einer Chance fü r Europa werden“ 
(Schraad-Tischler 2015, 15).

• Gesundheit: Gesundheitsbezoge-
ne Ungleichheiten sowie schlechte 
Gesundheitszustä nde verursachen 
hohe soziale und ö konomische 
Kosten. Um diese möglichst gering 

zu halten, ist es daher notwendig, 
mit gesundheitspolitischen Maß-
nahmen eine qualitativ hochwer-
tige Gesundheitsversorgung zu er-
möglichen. Besonderes Augenmerk 
verdient der Bereich der Prä vention. 
Denn eine effektive Gesundheits-
vorsorge entlastet Gesundheitssys-
teme fi nanziell erheblich und trägt 
wesentlich zur Verbesserung der in-
dividuellen Gesundheitszustä nde 
bei. Die Mö glichkeiten zur gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen 
Teilhabe können nicht nur aufgrund 
von strukturellen Ungerechtigkei-
ten eines Gesundheitssystems be-
grenzt werden, sondern letztlich 
auch durch den Gesundheitszu-
stand der einzelnen Bürgerinnen 
und Bürger. 

• Generationengerechtigkeit: Ver-
schiedene politische Maßnahmen 
können dazu beitragen, die Gene-
rationengerechtigkeit zu fö rdern: 
Mö glichkeiten fü r Familien sind 
zu verbessern durch Investitionen 
in die Infrastruktur der Kinderbe-
treuung, die enorme ö ffentliche 
Verschuldung ist zu reduzieren und 
der Anteil an erneuerbaren Energien 
auszuweiten. Mit ihren politischen 
Strategien, junge Menschen und Fa-
milien durch vorbildliche Angebote 
wie vorschulische Bildung, Ganz-
tagsschulen oder freigestaltbare El-
ternzeiten zu unterstü tzen, stechen 
insbesondere die nordischen Staa-
ten hinsichtlich eines erfolgreichen 
generationengerechten politischen 
Handelns hervor – ihr Ansatz trägt 
nicht zuletzt zur Vereinbarkeit von 
Kindererziehung und Arbeitsleben 
bei und bietet anderen Lä ndern ein 
erfolgreiches Vorbild fü r politische 
Reformen.

Zusammenfassend wird betont: „Die 
Dimensionen und politischen Hand-
lungsfelder zur Stä rkung sozialer Ge-
rechtigkeit hä ngen wechselseitig zu-
sammen und bedingen sich oft gegen-
seitig: Geringe Bildungschancen ziehen 
geringere Aussichten am Arbeitsmarkt 

nach sich und somit auch geringere 
Mö glichkeiten, ein hö heres Einkommen 
zu erwirtschaften, Eltern mit geringen 
Einkommen kö nnen wiederum weni-
ger in die Bildung ihrer Kinder inves-
tieren – folglich besteht die Gefahr ei-
nes Teufelskreises. Deshalb mü ssen die 
EU-Mitgliedsstaaten und EU-Institutio-
nen einen ganzheitlichen Blick auf die 

Ursachen fü r soziale Ungerechtigkeit, 
ihre Auswirkungen und ihre poli-
tischen Interventionsmö glichkeiten 
einnehmen. Denn eines ist gewiss: So-
ziale Gerechtigkeit stellt sich nicht al-
lein durch wirtschaftlichen Wohlstand 
und ö konomische Leistungsfä higkeit 
ein.“ (Schraad-Tischler, 2015, 15)
Die hier referierte Studie der Bertels-
mann Stiftung stellt ein Beispiel der 
empirischen Thematisierung der Frage 
nach sozialer Gerechtigkeit in der Eu-
ropäischen Union dar. Die Soziologie 
ist in einer ihrer speziellen Ausprägun-
gen der Frage nach sozialen Ungleich-
heiten und der damit verbundenen Ge-
rechtigkeitsthematik seit geraumer Zeit 
auf der Spur.

Die Europäisierung sozialer 
Ungleichheiten

Der zentrale Garant von Wohlfahrt und 
sozialer Sicherheit wurde im 20. Jahr-
hundert der Nationalstaat westlicher 
Prägung. Infolgedessen wurden soziale 
Ungleichheiten sowie soziale Klassen 
und Schichten aus einer soziologischen 
Perspektive über Jahrzehnte hinweg 
fast ausschließlich im nationalen Rah-
men analysiert. Seit rund zehn Jahren 
befasst sich die Ungleichheitssoziologie 

 Soziale Gerechtigkeit 
ergibt sich nicht allein 
aus ö konomischer 
Leistungsfä higkeit, 
sie erfordert ein 
ganzes Bündel von 
sich wechselseitig 
verstärkenden 
Maßnahmen
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mit etlichen Diskursbeiträgen zu 
Europa, denen an anderer Stelle ei-
ne ausführlichere systematische Be-
handlung zukommen soll, verdient 
gemacht hat (v. a. Habermas 2011). 
Ansonsten ist eine auffällige Abs-
tinenz der politischen Philosophie 
bzw. politischen Ethik zur Europa-
thematik zu konstatieren.

• Zweitens gilt es, Sphären oder Kon-
texte der Gerechtigkeit zu identi-
fi zieren, für die fundamentale Ge-
rechtigkeitsprinzipien und -krite-
rien zu erörtern und gut begründet 
festzulegen sind. Dazu zählen Be-
reiche, die der EU-Gerechtigkeits-
index ohnehin schon im Blick hat: 
Bildung, Gesundheit, Arbeitsmarkt, 
Generationenverhältnis sowie Mi-
gration/Integration. Die vorlie-
genden empirischen Erkenntnisse 

 Bei der Europafrage ist 
bisher eine auffällige 
Abstinenz der politischen 
Ethik und Philosophie zu 
konstatieren

Neben der empirischen Dimension hat 
selbstredend die normative Dimension 
von Gerechtigkeit eine zentrale Bedeu-
tung. Allerdings scheint die normati-
ve Intonierung der Gerechtigkeitsfra-
ge in europäischer Perspektive noch 
relativ neuartig und wenig verbreitet 
zu sein. Offenbar erscheint es interes-
santer und denkerisch leichter, die Fra-
ge nach Gerechtigkeit in einer globalen 
Perspektive zu formulieren und zu dis-
kutieren, nachdem sie in grundlegen-
den Theorieentwürfen, man denke et-
wa an John Rawls, vor allem der Ein-
fachheit halber und Plausibilität willen, 
ursprünglich auf geschlossene Gesell-
schaften im nationalstaatlichen Rah-
men begrenzt war. Für die Gerechtig-
keitsfrage in europäischer Perspektive 
haben nun mindestens die fünf folgen-
den Gesichtspunkte Bedeutung:
• Erstens hat es eine gerechtigkeits-

theoretische Relevanz, in welcher 
Weise Strukturen, Institutionen und 
Verfahren im Kontext der EU be-
gründet und somit legitimiert wer-
den. Es kann hier nur angedeutet 
werden, dass sich Jürgen Habermas 

ist zu überlegen, ob und wie sich der 
Europäisierung sozialer Ungleichhei-
ten mit Gerechtigkeitsprinzipien zum 
einen und Solidaritätsnormen zum an-
deren begegnen lässt. Da sich Gerech-
tigkeitsprinzipien aufgrund ihrer Ab-
straktheit, ihrer grundsätzlichen Kon-
textunabhängkeit und somit plausib-
leren Universalisierbarkeit leichter ins 
Spiel bringen lassen und infolgedessen 
weniger strittig sein dürften, bedarf es 
demgegenüber eines neuen Verständ-
nisses von Solidarität, das jenseits der 
Vorstellung einer nationalen Solidar-
gemeinschaft angesiedelt ist. Drittens 
ist zu fragen, welche Möglichkeiten ei-
ner europäischen Sozialpolitik sich im 
Spannungsfeld wirtschaftlicher Globa-
lisierungsprozesse einerseits und nati-
onalstaatlicher Umverteilungsprozesse 
andererseits ergeben könnten.

Zum einen wird der Blick auf europä-
ische Ursachen und Rahmenbedingun-
gen sozialer Ungleichheit immer wich-
tiger, d. h. im Unterschied zu früheren 
Jahrzehnten darf die Wahrnehmung 

sozialer Ungleichheiten und ihrer Ur-
sachen nicht mehr auf den nationalen 
Raum begrenzt bleiben. Denn, wie be-
reits angedeutet, fi ndet die Identifi zie-
rung von Ungleichheiten, aber auch 
der Umgang mit ihnen zunehmend in 
einer europäischen Arena statt (vgl. 
Heidenreich, 2006b, 7f). Zum anderen 

 Der Umgang mit 
Ungleichheiten 
fi ndet zunehmend 
im europäischen 
Wahrnehmungs- und 
Sozialraum statt

auch zunehmend mit der europäischen 
Perspektive. Sie formuliert als zentrale 
These, dass sich soziale Ungleichhei-
ten europäisieren. Was genau ist da-
mit gemeint? Eine „Europäisierung so-
zialer Ungleichheiten“ liegt dann vor, 
wenn Entscheidungen europäischer In-
stitutionen sich auf die soziale Lage 
der Bevölkerung in erheblichem Maße 
auswirken, wenn sich soziale Mobili-
tät zunehmend im europäischen Kon-
text wahrnehmen und erklären lässt, 
und wenn Menschen ihre soziale Po-
sition auch in einem supranationalen 
Bezugsrahmen verorten (vgl. Heiden-
reich, 2006a, 289).

Der Soziologe Martin Heidenreich 
führt soziale Ungleichheiten auf min-
destens drei Dimensionen europäischer 
Politik zurück:
• erstens auf die Liberalisierung der 

Arbeits- und Kapitalmärkte sowie 
der Güter- und Dienstleistungsan-
gebote,

• zweitens auf die Osterweiterung 
der EU, die dazu geführt hat, dass 
Länder mit ganz unterschiedlichen 
Lohnkosten, Steuersystemen und 
sozialen Absicherungsmodi in die 
Europäische Union aufgenommen 
wurden, und

• drittens auf die Einführung einer 
gemeinsamen Währung, die zur 
Folge hatte, dass eine eigenständi-
ge nationale Geld- und Wechsel-
kurspolitik eliminiert wurde.

Damit ging die Möglichkeit zu einer ge-
zielten Stimulierung der Wirtschaft und 
der Reaktion auf unterdurchschnittliche 
Produktivitätssteigerungen in einzelnen 
nationalen Volkswirtschaften verloren. 
„Durch die Europäisierung der Recht-
sprechung, der Geld-, Haushalts-, Re-
gional- und Agrarpolitiken und der 
Güter-, Dienstleistungs-, Kapital- und 
Arbeitsmärkte werden soziale Ungleich-
heiten zunehmend auf europäischer 
Ebene erzeugt und ansatzweise auch 
reguliert.“ (Heidenreich, 2006a, 290)

Worin besteht nun die Herausfor-
derung, die sich durch die Europäisie-
rung sozialer Ungleichheiten ergibt? 

Europa als Gerechtigkeitsraum
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unklar bleibt, inwiefern geäußer-
te Wertvorstellungen, also die hier 
genannten „Zustimmungen“, auch 
das tatsächliche Verhalten der Men-
schen im Alltag anleiten. Ergänzen-
de Umfragen zeigen, dass konkrete 
erkennbare oder absehbare Folge-
kosten dazu führen, dass es in ei-
nem gewissen Ausmaß zu Abwei-
chungen von Grundüberzeugungen 
kommt, wenn persönliche Nachteile 
und Einschränkungen mit der Ge-
währung von Leistungen oder An-
sprüchen verbunden sind. Und 
offenkundig spielen auch natio-
nale Differenzierungen eine Rol-
le. Nichtsdestotrotz lässt sich fest-
halten, „dass die Europäisierung 
von wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen Rechten in der deut-
schen Bevölkerung auf recht ho-
he Zustimmung stößt.“ (Gerhards/
Lengfeld 2009, 21 ff.) Als Desiderat 
ist an dieser Stelle zu vermerken, 
dass entsprechende Erhebungen in 
möglichst vielen Mitgliedsstaaten 
der EU wünschenswert wären und 

• Von den unterschiedlichen Gerech-
tigkeitskulturen und -vorstellungen 
hängt viertens auch die Gerechtig-
keitsbereitschaft der EU-Bürgerin-
nen und -Bürger ab. Studien hier-
zu lassen erkennen, dass diese un-
ter bestimmten Voraussetzungen 
Gerechtigkeitsansprüche von EU-
Ausländern positiv bewerten. Kon-
kret bedeutet dies, dass Bürgerin-
nen und Bürger Deutschlands in 
einer Erhebung mit fast zwei Drit-
teln der Chancengleichheit für EU-
Ausländer auf dem Arbeitsmarkt, 
zu 80 Prozent sogar dem Rechts-
anspruch auf Sozialleistungen und 
zu knapp 50 Prozent dem kommu-
nalen passiven Wahlrecht zustim-
men. Jürgen Gerhards und Hol-
ger Lengfeld geben in ihrer Studie 
jedoch zu bedenken, dass – trotz 
der mehrheitlichen Zustimmung 
zur Idee einer grenzüberschreiten-
den Chancengleichheit – erfassba-
re und dokumentierte Einstellun-
gen die Grundhaltungen der Men-
schen nur teilweise abbilden. Denn 

verlangen geradezu nach einer in-
tensiven und wegweisenden norma-
tiven Analyse und Refl exion, nach 
einer diskursiven Erörterung sowie 
der Formulierung und Begründung 
von konkreten Handlungsoptionen 
in den jeweiligen ausgewiesenen 
Bereichen.

• Eine besondere Herausforderung 
stellt drittens die Vielfalt und Dispa-
ratheit der nationalen und kulturell 
oder historisch tradierten und prä-
genden Gerechtigkeitsvorstellun-
gen der Bürgerinnen und Bürger in 
den einzelnen Mitgliedsstaaten dar. 
Wieviel an Kontextdifferenzierung 
(und Kontextsensitivität) in Gerech-
tigkeitsfragen ist möglich, wieviel 
an supranationalem Konsens ist 
nötig und unverzichtbar? Welche 
Vermittlungsleistungen zwischen 
kontextueller und transnationa-
ler Gerechtigkeit sind erforderlich 
und möglich? Ein weites Feld, bei 
dem m. E. Forschung und Diskurs 
erst am Anfang stehen.
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(insbesondere hinsichtlich der Ge-
sundheitsversorgung);

• viertens sozialer Dialog, der Mitver-
antwortung und Mitbestimmungs-
möglichkeiten auf dem Gebiet wirt-
schaftlicher Unternehmung ermög-
licht; und schließlich

• fünftens staatliche Bildungsver-
antwortung, mit der zentralen He-
rausforderung, soziale Exklusion zu 
bekämpfen oder bereits im Vorfeld 
zu verhindern (vgl. Nida-Rümelin, 
2008, 34–38).

Fazit und Ausblick

Wenn Europa eine Zukunft haben soll, 
dann muss Europa auch ein Thema blei-
ben. Und zwar jenseits aller Krisenphä-
nomene. Eine sozialethische Themati-
sierung Europas, und d. h. insbesondere 
der Europäischen Union2 , hat diese als 
Gerechtigkeitsraum in den Mittelpunkt 

cengleichheit, die eine Ungleich-
heit dann als gerechtigkeitsethisch 
unbedenklich ausweist, wenn diese 
im Rahmen einer unterschiedlichen 
genetischen und sozialen Prägung 
bedingt ist. Unter Chancen versteht 
Kersting dabei „institutionelle Ar-
rangements der Erziehung, Ausbil-
dung und Versorgung (…), die für 
alle im Bedarfsfall in gleicher Weise 
und einkommensneutral zugänglich 
sein müssen.“ (Kersting, 2008, 94)

vermutlich sehr aufschlussreich sein 
dürften.

• Fünftens schließlich zeichnet sich 
durch die wiederkehrende Thema-
tisierung ab, dass Gerechtigkeit 
in europäischer Perspektive vor-
nehmlich als Chancengerechtig-
keit bzw. Chancengleichheit ge-
dacht und postuliert wird. So plä-
diert etwa Wolfgang Kersting, gut 
begründet und dennoch streitbar, 
für eine schwache Form der Chan-

Solidarität als europäischer Kernwert

Immer wieder wird Solidarität als euro-
päischer Kernwert ausgewiesen und in 
seiner – vor allem reziproken – Bedeu-
tung für Zusammenhalt und Wohlfahrt 
in Europa hervorgehoben. Die Doku-
mente des europäischen Integrations-
prozesses belegen dieses Bekenntnis in 
vielfacher Weise (vgl. hierzu Mandry 
2007 und Gerrits 2014). Im Verhältnis 
zur Gerechtigkeit kommt der Solida-
rität m. E. in einer ganz bestimmten 
Form zunächst Bedeutung als Voraus-
setzung für die Geltung und Anerken-
nung von Gerechtigkeitsforderungen 
zu; das heißt, die Reichweite von be-
stimmten Gerechtigkeitsforderungen 
fi ndet ihre Grenze am Außenrand ei-
ner bestehenden Solidargemeinschaft. 
Zudem ist fallbezogen zu überlegen, in-
wiefern jeweils dort Solidaritätsnormen 

und -handeln gefordert oder zu beleben 
sind, wo gerechtigkeitsfundierte Leis-
tungen unzureichend sind oder an ihre 
Grenzen kommen, wo gewissermaßen 
eine Gerechtigkeitslücke offen bleibt. 
Zu unterscheiden ist grundsätzlich, auf 
welcher Ebene bzw. in welchen Bezü-
gen Solidarität Bedeutung zukommt: 
So kann sie sowohl im Verhältnis der 
Mitgliedsstaaten zueinander eine Rolle 
spielen als auch im Verhältnis der EU-
Bürgerinnen und -Bürger grenzüber-
schreitend von Bedeutung sein. Nicht 
zuletzt spielt Symmetrie oder Asym-
metrie in den jeweiligen Verhältnis-
sen eine Rolle, insofern Solidarität als 
Konsolidarität (symmetrisch) oder als 
Prosolidarität (asymmetrisch) Gestalt 
annehmen kann. 

Konvergente europäische Sozialpolitik

Sowohl Gerechtigkeitsgrundsätze als 
auch Solidaritätsnormen müssen nor-
mative Eckpfeiler in der Konzeption 
einer europäischen Sozial- und Wohl-
fahrtspolitik, gewissermaßen eines eu-
ropäischen Sozialstaatsregimes blei-
ben. Auf der Grundlage einer European 
Citizenship skizziert Julian Nida-Rü-
melin fünf Elemente, die zur sozial-
staatlichen Absicherung und zu einer 
Konvergenz des europäischen Sozial-
staatsmodells beitragen können. Zu 
nennen sind

• erstens die Prinzipien Inklusivität 
und Universalität, die die Einbe-
ziehung aller „European Citizen“ 
in den sozialstaatlich relevanten 
Leistungs- und Pfl ichtenkanon zu 
gewährleisten haben;

• zweitens Kooperation als System 
organisierter Solidarität;

• drittens Marktbegrenzung vor dem 
Hintergrund der Erkenntnis und der 
Erfahrung, dass sich über Marktme-
chanismen nicht alles regeln lässt 
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2 Einschlägige Studien haben ihren 
Fokus vornehmlich auf der Europäischen 
Union und ihrer Mitgliedsstaaten. Dennoch 
dürfen die weiteren europäischen Länder 
nicht unter den Tisch fallen, sondern ver-
dienen gerade unter dem Stichwort „Ge-
rechtigkeitsraum Europa“ eine aufmerksa-
me Wahrnehmung. Die Frage nach Gerech-
tigkeit und Solidarität hat Relevanz für den 
gesamten europäischen Kontinent und darf 
nicht auf die EU begrenzt werden.
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die (sozial-)ethische Refl exion zu einer 
Handlungsorientierung und Struktu-
rengestaltung. Es gilt, das Friedenspro-
jekt Europa durch ein Gerechtigkeits-
projekt zu ergänzen. Denn auch hier 
gilt: Frieden ist auf lange Sicht hin 
nicht ohne Gerechtigkeit zu denken. 
Doch dies wiederum gilt nicht nur für 
Europa, sondern auch darüber hinaus.

nales Forschungsprojekt der Sozial-
ethik angezeigt. Kurzum: An der eu-
ropäischen Frage entscheidet sich un-
sere Zukunft, die unserer Kinder und 
der kommenden Generationen. Die em-
pirische Soziologie zeigt ungeschminkt 
und in aller Deutlichkeit den akuten 
und langfristen konkreten Handlungs-
bedarf auf – und provoziert damit auch 

zu stellen. Theoretische Analysen und 
normative Refl exionen und Entwür-
fe bleiben unverzichtbar als Vorden-
ken und Kritik einer europäischen 
politischen Praxis sowie eines trans-
nationalen gouvernementalen und zi-
vilgesellschaftlichen Handelns. Viel-
leicht trügt der Schein, doch gerade 
in den Diskursen der christlichen So-
zialethik wird das Europathema als un-
geliebtes Kind behandelt bzw. nicht be-
handelt. Überschaubar und nicht selten 
konzeptionell dünn sind dazu vorlie-
gende Beiträge.3  Eigentlich wäre hier 
ein grenzüberschreitendes, transnatio-

3 Eine hervorzuhebende Ausnahme: Christof Mandry (Europa als Wertegemeinschaft 
2009). Ein Gegenbeispiel: Hermann Schoenauer erinnert mit dem Band „Sozialethische 
Dimensionen in Europa“ (2014) trotz der wichtigen thematischen Signalwirkung doch 
eher an ein erbauliches „Leipziger Allerlei“; gleichwohl enthält der Band einige sehr an-
regende Beiträge.

M it Gerechtigkeit beschäftigten 
sich in normativ-theoretischer 

Hinsicht bis vor wenigen Jahrzehn-
ten in erster Linie die Philosophie und 
Ethik. Zunehmend wird Gerechtigkeit 
jedoch auch sozialwissenschaftlich em-
pirisch untersucht. Dabei stehen vor al-

Gleichheit ist der erste natürliche Bezugspunkt für das menschliche Gerechtigkeits-
empfi nden. Ungleiche Verteilungsergebnisse werden mehrheitlich nur dann als ak-
zeptabel empfunden, wenn sie aufgrund transparenter und in sich gerechter Ver-
fahren zustande gekommen sind. Weithin akzeptiert wird Ungleichheit aufgrund 
der Belohnung tatsächlich erbrachter Leistung. Auch die Chancengerechtigkeit ge-
nießt in der Bevölkerung eine breite Wertschätzung. Verdeckte Asymmetrien beim 
Zugang zu Chancen sowie ungerechte oder intransparente Verfahren bei der Vertei-
lung von Lasten (Beispiel Steuergesetzgebung) unterminieren dagegen den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt über alle Ungleichheiten hinweg. Nicht nur ethisch, son-
dern auch politisch geboten ist daher eine Verringerung von ungerecht strukturier-
ter sozialer Ungleichheit.

lem Gerechtigkeitsurteile und Gerech-
tigkeitseinstellungen der Menschen im 
Fokus. Die empirische Gerechtigkeits-
forschung „testet“ etwa, unter welchen 
Voraussetzungen soziale Ungleichhei-
ten innerhalb der Gesellschaft als eher 
„gerecht“ oder als eher „ungerecht“ be-

wertet werden. Die Aufklärung darüber 
ist nicht lediglich eine wissenschaftli-
che Petitesse, sondern gibt Aufschluss 
über die Bedingung der Möglichkeit, ge-
sellschaftliche Kohärenz und Kooperati-
onsbereitschaft zu fördern. Ausufernde 
soziale Ungleichheit stellt in modernen 

  Wie viel soziale Ungleichheit 
verträgt die Gerechtigkeit?
 Perspektiven der empirischen Gerechtigkeitsforschung

 Udo Lehmann
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im Vergleich zu einer anderen daste-
he sei entscheidend, sondern dass sie 
„genug“ habe, um z. B. ein menschen-
würdiges Leben zu führen (vgl. Ladwig 
2011, 202 f.; Krebs 2001, 563). Zudem 
sei im Bereich der Verteilungsgerech-
tigkeit zu beachten, dass Gerechtig-
keit nicht vom Nullpunkt aus entwor-
fen werde, sondern immer schon ein 
bestimmter Verteilungszustand gege-
ben sei. Gedankenkonstrukte wie z. B. 
der „Ur-Zustand“ bei Rawls oder Dwor-
kins „Insel der Schiffbrüchigen“ seien 
deshalb lediglich imaginär plausibel, 
ließen sich jedoch nicht auf bestehen-
de Verhältnisse übertragen (vgl. Krebs 
2001, 572). Allerdings lässt sich schon 
hier erwidern, dass es den Egalitaristen 
wohl darum geht, bestehende Vertei-
lungssituationen kritisch zu hinterfra-
gen und die Orientierung an Gleichheit 
also ein kritisches Moment in die be-

stehenden Verhältnisse einzubringen. 
Man würde egalitäre Positionen auch 
missverstehen, wenn man ihnen die 
Forderung nach genereller Gleichver-
teilung unterstellte. Dem Mainstream 
egalitaristischer Ansätze geht es nicht 
um generelle Gleichverteilung, gleich-
wohl wird Ungleichverteilung unter 
den Vorbehalt der Rechtfertigung ge-
stellt (vgl. Gosepath 2004, 12 f.). Soziale 
Ungleichheit wird also nicht per se als 
ungerecht betrachtet, es müssen jedoch 
Gründe vorgetragen werden, die Un-
gleichverteilungen gerechtigkeitstheo-
retisch plausibilisieren. Hier trifft sich 
die Egalitarismusdiskussion mit der 
empirischen Gerechtigkeitsforschung, 
die sich z. B. dafür interessiert, unter 
welchen Bedingungen Ungleichver-
teilungen von den Menschen als eher 
gerecht oder eher ungerecht angese-
hen werden. Begleitet wird diese Frage 
von der grundsätzlichen Beobachtung, 
dass soziale Ungleichheiten in moder-
nen Gesellschaften als gerechtigkeits-

entierung an Gleichheit ist sozusagen 
der „natürliche Anker“ des menschli-
chen Gerechtigkeitsempfi ndens. Da-
bei wird der Entscheidung für Gleich-
heit sogar der „Vorteil des Zweifels“ 
gewährt, bei Unsicherheit wird also 
dem Gleichheitsprinzip der Vorrang 
vor anderen Gerechtigkeitsprinzipien 
gegeben. Das heißt auch: Abweichun-
gen von der Gleichheit bedürfen einer 
stärkeren Begründung als deren Beibe-
haltung (vgl. ebd. 39). Damit ist aller-
dings noch nicht entschieden, ob sich 
eine solche „Gleichheitspräferenz“ in 
modernen arbeitsteiligen Gesellschaf-
ten durchhalten lässt oder welchen Ein-
fl uss etwa individuelle Interessen bei 
der Modulation von Verteilungsszena-
rien haben. Mit solchen Modulationen 
operiert die empirische Gerechtigkeits-
forschung.

Bevor darauf näher eingegangen 
wird, sollen zunächst zwei interessan-
te, eher grundsätzliche, Fragen ange-
sprochen werden.
• Zum einen jene nach der Rolle von 

Gleichheit/Ungleichheit in Bezug 
auf die Gerechtigkeit – darüber be-
steht keineswegs Einigkeit.

• Zum anderen jene nach dem Ver-
hältnis von Empirie und Normati-
vität. Vereinfacht geht es um die 
Frage: Kann das, was die Menschen 
über Gerechtigkeit und Ungleichheit 
denken, überhaupt normative Kon-
sequenzen haben?

Menschen verbindet für gewöhnlich die 
Neigung, eine intuitive Vorstellung von 
Gerechtigkeit zu haben, auch wenn die-
se – mitunter kulturell geprägt – va-
riieren kann. In der Regel steht eine 
solche Vorstellung mit Vergleichen in 
Zusammenhang, sei es
• dass sich eine Person mit anderen 

Personen vergleicht oder
• dass eine Beobachterposition ein-

genommen wird, aus der Personen 
oder Gruppen in ihrem Verhältnis 
zueinander betrachtet werden.

Soweit die Vergleichssituation ethi-
sche Implikationen zulässt, hängt die 
daraus folgende moralische Intuition 
nicht unwesentlich davon ab, als wie 
gerecht oder ungerecht das Maß der 
Ungleichheit empfunden wird. Dabei 
spielen der Kontext und der Vergleichs-
punkt eine Rolle. Ungleichheit wird in 
unterschiedlichen Hinsichten und Re-
lationen unterschiedlich wahrgenom-
men und bewertet. Ein erster Hinweis 
darauf, dass es nicht zielführend ist, 
die Gerechtigkeit und das Gleichheits-
maß in jeglicher Hinsicht defi nieren zu 
wollen. Es besteht Differenzierungsbe-
darf. Tatsächlich scheint im Hinblick 
auf Gerechtigkeit das Gleichheitsprin-
zip sowohl polygenetisch (stammes-
geschichtlich) als auch ontogenetisch 
(individualgeschichtlich) das älteste zu 
sein, worauf Forschungen hindeuten 
(vgl. Fechtenhauer 2010, 38). Die Ori-

Gleichheit als „Ankerprinzip“

Der Streit um die Bedeutung der (Un-)Gleichheit

In der sogenannten „Egalitarismusde-
batte“ wird darüber diskutiert, ob der 
Wert der Gleichheit eine signifi kante 
Bedeutung bei der Bestimmung von 
Gerechtigkeit einnimmt. Die „Egali-
taristen“ antworten darauf mit „ja“, 
die „Non-Egalitaristen“ verneinen da-

gegen eine eigenständige Bedeutung 
der Gleichheit in Bezug auf Gerech-
tigkeit. Die Orientierung an Gleichheit/
Ungleichheit führe, so eine der Argu-
mentationsfi guren der Non-Egalitaris-
ten, in die Irre und sei letztlich getrie-
ben durch Neid. Nicht wie eine Person 

demokratischen Gesellschaften ein Ge-
rechtigkeitsproblem dar und wird daher 

sowohl von empirischer Sozialwissen-
schaft als auch Sozialethik thematisiert.

 Egalitaristen stellen 
Ungleichverteilung 
unter den Vorbehalt der 
Rechtfertigung
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Schöpferische Zerstörung?

Geschichte wird durch das Neue permanent und anscheinend immer 
rascher verdeckt. Das Neue als Zukunftsversprechen überlagert 
und verstellt die Gegenwart. Doch die auf Dauerbetrieb gestellte 
schöpferische Zerstörung bedroht auch die Zukunft.

Die Künstlerin selbst hat den Ausgangspunkt und das Ziel, das sie 
mit der Arbeit metabriss verfolgt, so formuliert:
„Der Übergang zwischen dem Aufl ösen vorhandener Strukturen und 
dem Punkt, bevor sich Neues abbildet, interessiert mich. Dies wird 
für mich deutlich im Abriss-Prozess spürbar. Wenn die Geschichte 
sich für einen Moment skelettiert. Deswegen möchte ich dem 
sogenannten Neubau eine Abrisssituation gegenüberstellen, bzw. 
den Raum ganz davon einnehmen lassen. […]
Dem Neuen wich das Alte und damit verschwanden auch die 
Geschichte und die Spuren ihrer Ablesbarkeit.“

Foto: Ingo Förtsch 2016
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metabriss 2014 
Rauminstallation: Papierfotodruck, 
Digitaldruck auf Forex und Chiffon,

Objekte in diversen Größen
MUK – Gesellschaft für Museum und 
Kunst e. V. Zirndorf

Foto: Michaela Moritz 2014
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• die normative Gerechtigkeitstheorie 
begründet, was überhaupt ein Ge-
rechtigkeitsurteil ist und auch ver-
schiedene Theorien der Gerechtig-
keit entwirft und

• die deskriptive bzw. empirische Ge-
rechtigkeitsforschung diese Urteile 
und Theorien „testet“, also ihre Ver-
ankerung und Durchsetzbarkeit in 
der Gesellschaft untersucht.

Insbesondere im Anschluss an John 
Rawls Gerechtigkeitsentwurf wurden 
zahlreiche empirische Studien durch-
geführt (vgl. z. B.: Schlothfeldt 2002). 
Gleichzeitig hat die empirische Gerech-
tigkeitsforschung eine „Entdeckungs-
funktion“ für die normative Theorie, 
nämlich dann, wenn die tatsächlichen 
Gerechtigkeitsurteile auf die normati-
ve Theorie zurückschlagen und diese 
sich hinterfragen lässt und Modulati-
onen in Gang setzt. Im Übrigen sollte 
auch nicht vergessen werden, dass ei-
ne anwendungsorientierte normative 
Gerechtigkeitstheorie immer auch auf 
die faktische Frage der gesellschaft-
lichen Etablierung bzw. Implementie-
rung verwiesen ist.

Damit wäre die zweite grundsätzliche 
Frage zu klären, jene nach dem Zusam-
menhang von normativer und empiri-
scher Gerechtigkeitsforschung. Es han-
delt sich dabei um die klassische Kon-
troverse in der ethischen Diskussion, in 
welcher Beziehung ein Ist-Zustand zu 
einem Soll-Zustand steht, bzw. ob aus 
einem Ist-Zustand ein Soll-Zustand ab-
geleitet werden kann. Der bedeutende 
deutsche empirische Gerechtigkeitsfor-
scher Bernd Wegener hat bereits 1994 in 
seiner Antrittsvorlesung an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin: „Soziale 
Gerechtigkeitsforschung. Normativ 
oder deskriptiv?“ auf diese Problematik 
aufmerksam gemacht. Auch in seinen 
späteren Studien kommt er zu der Auf-
fassung, dass beide Ebenen miteinander 
korrespondieren. Aber auch Wegener 
behauptet nicht, dass man aus einem 
„Sein“ unvermittelt ein „Sollen“ ablei-
ten könne, und erst recht nicht, dass es 
keine Unterschiede im spezifi schen Er-
kenntnisinteresse beider Forschungs-
ansätze gebe (vgl. Wegener 2000). Ei-
ne der Möglichkeiten, normative und 
deskriptive Elemente miteinander zu 
verbinden, könnte darin bestehen, dass

Der Zusammenhang von empirischer und 
normativer Gerechtigkeitsforschung 

Anrechte, wie etwa Herkunft, Ge-
schlecht oder Statusmerkmale.

• Schließlich geht es im Bedarfsprin-
zip (Need) um die Deckung mini-
maler oder angemessener Grund-
bedürfnisse (vgl. Liebig 2010, 12 f.).

Zur weiteren Differenzierung werden 
diese Prinzipien in einigen Ansätzen 
der empirischen Gerechtigkeitsfor-
schung auf unterschiedliche soziale 
Beziehungsebenen und Handlungs-
kontexte bezogen, z. B.
• auf Familie als Solidargemein-

schaft,
• auf Organisation als Herrschafts-

beziehung,
• auf Peergroup als langfristige Aus-

tauschbeziehung und
• auf Markt als kurzfristige ökono-

mische Austauschbeziehung (vgl. 
ebd., 14–17). 

Die zweite Gerechtigkeitsdimension, die 
in der empirischen Gerechtigkeitsfor-
schung eine zentrale Rolle einnimmt, 
ist die Verfahrens- und Interaktionsge-
rechtigkeit. Diese Art der Gerechtigkeit, 
so lassen die Forschungsergebnisse ver-
muten, ist sogar noch wichtiger für die 
gesellschaftliche Kohärenz als die Ebe-
ne der bloßen Verteilung. Ein Verfah-
ren wird als gerecht empfunden, wenn 
z. B. alle relevanten Informationen im 
Verfahren berücksichtigt sind und neue 
Beachtung fi nden. Zudem sollen alle 
gleich behandelt werden, also keine 
unberechtigten Bevorzugungen oder 
Benachteiligungen auftreten. Weiter 
ist – neben der größtmöglichen Betei-
ligung – die Transparenz und Kontrol-
lierbarkeit der Verfahren von Bedeu-
tung. Außerdem müssen Korrekturen 
möglich sein, wenn Verfahren die Krite-
rien einer gerechten Aushandlung nicht 

 Verfahren gelten als 
gerecht, wenn sie 
informations- und 
beteiligungsorientiert, 
transparent, kontrollierbar 
und lernoffen sind

relevante Phänomene wahrgenommen 
werden und soziale Bevorzugungen 

oder Benachteiligungen unter Akzep-
tanz- und Legitimationsdruck stehen. 

Differenzierte Gerechtigkeit

Ähnlich wie die normative, differen-
ziert auch die empirische Gerechtig-
keitsforschung Gerechtigkeit in ver-
schiedenen Hinsichten:
• zum einen im Hinblick auf Tausch- 

und Verteilungssituationen und
• zum anderen auf Verfahren und In-

teraktionen.

Im Umfeld des ersten Typs wird Ge-
rechtigkeit in vier weiteren Prinzipien 
unterschieden:

• Im Rahmen des Equality- oder 
Gleichheitsprinzips stehen gleiche 
Rechte, gleiche Anteile an Gütern 
und Lasten, gleiche Chancen usw. 
im Fokus.

• Das Equity- bzw. Leistungs- oder 
Beitragsprinzip setzt Beitrag und 
Belohnung proportional ins Ver-
hältnis.

• Das Anrechtsprinzip (Desert) be-
zieht sich auf zugeschriebene oder 
in der Vergangenheit erworbene 
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aufeinander einwirken, ist nicht grund-
sätzlich von der Hand zu weisen. Dies 
sei kritisch erwähnt, um für einen be-
hutsamen Umgang mit empirischen Da-
ten und deren Interpretation in Model-
len zu werben. Die hinter empirischen 
Erkenntnissen stehenden Grundent-
scheidungen, Methoden und Fragestel-
lungen müssen zur sachgerechten Ein-
ordnung der Ergebnisse und eventuel-
ler normativer Schlussfolgerungen hin-
reichend ausgewiesen werden.

zialen Kontexten kaum Unterschiede 
auf (vgl. ebd. 17 f.).

mehr erfüllen. Diese Kriterien weisen 
kulturell als auch in verschiedenen so-

Die Priorisierung von Chancen- und Verfahrensgerechtigkeit

Der erste allgemeine Blick auf Ergeb-
nisse der empirischen Gerechtigkeits-
forschung hat erkennen lassen, dass 
ungleiche Verteilungsergebnisse dann 
als eher gerecht empfunden werden, 
wenn ihr Zustandekommen durch Ver-
fahren geprägt ist, die sich an geeigne-
ten Verfahrenskriterien orientieren. Es 
kommt also darauf an, dass die Men-
schen den Eindruck gewinnen, als 
Gleiche mit ihren Interessen wahrge-
nommen zu werden und an gerechten 
Prozessen beteiligt zu sein. Ist dies ge-
geben, steigt die Bereitschaft, ungleiche 
Verteilungsergebnisse zu akzeptieren, 
selbst dann, wenn dabei persönliche Er-
wartungen im Hinblick auf das Zutei-
lungsmaß enttäuscht werden. Gestützt 
wird dies durch empirische Forschung 
z. B. zu Gerechtigkeit in Organisatio-
nen. So zeigte bereits 1990 eine Studie 
von Jerome Greenberg zum Zusammen-
hang von befristeter Gehaltskürzung 
und Diebstahlquote, dass vor allem 
das Fehlen einer nachvollziehbaren 
Begründung der Gehaltskürzung ent-
scheidend für die Zunahme der Dieb-
stahlquote war. Im Vergleich von drei 
ausgewählten Betrieben (erster Betrieb: 
ausführliche Erklärung der Gründe für 
die Gehaltskürzung, zweiter Betrieb: 
lediglich Feststellung der Gehaltskür-
zung, dritter Betrieb: Kontrollgruppe, 
keine Gehaltskürzung) wurde deutlich, 
dass der Anstieg der Diebstahlquote im 
zweiten Betrieb etwa doppelt so hoch 
war wie der im ersten Betrieb, in wel-

chem die Gehaltskürzung nachvoll-
ziehbar erklärt worden war. Nach Zu-
rücknahme der Gehaltskürzung sank 
die Quote wieder auf das Ausgangs-
niveau zurück. Im dritten Betrieb war 
erwartungsgemäß keine Veränderung 
der Diebstahlquote festzustellen (vgl. 
Greenberg 1990).

Stefan Liebig weist darauf hin, dass 
die Verfahrens- und Interaktionsge-
rechtigkeit in der Tendenz der Einzel-
studien entscheidend für die Koopera-
tionsbereitschaft in Organisationen ist 
(vgl. Liebig 2010). Sicherlich lassen sich 
Ergebnisse der Organisationsforschung 
nicht unmittelbar auf Gesellschaften 
übertragen. Allerdings ist die Struktur 
der sozialen Beziehung durchaus ähn-
lich, zumindest wenn man die tieferlie-
genden Probleme von Kooperationen 
in Betracht zieht. Hier besteht nämlich 
immer die Gefahr der Ausbeutung. 
Wenn der Einzelne befürchtet, ungleich 

behandelt zu werden bzw. durch unver-
hältnismäßige Beiträge ausgebeutet zu 
werden, unterminiert dies seine Gerech-
tigkeitsintuition. Das Phänomen der so-
zialen Ungleichheit betrifft hier nicht 
nur die ungleiche Zuteilung sondern 
auch den ungleichen Beitrag, der je 
nach vorliegender Interaktion/Koope-

 Als ungerecht bewertete 
Ungleichheit führt 
offenbar zu kollektiven 
Wohlfahrtsverlusten

Die Deutungsmacht empirischer Forschung

Wie bereits angeklungen, ist bei der Be-
schäftigung mit empirischer Forschung 
zu beachten, dass gewonnene Erkennt-
nisse nicht in generalisierter Form un-
vermittelt zur Rechtfertigung gesell-
schaftlich-normativer Forderungen he-
rangezogen werden. Das gilt nicht nur 
für die empirische Gerechtigkeitsfor-
schung im engeren Sinne sondern 
ebenso für die soziale Ungleichheitsfor-
schung. Problematisch wäre z. B. ein 
Vorgehen, das spezifi sche soziologische 
Gesellschaftsstrukturbilder oder Ge-
rechtigkeitsstudien auf direktem Wege 
mit politisch-gesellschaftlicher Gel-
tungsmacht ausstatten würde. Das öf-
fentliche Verständnis sozialer Ungleich-
heit wird auch durch die rekonstruier-
ten Bilder dieser Ungleichheit geprägt. 
Es ist ein Unterschied, ob Gesellschaft 
als „Risikogesellschaft“, als „nivellierte 
Mittelstandsgesellschaft“, als „Klassen-
gesellschaft“, als „Milieugesellschaft“ 
oder „Chancengesellschaft“ usw. rekon-
struiert wird. Das Bild (legitimierter) so-
zialer Ungleichheit, welches die Men-
schen in sich tragen, ist nicht unwe-

sentlich abhängig von den gängigen 
Sozialstrukturbildern, die jedoch keine 
Eins-zu-Eins-Abbildungen der Gesell-
schaft sind, sondern bereits Deutungen 
und Vorentscheidungen transportieren, 
die oft nicht ausgewiesen werden (vgl. 
Barlösius 2005, 154–156; Burzan 2011, 
11). Studien zur sozialen Ungleichheit 
und deren theoretische Rekonstruktio-
nen können je nach Theoriedesign und 
Herausgeberschaft (z. B. arbeitnehmer- 
oder gewerkschaftsnah) differieren und 
Akzente setzen, die die Rezeption und 

 Die öffentliche Bewertung 
sozialer Ungleichheit 
wird mitgeprägt durch 
die jeweils gängigen 
Gesellschaftsbilder

gerechtigkeitsorientierte Beurteilung 
sozialer Ungleichheit durch die Gesell-
schaft beeinfl ussen. Die latente Gefahr 
eines quasi geschlossenen Kreises von 
Gerechtigkeitseinstellungen und gän-
gigen Gesellschaftsstrukturbildern, die 
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aber auch der Generationen- und Ver-
teilungsgerechtigkeit wird große Bedeu-
tung beigemessen. Den größten Zu-
spruch fi ndet die Chancengerechtigkeit 
(vgl. IfD 2013). Dass strukturellen Ele-
menten der Gerechtigkeit gegenüber 
reinen Verteilungsperspektiven Vorrang 
eingeräumt wird, verdeutlichen darüber 
hinaus Studien zur Akzeptanz von Ent-
lohnungsdifferenzen, so etwa in der Un-
tersuchung „Ungleichheiten am Ar-
beitsmarkt und die Gerechtigkeitswahr-
nehmung von Erwerbseinkommen“. Im 
Ergebnis zeigt sich, dass Ungleichhei-
ten, die von individuellen Faktoren wie 
z. B. Ausbildung und Fortbildung aus-
gehen, überwiegend als gerecht ange-
sehen werden. Demgegenüber werden 
Faktoren, wie bloße Zugehörigkeit zu 
einer Berufsgruppe oder Ost-West-Un-
terschiede in der Entlohnung als eher 
ungerecht klassifi ziert (vgl. Sauer u. a. 
2014, 3).

ration als mehr oder weniger ungerecht 
wahrgenommen wird. Die Folge ist Bei-
tragszurückhaltung und Vertrauensver-
lust. Als ungerecht bewertete Ungleich-
heit führt offenbar zu kollektiven Wohl-
fahrtsverlusten. Je mehr in den 
gesellschaftlichen Institutionen Gleich-
behandlung und Unparteilichkeit bei 
der Zuteilung von Gütern und Lasten 
herrschen, umso wahrscheinlicher wer-
den soziale Ungleichheiten am Ende als 
gerecht empfunden (vgl. Promberger 
2013). Dies ist nicht nur das Ergebnis 
verhaltensbezogener Gerechtigkeitsfor-
schung sondern auch jener empirischen 
Forschung, die sich mit den Einstellun-
gen der Menschen zur Gerechtigkeit be-
schäftigt. Die große Gerechtigkeitsstu-
die des Instituts für Demoskopie Allens-
bach von 2013 attestiert der deutschen 
Bevölkerung mehrheitlich ein differen-
ziertes Gerechtigkeitsverständnis. Der 
Chancen- und Leistungsgerechtigkeit 

Differenzierung durch Leistung

Nur auf den ersten Blick scheint sich 
die Akzeptanz von Ungleichheiten, die 
durch individuelle Leistungsbeiträge 
induziert sind, mit der zu Beginn der 
Überlegungen herausgestellten An-
kerfunktion der Gleichheitsintuition 
zu widersprechen. Die Menschen sind 
tendenziell bereit, Ungleichheiten zu 
akzeptieren, vor allem wenn es um Be-
lohnung erbrachter Leistungen geht. 
Die Bedeutung der Förderung von Leis-
tungserbringung durch Differenzierung 
der Renditen wird von den Befragten 
durchaus gesehen. Allerdings müssen 
die Renditen in einem nachvollzieh-
baren Verhältnis zur Leistung stehen, 
um als legitim zu gelten. Das Ausmaß 
der Abweichung vom Gleichheitsprin-
zip muss verhältnismäßig sein. Ist dies 
ersichtlich nicht der Fall, gelten die Un-

terschiede als illegitim, wie in der Ab-
lehnung exorbitanter Managergehälter 
zum Ausdruck kommt (vgl. Promberger 
2013). Sicherlich müsste in öffentlichen 
Diskursen geklärt werden, was denn 
eine angemessene Entlohnung für ei-
ne bestimmte Tätigkeit sein kann oder 
wo Grenzen eingezogen werden soll-
ten. Allerdings darf dabei der Markt-
mechanismus nicht völlig ausgehebelt 
werden, um Fehlallokationen und In-
effi zienzen zu vermeiden. Weiter ist zu 
fragen, was überhaupt in den (vergü-
teten) Leistungskatalog einer markt-
wirtschaftlich organisierten Gesell-
schaft eingehen soll. Hier ist an die 
Problematik der Unterbewertung fa-
milialer Arbeit bzw. von Care-Arbeit 
zu denken. Die Beantwortung würde 
an dieser Stelle zu weit führen.

Ungerechte Strukturen versteckter sozialer Ungleichheit

Aus sozialethischer Sicht ergeben sich 
interessante Perspektiven aus der Be-

schäftigung mit der empirischen Ge-
rechtigkeitsforschung. Für eine Gesell-

schaft, die sich auf das Modell einer 
Sozialen Marktwirtschaft gründet, ist 
es zunächst eine gute Nachricht, dass 
die Menschen mehrheitlich Differen-
zierung im Sinne von Ungleichheit 
durch Leistungserbringung bejahen. 
Die Legitimität einer Anreizsystema-
tik durch Konkurrenz wird also nicht 
generell in Frage gestellt. Die Zustim-
mung beginnt jedoch zu erodieren, 
wenn die Menschen den Eindruck ge-
winnen, dass strukturelle (Macht-)
Asymmetrien und ungerechte Verfah-
ren, das Leistungsprinzips konterka-
rieren. Soziale Ungleichheit, die durch 
derartige Dynamiken gekennzeichnet 
ist, führt zu Leistungszurückhaltung 
und gesellschaftlicher Entsolidari-
sierung. Das Maß akzeptierter sozia-
ler Ungleichheit korrespondiert also 
tendenziell mit der darin zur Geltung 
kommenden strukturellen Gerech-
tigkeit in Form gerechter Verfahren 
und Interaktionen. Das Toleranzband 
für soziale Ungleichheit, welches die 
Gesellschaft zusammenhält, ist zwar 
elastisch, wird aber überdehnt, wenn 
strukturelle Ungerechtigkeiten in den 
Verfahren, Interaktionen und Institu-
tionen dominieren.

Besonders zu beachten ist hier jene 
Diskussion, die unter dem Begriff der 
„Chancengerechtigkeit“ geführt wird. 
Die zitierte Allensbach-Studie hat un-
terstrichen, dass die Chancengerech-
tigkeit bei den Menschen eine sehr ho-
he Wertschätzung genießt. Aber gera-
de darum ist es in Deutschland eher 
schlecht bestellt, vor allem wenn man 
die Schere zwischen Arm und Reich 
oder zwischen Bildungsgewinnern und 
Bildungsverlieren betrachtet, die sich 
nicht recht schließen will (vgl. dazu 
Spannagel/Seils 2014 und den Beitrag 
von Wiemeyer in diesem Heft). Zudem 
wird das volle Ausmaß der Strukturen 
sozialer Ungleichheit und Chancenun-
gerechtigkeit oft nicht wahrgenommen. 
Das liegt größtenteils an den komple-
xen Interdependenzen der Ungleich-
heitsreproduktion, die jenseits gesell-
schaftlicher Aufmerksamkeit wirken, 
aber erheblichen Einfl uss auf die Chan-
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den Menschen in ihren Gerechtigkeits-
intuitionen nicht ausreichend wahrge-
nommen werden (können), da sie un-
terhalb der alltagsorientierten Auf-
merksamkeitsschwelle wirken. Wer 
vordergründig als „faul“, „unmotiviert“ 
oder „unproduktiv“ wahrgenommen 
wird, steht bei näherer Betrachtung oft 
vor Chancenblockaden, die aus einer 
Kombination verschiedener verfah-
rens- und verteilungsinduzierten Be-
nachteiligungen resultieren und zu ver-
festigter sozialer Ungleichheit führen 
(vgl. Lehmann 2013). Das heißt, die 
von der empirischen Forschung in der 
Bevölkerung diagnostizierte hohe 
Wertschätzung für Verfahrens- und 
Chancengerechtigkeit darf im gesell-
schaftlichen Diskurs nicht dazu füh-
ren, Verteilungsprobleme als weniger 
dringlich zu erachten. Die Priorisierung 
der Verfahrens- und Chancengerech-
tigkeit durch die Menschen lässt sich 
nämlich leicht z. B. für marktliberale 
Argumentationslogiken oder eine sim-
plifi zierende Leistungsrhetorik verein-
nahmen. Hier sind sowohl die empiri-
schen Sozialwissenschaften als auch 
die Sozialethik aufgefordert, Zusam-
menhänge in ihrer Tiefe und Komple-
xität offenzulegen und allzu rasche In-
strumentalisierungen empirischer Er-
kenntnisse zurückzuweisen.

cengerechtigkeit haben. Wenn die 
Menschen im Rahmen empirischer For-
schung etwa nach ihrer Einstellung 
zum Verhältnis von Ausbildung, Leis-
tung und Rendite unter Gerechtigkeits-
gesichtspunkten befragt werden, so 
müsste noch viel breiter ins Bewusst-
sein gebracht werden, wie die Chan-
cen verteilt sind, sich an der Startlinie 
einer solchen leistungsbezogenen Be-
wertung einzufi nden: Wer taucht dort 

auf, wer nicht und warum ist das so? 
Über den Zugang zu Chancen wird bio-
graphisch oft sehr früh entschieden und 
nicht erst im Umfeld konkreter Situa-
tionen der Leistungserbringung. So-
ziale Ungleichheit manifestiert sich in 
Chancenasymmetrien, die für die am 
wenigsten Begünstigten oft auf Dauer 
gestellt sind. Es handelt sich um Zo-
nen reproduzierter Benachteiligung. 
Hervorzuheben ist auch, dass Probleme 
der Verfahrensgerechtigkeit oft tiefer-
liegende verteilungsspezifi sche Ursa-
chen aufweisen, die gleichwohl von 

 Über den Zugang zu 
Chancen wird biographisch 
oft sehr früh und damit 
vor jeder konkreten 
Leistungserbringung 
entschieden

Gleichwohl kann die empirische Ge-
rechtigkeitsforschung z. B. bei der Ge-
staltung gesellschaftlicher und politi-
scher Institutionen wichtige Hinweise 
liefern, wenn die Bedeutung gerechter 
Verfahren für das Gerechtigkeitsbe-
wusstsein und die Kooperationsbereit-
schaft der Menschen bedacht wird. 
Steuergesetze etwa sollten transparent, 
verständlich und gerecht formuliert 
werden. Ein Negativbeispiel stellt in 
diesem Zusammenhang die ungleiche 
Besteuerung von Erwerbseinkommen 
und Kapitaleinkünften dar. Hier wird 
einem pragmatischen, jedoch unge-
rechten Verfahren der Vorzug gegeben, 

offenbar ohne das Signal zu bedenken, 
welches dadurch in die Gesellschaft hi-
neingetragen wird. Kapitalerträge (Ge-
winne aus Wertpapiergeschäften usw.) 
werden mit pauschal 25 % abgegolten 
(zzgl. Solidaritätszuschlag und gege-
benenfalls Kirchensteuer). Das Er-
werbseinkommen fällt hingegen unter 
den persönlichen Steuersatz, der über 
40 % betragen kann. Dies ist nicht nur 
eine ungerechte Ungleichbehandlung, 
sondern kann, wie die empirische Or-
ganisationsforschung gezeigt hat, Ent-
solidarisierungseffekte bei denen her-
vorrufen, die sich ungerecht behandelt 
fühlen. Ein Schwarzarbeiter oder eine 

Gesellschaftliche und politische Konsequenzen

Schwarzarbeiterin könnte sein/ihr Ver-
halten mit der ungleichen und unge-
rechten Besteuerung des Erwerbsein-
kommens im Vergleich zu Kapitalein-
künften begründen. Freilich stellt dies 
in normativer Hinsicht keine legitime 
Antwort auf gefühlte oder tatsächliche 
Ungerechtigkeit dar. Aber es zeigt, dass 
die gesellschaftlichen Institutionen so 
zu gestalten sind, dass regelkonformes 
Verhalten unterstützt wird. Dies ge-
schieht zu einem nicht unbeträchtli-
chen Teil, indem die Institutionen, in 
diesem Fall das Besteuerungswesen, ge-
recht gestaltet sind. Letztlich geht es 
um die Bedingung der Möglichkeit, So-
lidarität und Verantwortung innerhalb 
der Gesellschaft auch institutionell zu 
fördern und soziale Ungleichheit als 
Ergebnis nachvollziehbarer, gerechter 
Prozesse erkennen zu können. Das po-
litische Bemühen um gerechte Verhält-
nisse, insbesondere um Strukturen und 
Verfahren zur Chancengerechtigkeit, ist 
deshalb eine kluge Investition in die 

gesellschaftliche Kooperationsbereit-
schaft und Kohärenz (vgl. Liebig 2010). 
Und nicht nur das: Eine Verringerung 
sozialer Ungleichheit schlägt tenden-
ziell positiv auf den Erfolg und das 
Wachstum ganzer Volkswirtschaften 
zurück. Auf die negativen gesellschaft-
lichen Auswirkungen bestehender so-
zialer Ungleichheit hat jüngst Joseph 
Stiglitz aufmerksam gemacht. Die Ver-
festigung und Zunahme sozialer Un-
gleichheit führe, so seine Einschätzung, 
nicht nur zu weniger Chancengerech-
tigkeit sondern behindere sogar Wirt-
schaft und Wachstum. Durch ausufern-
de Ungleichheit schade sich die Gesell-
schaft am Ende selbst (vgl. Stiglitz 
2014/erstmals 2012). Dass durch mehr 
Gleichheit und Gerechtigkeit geprägte 
Gesellschaften glücklicher und erfolg-
reicher seien, unterstreichen zudem 
auch Pickett und Wilkinson in ihrer 

 Ein Negativbeispiel ist die 
ungleiche Besteuerung 
von Erwerbseinkommen 
und Kapitaleinkünften
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vielbeachteten Untersuchung (vgl. Pi-
ckett/Wilkinson 2009; siehe auch den 
Beitrag von Kirchgässner in diesem 
Heft).

Fazit

Der Blick auf Ergebnisse der empiri-
schen Gerechtigkeitsforschung hat ge-
zeigt, dass die Toleranz für soziale Un-
gleichheit in besonderem Maße an der 
Etablierung gerechter Verfahren und 
Interaktionen hängt. Zudem besteht bei 
den Menschen eine hohe Wertschät-
zung für Chancengerechtigkeit. Dies 
darf jedoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass soziale Ungleichheit auch 

durch verfestigte Strukturen materiel-
ler Ressourcenarmut geprägt sein kann, 
die in den Bereich der Verteilungsge-
rechtigkeit hineinreichen. Für den Staat 
bzw. die verschiedenen Träger gesell-
schaftlicher Institutionen lohnt sich 
die Investition in transparente und ge-
rechte Verfahren, da dies die Leistungs- 
und Kooperationsbereitschaft der Men-
schen erhöht und damit gemeinwohl-
förderlich ist. Ungerecht strukturierte 
soziale Ungleichheit ist der „Stachel im 
Fleisch“ einer Gesellschaft. Sie zu ver-
ringern, ist nicht nur ein genuin ethi-
sches Anliegen sondern auch ein Gebot 
der politischen Klugheit, um allgemei-
nen gesellschaftlichen Entsolidarisie-
rungseffekten entgegenzuwirken.
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(F. A. Z. 29.9.2015). Solche Parallelset-
zungen sind nicht nur hinsichtlich der 
Tarifverhandlung miserabel recher-
chiert, sondern auch unseriös, weil sie 
eine leicht einleuchtende und doch fal-
sche Kausalbeziehung nahelegen. Ob 
es sich bei einer populistischen Glei-
chung um journalistische Naivität oder 
Boshaftigkeit handelt, zeigt sich daran, 
wann zu einer solchen anschaulichen 
Fehlinformation gegriffen wird und 
wann nicht. Haben Sie jemals davon 
gehört, dass wegen der Mehrkosten für 
die unterirdisch in Bayern verlegten 
Stromtrassen Erzieherinnengehälter 
nicht erhöht werden können? Richtig 
ist doch, dass Finanzminister Schäub-
le aus 2015 einen Steuerüberschuss von 
12,1 Mrd. Euro zu verwalten hat. Die 
Herausforderung durch die Bankenkri-
se zum Beispiel war abstrakter als die 

schaffen, die zu Arbeit und Einkom-
men führen, bisher überwiegend für 
deutsche Mitbürger. Einzelne Landkrei-
se bedauern bereits, diese Stellen nicht 
schon Anfang 2015 aufgestockt zu ha-
ben, weil sie nun fürchten müssen, sie 
nicht mehr besetzen zu können.

Amosinternational Gleichwohl wird das 
Problem kaum ohne eine gravierende Um-
verteilung zu bewältigen sein?

Fisch Was bedeutet Umverteilung? Da 
gibt es oft ein allzu schlichtes Verständ-
nis, gelegentlich auch höchst erstaun-
liche oder böswillige Gleichungen. So 
war etwa in der Zeitung, hinter der laut 
Werbung immer ein kluger Kopf steckt, 
zu lesen, dass weitere Erhöhungen der 
Erzieherinnenvergütung ausbleiben, 
„dafür sorgt der Flüchtlingszustrom“ 

Amosinternational Herr Dr. Fisch, Sie be-
schäftigen sich seit Langem mit der wach-
senden Kluft zwischen Arm und Reich. Wie 
stark wird diese Entwicklung durch die 
enorm angewachsene Zuwanderung von 
ganz und gar mittellosen Flüchtlingen be-
schleunigt? 

Andreas Fisch Statistisch wird die 
Zuwanderung von Flüchtlingen die 
Spreizung in Arm und Reich kurzfris-
tig zweifellos verstärken, weil sie der-
zeit ein Einkommen und ein Vermögen 
unterhalb des Durchschnitts haben. Die 
gesamtwirtschaftlichen und langfristi-
gen Folgen muss man allerdings dif-
ferenziert betrachten. Um nur ein Bei-
spiel zu nennen: In den Bereichen der 
Flüchtlingsbetreuung, Integration, Be-
arbeitung von Asylanträgen usw. wer-
den derzeit zahlreiche neue Stellen ge-

Andreas Lienkamp

Mit der aktuellen Flüchtlingskrise sind besondere Belastungen, aber auch Chancen 
verbunden. Die Frage, wie die Besteuerung einerseits und staatliche Transferleistun-
gen andererseits verteilt werden sollen, stellt sich mit neuer Dringlichkeit. Die He-
rausforderung zur Umverteilung ist jedoch nicht neu angesichts der seit langem 
wachsenden gesellschaftlichen Spaltung in Arm und Reich. Die wichtigsten Ansatz-
punkte zur Sicherung sozialer Mindeststandards für alle und zur Schaffung gerech-
terer Startbedingungen liegen in der Steuerpolitik, im Bildungsbereich, beim sozialen 
Wohnungsbau und beim Abbau von lange gehegten Privilegien. So sollten zum Bei-
spiel alle Einkommensarten in gleicher Weise besteuert und ein effektiver Ausgleich 
für die Armutsgefährdung durch Kindererziehung geschaffen werden. Die politischen 
Rahmenbedingungen könnten beispielsweise verändert werden durch die Einführung 
des Wahlrechts für Minderjährige und durch die Verpfl ichtung zur Transparenz bei 
allen Verfl echtungen von Politik und wirtschaftlichen Interessen.

 „Neue gesellschaftliche Leitbilder 
für die Verteilungspolitik“
 Interview mit Andreas Fisch über Flüchtlinge, 
über Armut und Reichtum sowie über gerechte Steuern

 Andreas Fisch

Interview
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den ohnehin nur gewährt, wenn akute 
und schmerzhafte Erkrankungen vor-
liegen, also weit unter dem Absiche-
rungsstandard für Bundesbürger. In 
anderen Details wird deutsches Recht 
gleichermaßen auf Flüchtlinge wie auf 
Arbeitslosengeld-II-Empfänger ange-
wandt, zum Beispiel greift die staatli-
che Unterstützung auch bei Flüchten-
den erst nach Einbeziehung des priva-
ten Vermögens bis zu einer bestimmten 
Grenze. Wer also zu Recht anmahnt, 
dass Hartz IV „Armut per Gesetz“ ist, 
weil der Satz unterhalb bestimmter (re-
lativer) Armutsdefi nitionen liegt, der 
fi ndet bei einigen Flüchtlingen ein 
noch niedrigeres Niveau. Vom Bun-
desverfassungsgericht stand 2012 ei-
ne Entscheidung im Raum, die Rück-
schiebung nach Griechenland wegen 
der dort herrschenden katastrophalen 
Zustände bei der Unterbringung von 
Asylsuchenden zu untersagen, wie dies 
von ProAsyl schon lange angemahnt 
worden war. Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière hat dann diese 
Rückführung ausgesetzt, wohl um ein 
klares Urteil in dieser Causa zu verhin-
dern. Das ist ihm auch gelungen, weil 
dem Klagenden keine Rückführung 
mehr drohte. Tatsächlich reisen viele 
Flüchtlinge nach Deutschland weiter, 
weil die Unterbringungssituation in an-
deren, auch europäischen Ländern er-
bärmlich ist. Für Deutschland sollte es 
kein Ziel sein, zur Abschreckung men-
schenunwürdige Standards im Umgang 
mit fl üchtenden Menschen zu etablie-
ren. Das sind wir dem Grundgesetz und 
dem humanitären und christlichen An-
spruch unserer Kultur schuldig. Alles 
andere liefe auf eine Logik hinaus, in 
Deutschland das Grundgesetz abzu-
schaffen, weil für Flüchtlinge aus to-
talitären Regimen Rechtssicherheit und 
der Schutz von Menschenrechten at-
traktiv sind und sie anlocken könnten.

Amosinternational Trotzdem fragen viele, 
ob nicht auch bei den Hilfen zum Lebens-
unterhalt eine maßvoll gestufte Ungleich-
heit sinnvoll wäre, um zur Selbstverant-
wortung anzuspornen, bei den Flüchtlingen 

aufnahme werden endlich die notwen-
digen Mittel bewilligt, um den sozia-
len Wohnungsbau voranzutreiben. 
Wenn die Zahl der Flüchtlinge wieder 

geringer sein wird – weil weniger kom-
men, weil viele abgeschoben werden 
oder freiwillig zurückgehen, weil gut 
integrierte Flüchtlinge in andere Wohn-
viertel umziehen – werden die jetzt ge-
planten Sozialwohnungen weiterhin 
zur Verfügung stehen, auch der deut-
schen Bevölkerung mit geringem Ein-
kommen. Damit wird ein seit Jahren 
immer dringlicher gewordenes und von 
der Politik vernachlässigtes Problem 
endlich behoben; angestoßen aller-
dings nur durch die Herausforderung, 
Hunderttausende von Flüchtlingen un-
terzubringen.

Amosinternational Es gibt andere Kosten, 
die die öffentlichen Haushalte hoch belas-
ten und die nicht in dieser Weise als Inves-
tition in die Zukunft verstanden werden 
können. Könnte man z. B. die noch nicht 
anerkannten Asylbewerber herausnehmen 
aus dem sozialstaatlichen Anspruch, allen 
einen Lebensunterhalt zuzusichern, wie er 
in unserer Gesellschaft als Mindeststan-
dard üblich ist? Halten Sie das mit Blick 
auf die Relationen zu den Kriegs- und Ar-
mutszuständen in den Herkunftsländern 
für gerechtfertigt?

Fisch Diese Absenkung geschieht ja 
bereits, trotz gegenteiliger Position 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
18. Juli 2012, das die Verhältnisse in 
Deutschland als relevant für die Be-
stimmung des Existenzminimums er-
achtet hat und nicht den Vergleich mit 
vom Krieg zerstörten Herkunftslän-
dern. In der Praxis können die Leistun-
gen für Asylbewerber den Arbeitslo-
sengeld-II-Satz um 30 % und mehr un-
terbieten. Gesundheitsleistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz wer-

 Die geplante Investition 
in den sozialen 
Wohnungsbau ist längst 
überfällig

der Flüchtlinge. Die Debatte wurde 
nicht durch Populisten angeheizt, ob-
wohl eine genauere Analyse der Fra-
ge, wer von den Maßnahmen zur Ban-
kenrettung wie profi tiert hat, wün-
schenswert gewesen wäre. Bei den 
Ausgaben für die Aufnahme von 
Flüchtlingen geht es um die Wahrung 
von Menschenrechten, die durch das 
geltende Asylrecht geschützt sind. Bei 
den Investitionen in die Integration 
kommt die Chance hinzu, dass sich die 
Ausgaben irgendwann auch wirt-
schaftlich rechnen. Das wird nach den 

vorliegenden Szenarien früher oder 
später der Fall sein. Integrierte Flücht-
linge werden dann Steuern und Sozi-
albeiträge zahlen. Selbst wenn sie spä-
ter in ihr Herkunftsland zurückkehren, 
werden sie dort am Aufbau des Landes 
mitwirken, und unternehmerisch den-
kende Flüchtlinge werden nicht selten 
zum Handel mit Deutschland beitra-
gen, weil sie nach ihrem Aufenthalt 
Brücken zu schlagen vermögen.

Amosinternational Das hört sich erstaun-
lich optimistisch an. Beschönigen Sie da 
nicht doch die derzeitige Sondersituation, 
die durch die massenhafte Armutseinwan-
derung entsteht?

Fisch Die langfristige Auswirkung der 
Flüchtlingsaufnahme auf die Spaltung 
in Arm und Reich hängt von vielen 
Faktoren ab: Wer bleibt langfristig tat-
sächlich? Wie wirkt sich die Integra-
tion in den Arbeitsmarkt auf die Ein-
kommen aus? usw. Da sind aber alle 
Zukunftsprognosen Spekulation. Ein 
positiver Effekt lässt sich bereits abse-
hen: Der soziale Wohnungsbau, der 
menschenwürdiges und bezahlbares 
Wohnen ermöglicht, ist viel zu lange 
vernachlässigt worden. Unter dem 
massiven Druck durch die Flüchtlings-

 Bei der Aufnahme 
und Integration von 
Flüchtlingen geht es 
um die Wahrung von 
Menschenrechten
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ge Jahre, nämlich 2005 bis 2010, he-
raus, in denen die Schere sich auf sehr 
hohem Niveau minimal schließt, blen-
den jedoch die enorme Steigerung vor-
her aus und ignorieren zudem den er-
neuten Anstieg ab 2011.

Amosinternational Also hier wie dort kein 
Erkenntnisgewinn, nur Meinungsmache?

Fisch Das wäre eine übertriebene Be-
hauptung. Hinter den Zahlen zur Ein-
kommensentwicklung ist zumindest die 
Erkenntnis unübersehbar, wie bedeu-
tend es für die Armutsvermeidung ist, 
einer bezahlten Arbeit nachzugehen. 
2005 begann nämlich ein beachtlicher 
Abbau der Arbeitslosigkeit, allerdings 
auch durch Abweichungen vom bis-
herigen „Normal“arbeitsverhältnis. Da-
raufhin hat sich bis zum Jahr 2010 die 
Spaltung in Arm und Reich aufgrund 
der Einkommen vermindert, zwar nur 
geringfügig, aber gegen den sonstigen 
Trend. Die Wirtschaftsweisen wollen 
das Problem offensichtlich eher klein-
reden. Die Folge in vielen Diskussio-
nen: Wer die wachsende Spaltung ig-
norieren will, beruft sich penetrant auf 
das Gutachten des Sachverständigen-
rats und blendet den wissenschaftli-
chen Konsens in dieser Sache schlicht-
weg aus. 

Amosinternational Wie realistisch ist das 
in Bezug genommene EU-Konzept zur Be-
stimmung von Armut und Armutsgefähr-
dung?

Fisch Für wichtig halte ich das Kon-
zept der relativen Armut deshalb, weil 
es langfristig erhoben die kontinuierli-
che Tendenz zur Erweiterung der Spal-
tung offenlegt. Zur genaueren Ana-
lyse bedarf es unterschiedlicher Me-
thoden, die jeweils ihre Stärken und 
Schwächen haben, vor allem arithme-
tisches Mittel, Median, Gini-Koeffi zi-
ent. Ein beträchtlicher Nachteil dieses 
Konzepts liegt allerdings darin, dass 
mit dem verstärkten Fokus auf relati-
ve Armut die absolut Armen aus dem 
Blick geraten.

zerklüftete Republik“ überschrieben: Die 
Armut in Deutschland sei fl ächendeckend 
gestiegen, auf eine Quote von insgesamt 
15,5 Prozent, ca. 12,5 Millionen  Menschen 
seien betroffen. War das eine maßlose 
Übertreibung, wie die Kritiker umgehend 
anmerkten?

Fisch Um ein Thema wie Armut in 
die Medien zu platzieren, bedarf es 
meist dramatischer Entwicklungen. 
Dieses Bedürfnis bedient der Paritäti-
sche Wohlfahrtsverband. Sein Bericht 
ist aber auch ein Beispiel, wie statis-
tisch manipuliert wird: Nur mit Weg-
lassung eines Jahres erreicht der Pa-
ritätische die „dramatische“ Steige-
rung von 1,5 Prozentpunkten. Wäre 
das erste Jahr dieser Untersuchungen 
einbezogen worden wären es „nur“ 0,8 
Prozentpunkte gewesen. Ein weiterer 
„Trick“, dem auch Sie als Fragesteller 
auf den Leim gehen: Der Paritätische 
präsentiert an dieser Stelle gar keine 
Zahlen zur Armut, sondern zur „Ar-
mutsgefährdung“. Die Armutsgefähr-
dungsgrenze liegt nach EU-Defi nition 
bei 60 % des mittleren Nettoäquiva-
lenzeinkommens, die Grenze für rela-
tive Armut bei 50 % und die der Armut 
bei 40 %. Die Zahlen zur Armut, nach 
dieser anerkannten Defi nition, wären 
also noch weniger dramatisch gewe-
sen. Damit will ich nicht sagen, dass die 
Lebenslage bei der 60 %-Defi nition ro-
sig ist, sondern fordere lediglich mehr 
Ehrlichkeit ein. Derzeit beobachte ich 
eine Tendenz, eher die höheren medi-
enwirksameren Zahlen der 60 %-Gren-
ze zu präsentieren. Damit werden die 
Grenzen und Defi nitionen zwischen 
Armutsgefährdung, relativer Armut 
und Armut zum Schaden einer diffe-
renzierten Problemanalyse verwischt. 
Natürlich kann man die festgesetzten 
Grenzen hinterfragen. 

Ähnliche Tricks wendet übrigens 
der Sachverständigenrat zur wirt-
schaftlichen Entwicklung in seinem 
Gutachten 2014/15 an. Um zu bele-
gen, dass die Schere sich beim Ein-
kommen allmählich schließt, picken 
sich die fünf Wirtschaftsweisen weni-

auch zur verstärkten eigenen Integrations-
bemühung.

Fisch Andersherum wird ein Schuh da-
raus: In einer liberalen Gesellschaft, 
die bei der Verwirklichung des selbst-
gewählten Lebenskonzepts viele Frei-
heiten lässt, werden sich immer Un-
gleichheiten herausbilden, z. B. bei der 
Verfügung über freie Zeit oder mate-
rielle Ressourcen. Sozialethisch frag-
würdig wird es bei den Extremen, die 
es zu verhindern gilt: einerseits Ar-
mut, die von gesellschaftlicher Teilhabe 
ausschließt, anderseits einen exorbi-
tanten politischen Einfl uss von weni-
gen extrem Vermögenden. Unabhängig 
von der Flüchtlingsfrage sind beste-
hende Strukturen immer wieder da-
raufhin zu hinterfragen, ob sie Leis-
tung oder Status honorieren, ob sie 
familiäre Pfründe schützen oder den 
dynamischen Auf- und Abstieg nach 
Leistung und Talent zulassen, ob sie 
durch Subventionen ungerechtfertigte 
Privilegien schaffen oder eine sinnvol-
le Förderung gewähren, um zum Bei-
spiel unterprivilegierten Gruppen über-
haupt erst die Möglichkeit zur freien 
Partner- und Berufswahl zu eröffnen. 
Erst wenn solche Fehlstrukturen bei 
der Chancengleichheit abgebaut oder 
durch angepasste Fördermaßnahmen 
kompensiert werden, lassen sich die da-
raufhin entstehenden Ungleichheiten 
gelassener hinnehmen. Die Ursachen 
von Ungleichheiten sind dann eher in 
persönlichen Entscheidungen als in 
tradierten Privilegien bzw. in indivi-
duell schwer überwindbarer Benachtei-
ligung zu suchen. Nicht Ungleichheit 
herbeizuführen, sondern die realisti-
sche Perspektive, es aus eigener Kraft, 
manchmal mit Unterstützung, schaf-
fen zu können, scheint mir die ange-
messenen Anreize zu Leistung und In-
tegration zu setzen.

Amosinternational Sprechen wir über 
die bereits bestehende soziale Ungleich-
heit. Der Paritätische Gesamtverband hat 
seinen im vergangenen Jahr erschienenen 
Armutsbericht mit dem Schlagwort „Die 
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rieren. Noch gibt es an dieser Stelle eine 
mehrfache Gerechtigkeitslücke: Diese 
soziale Ungleichheit ist ein Symptom 
für die Ungerechtigkeiten zwischen 
Eltern und Kinderlosen, zwischen den 
jungen Familien und den älteren Ru-
heständlern und auch zwischen Män-
nern und Frauen, weil es vorrangig die 
Frauen sind, die die Erziehungsleistun-
gen überwiegend erbringen; die Einbu-
ßen müssen sie ein Leben lang schul-
tern, bis hin zu beachtlichen Einbußen 
bei der Rente.

Amosinternational Woran scheitern denn 
mögliche politische Weichenstellungen 
zum verbesserten Lastenausgleich?

Fisch Es gibt politisch und gesell-
schaftlich gleich mehrere Blockaden: 
Alle Vorschläge, die – in der Regel er-
heblich fi nanzkräftigeren! – kinderlo-
se Paare stärker an der Finanzierung 
des Gemeinwesens zu beteiligen, wer-
den mit viel Mitgefühl für die Situa-
tion von ungewollt Kinderlosen abge-
wehrt. Glauben Sie mir, ich kenne die 
emotionale Situation von Paaren, die 
sich Kinder wünschen und keine be-
kommen, und doch: Bei allem Mitge-
fühl halte ich diese Abwehrargumen-
te für unhaltbar. Mit gleichem Recht 
könnte man beklagen, dass diejenigen, 
die ungewollt partnerlos bleiben, nie 
in den Genuss des Ehegattensplittings 
kommen, dass unfreiwillig Arbeitslo-
se nie in den Genuss von hohen Boni 
kommen usw. Für einen freiheitlichen 
Sozialstaat sollte nicht die Frage nach 
individueller Schuld und privaten Ur-
sachen leitend sein, sondern jeweils die 
faktische soziale Lage. Grundsätzlich 
bieten sich zwei unterschiedliche Rich-
tungen an, um zu einem verbesserten 
sozialen Ausgleich zu kommen: Durch 
eine stärkere Unterstützung von Fami-
lien, verbunden mit einer stärkeren Be-
lastung von aktuell nicht Erziehenden. 
Nach einem anderen Modell würde der 
insgesamt erworbene Rentenanspruch 
bei Kinderlosen nur zu 70 % ausgezahlt, 
dazu addieren sich jeweils 15 % für ein 
groß gezogenes Kind. Mit solchen Mo-

Amosinternational Kann es letztere in 
Deutschland denn in nennenswerter Zahl 
geben?

Fisch Wir können durchaus stolz da-
rauf sein, in welch hohem Maß sich 
Transferleistungen auf die Verringe-
rung und Verhinderung von Armutsge-
fährdung für Menschen in Deutschland 
auswirken. 2012 verringerten staatli-
che Transferleistungen eine Armutsge-
fährdungsquote von 22,4 % auf 16,1 %. 
Der Anteil derjenigen, die nach der 
40 %-Defi nition „strenge Armut“ erlei-
den sind etwa 4 % in Deutschland. Da-
zu gehören Obdachlose und Straßen-
kinder, aber auch versteckt Arme. Sie 
sollten bei jeder Statistik zur relativen 
Armut zusätzlich aufgeführt werden. 
Diese Zahlen sind nicht so dramatisch 
hoch, dahinter stecken jedoch die wirk-
lich dramatischen Lebensbedingungen.

Amosinternational Von sozialer Ungleich-
heit negativ betroffen sind heute oft Fa-
milien mit Kindern, vor allem wenn ein El-
ternteil alleinerziehend ist: Was fehlt in der 
durchaus facettenreichen deutschen Fa-
milien- und Sozialpolitik, um das tiefgrei-
fend zu ändern?

Fisch Von Armut überdurchschnittlich 
betroffen sind nicht per se Familien, 
sondern Familien mit drei und mehr 
Kindern und Alleinerziehende auch 
mit weniger Kindern. Heute summieren 
sich bei Alleinerziehenden gleich zwei 
Armut verstärkende Faktoren, nämlich 
Single zu sein und Kinder zu haben. 
Im anderen Extrem helfen drei den 
Wohlstand vermehrende Faktoren den 
DINKs (= Double Income No Kids; dop-
peltes Einkommen keine Kinder): das 
Heiratsverhalten zwischen Gutsituier-
ten, das Zusammenleben mit der Mög-
lichkeit, Kosten zu teilen, und überwie-
gend die Vermeidung von Ausgaben für 
die Kindererziehung. Ungeachtet dieser 
Trends bleibt die Erziehung von Kin-
dern eine wesentliche Basis für den ge-
sellschaftlichen Generationenvertrag. 
Die Gesellschaft täte gut daran, diese 
Leistung auch entsprechend zu hono-

dellen würde die Gesellschaft sich der 
Erziehungsleistungen von Familien be-
wusster werden und ließe sich manche 
ungerechtfertigte soziale Ungleichheit 
mindern.

Amosinternational Geht es da nicht um 
eine Decke, die so oder so zu kurz ist? Die 
Probleme drohender Altersarmut lassen 
sich durch solche Vorschläge doch allen-
falls etwas verschieben oder anders ver-
teilen?

Fisch Es gibt eine erstaunliche Dis-
krepanz zwischen der Nicht-Beach-
tung von bereits existierender Armut 
bei Kindern einerseits und anderer-
seits dem Hochspielen einer erst noch 
kommenden Armut im Alter, die eben 
jene betrifft, die jetzt schon benach-
teiligt sind. Die Lebenslage der Ruhe-
ständler hat schon lange die größere 
Lobby, während die vorhandene über-
durchschnittliche reale Armut von Kin-
dern und Jugendlichen im politischen 
und gesellschaftlichen Diskurs, auch 

in den Medien, gefl issentlich igno-
riert wird. Ich sehe mehrere Gründe 
für den heimlichen Vorrang der Ren-
tenpolitik vor der Familienpolitik. Der 
wichtigste Grund dafür liegt vermut-
lich darin, dass die Über-50-Jährigen 
die Mehrheit der Wahlberechtigten stel-
len. Ein Minderjährigenwahlrecht, das 
sich auch demokratietheoretisch bes-
tens begründen lässt, könnte hier eine 
Abmilderung schaffen und dazu bei-
tragen, im politischen Prozess berech-
tigte Interessen von Familien besser zu 
berücksichtigen.

Amosinternational Welche Rolle spie-
len bei der Diskussion um eine wachsen-
de Spaltung in Arm und Reich die Gewerk-

 Es gibt ein erstaunliches 
Ungleichgewicht 
zwischen dem Verdrängen 
bestehender Armut 
bei Kindern und dem 
Hochspielen von 
zukünftiger Altersarmut
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die oberen 10 % der Einkommensbe-
zieher, die absolut zwar viel beisteu-
ern, aber gemessen an einer progres-
siven Besteuerung weniger als das 
siebte Dezil. Eine dynamische Anpas-
sung der Grenzsteuersätze an die Infl a-
tion würde verhindern, dass gehobene 
mittlere Einkommen sich immer mehr 
dem Spitzensteuersatz annähern. Da-
durch würde es leichter durchsetzbar, 
für sehr hohe Einkommen den Spit-
zensteuersatz leicht anzuheben und 
für exorbitante Einkommen eine so-
genannte Reichensteuer einzuführen. 
Unbedingt müssten auch die Beitrags-
bemessungsgrenzen bei Sozialabgaben 
auf den Prüfstand. Aber, möchte ich zy-
nisch einwenden, eine solche Reform, 
die 90 % der Bürger/innen zu Gute kä-
me, ist politisch in unserer Demokratie 
kaum durchsetzbar.

Zweitens müssten alle Einkom-
mensarten, auch Kapitalerträge, gleich 
besteuert werden. Das gilt auch für Erb-
schaften, die für den Erben ein Ein-
kommen sind, das es zu versteuern gilt. 
Zwar gibt es einige Mythen, um diese 
„Pfründe“ zu schützen, etwa das der 
sogenannten Doppelbesteuerung. Doch 

wenn man sich vor Augen führt, dass 
jeder Euro immer wieder besteuert 
wird, wenn er den Besitzer wechselt, 
dann kommt nichts anderes infrage als 
eine ganz normale multiple Besteue-
rung. Sozialethisch bewertet und für 
den Idealfall gedacht müssten Einkünf-
te aus Erbschaften und Kapital sogar 
stärker besteuert werden als das Ar-
beitseinkommen: Denn wer mit seinem 
Arbeitseinkommen nicht auskommt, 
hat meist keine Alternative, wer dage-
gen mit seiner Erbschaft und seinen 
Zinseinkünften nicht das Leben führen 
kann, das er sich erträumt, der kann 
zusätzlich einer bezahlten Beschäfti-
gung nachgehen.

 Alle Einkommensarten 
einschließlich der 
Kapitalerträge und 
Erbschaften sollten gleich 
besteuert werden

genannten Gründen bei den Gewerk-
schaften und auch bei den Arbeitge-
bern nicht beliebt, weil zum Beispiel 
in einem Krankenhaus der exzellente 
Chirurg den guten Ruf verschafft und 
entsprechend bezahlt werden muss. Das 
fordert der Wettbewerb.

Amosinternational Was könnten Gewerk-
schaften denn realistischerweise tun, um 
der gesellschaftlichen Spaltung stärker 
entgegenzuwirken?

Fisch Sie könnten mehr Wert auf den 
internationalen Zusammenschluss le-
gen, saisonale Arbeitnehmer/innen 
aufnehmen, Geringverdiener wie Haus-
haltshilfen und Arbeitslose sehr viel 
stärker organisieren. Das sind jeweils 
Mammutaufgaben, die aber über die 
Zukunft der Gewerkschaften und ihre 
Rolle bei der Minderung der Spaltung 
mitentscheiden. Es geht um faire Lohn-
abschlüsse für die unteren Vergütungs-
gruppen. Die genannten Zwänge sind 
den Gewerkschaftsfunktionären durch-
aus bewusst. Manche wehren sich sogar 
ausdrücklich dagegen, Lohnverhand-
lungen als Mittel zur Umverteilung zu 
verstehen. Das sei Aufgabe der Steu-
er- und Sozialpolitik. Das mag in ge-
wisser Weise richtig sein, doch würden 
leistungsgerechtere und fairere Lohn-
abschlüsse für die unteren Lohngrup-
pen die Notwendigkeit von sekundär-
er Umverteilung enorm senken. Meines 
Erachtens wäre das der bisher prak-
tizierten, Einfl uss und Verhandlungs-
stärke widerspiegelnden Lohnpolitik 
vorzuziehen.

Amosinternational Wo sehen Sie die aus-
sichtsreichsten steuerpolitischen Ansätze, 
um eine Vermögensumverteilung und eine 
Verringerung der Einkommensunterschie-
de voranzubringen? 

Fisch Als erstens plädiere ich für eine 
stärkere Progression. Betrachtet man 
die Gesamtbelastung inklusive Sozi-
alabgaben und nicht nur die Einkom-
menssteuer, zeigt sich eine nur mäßige 
Progression. Entlastet sind vor allem 

schaften? Sind sie nicht für die immer grö-
ßer werdende Lohnspreizung und damit für 
einen großen Teil sozialer Ungleichheit in 
Deutschland verantwortlich?

Fisch Die Gewerkschaften trügen die 
ganze Verantwortung nur, wenn sie 
die alleinige Gestaltungsmacht hät-
ten. Die haben sie natürlich nicht. Al-
lerdings braucht Deutschland tatsäch-
lich mehr Binnennachfrage, die durch 
höhere Lohnabschlüsse erreicht wer-
den kann. Die Lohnzurückhaltung der 
deutschen Gewerkschaften in den letz-
ten Jahren hat zu einem beträchtlichen 
Exportüberschuss und damit zu einem 
gefährlichen Ungleichgewicht in Eu-
ropa sowie zu einer Fehlentwicklung 
für unser Land geführt. Die Löhne und 
der Zugang zur Arbeit spielen als ei-
ner von drei Ursachenkomplexen die 
wesentliche Rolle bei einer dynami-
schen Betrachtung der Spaltung in Arm 
und Reich. Auf der anderen Seite ist 
der gesetzliche Mindestlohn, der das 
Lohnniveau der Geringverdienenden 
anhebt, mit breiter Unterstützung der 
Gewerkschaften durchgesetzt worden. 
Es gibt allerdings gewerkschaftsorgani-
satorische Sachzwänge, die sich nicht 
gut auf eine Minderung der Spaltung 
auswirken: Der Streik zählt dazu, weil 
er dazu zwingt, diejenigen zur Betei-
ligung am Arbeitskampf zu gewinnen, 
deren Arbeitsniederlegung überhaupt 
erst nennenswerten Druck aufbaut. 
Und das sind häufi g die höher bezahl-
ten Arbeitnehmer einer Branche. Hin-
zu kommt die berechtigte Sorge, dass 
diese streikmächtigen Gruppen eigene 
konkurrierende Gewerkschaften grün-
den, wie bereits geschehen bei den Pi-
loten mit Cockpit und den Ärzten mit 
dem Marburger Bund. Arbeitslose und 
Geringverdienende sind sehr viel sel-
tener gewerkschaftlich organisiert und 
auch Organisationen wie die Gewerk-
schaften schauen nach ihren zahlen-
den Mitgliedern. Zudem verstärkt jede 
prozentuale Lohnsteigerung die abso-
lute Spaltung bei den Löhnen. Sockel-
beträge für Geringverdienende würden 
dem entgegenwirken, sind aber aus den 
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liche Beschäftigung von Langzeitar-
beitslosen. Für diese zahlt die Kommu-
ne dann einen auskömmlichen Lohn, 
der sich nach der Wettbewerbslogik des 
Marktes nicht ergeben hätte. In diesem 
Projekt, so es gelingt, wird Geld durch-
aus umverteilt, aber so, dass das Selbst-
wertgefühl der Betroffenen durch ei-
gene Arbeit gestärkt und ein vorbild-
liches Arbeitsverhalten für die eigenen 
Kinder vorgelebt wird, auch in der 
Hoffnung, dass die nächste Generation 
nicht die Arbeitslosigkeit, sondern den 
Ansporn zur Berufstätigkeit erbt.

Amosinternational Mir scheint, es man-
gelt weder an Ideen noch an politischen 
Konzepten zur Verringerung sozialer Un-
gleichheit, noch fehlen gesamtgesell-
schaftlich gesehen die fi nanziellen Mittel. 
Warum hapert es dann so sehr bei der poli-
tischen Umsetzung?

Fisch In unserer Bildungs-, Steuer- und 
Umverteilungspolitik verstecken sich 
gesellschaftliche Leitbilder, die hin-
terfragt werden müssen. Wir brau-
chen neue Leitbilder für die Vertei-
lungspolitik. Der Widerstand kommt 
jeweils von direkt betroffen Interes-
sensgruppen. Nehmen Sie das Beispiel 
der über 600 Ausnahmen, denen eine 
verminderte Mehrwertsteuer zugestan-
den wird. Alleine die Aufzählung eig-
net sich ohne Überspitzung fürs Kaba-
rett. Politisch besteht Konsens, diese 
Ausnahmen weitgehend abzuschaffen; 
nur die eine, von der man selbst oder 
die eigene Interessensgruppe profi tiert, 
die sei gut begründet. Dieses Argu-
mentationsmuster taucht immer wie-
der auf und führt zu ärgerlichen Blo-
ckaden. Daher setze ich nicht nur auf 
Vorschläge für konkrete Änderungen 
in den unterschiedlichen Systemen, 
sondern auch auf die Rahmenbedin-
gungen für die politische Gestaltung. 
Hierzu zählen, wie gesagt, das Wahl-

 Viele gute Ideen zum 
Lastenausgleich scheitern 
am Einspruch mächtiger 
Interessengruppen

für einen entscheidenden Ansatz, um 
Qualifi kationsdefi zite als Ursache von 
Arbeitslosigkeit und niedrigen Löhnen 
beizukommen. Nun ist eine angemes-
sene Bildungsförderung dann heftig 
umstritten, wenn sie vor allem auf die 
Bedürfnisse von benachteiligten und 
bildungsfernen Milieus, Familien und 
Ethnien eingeht. Frühförderung, auch 
fl ankiert durch verpfl ichtende Ange-
bote, kommt vor allem Kindern und 
Jugendlichen in schwierigen Famili-
enverhältnissen zu Gute. Sprachförde-
rung dient vor allem, aber nicht nur, 
Kindern und Jugendlichen mit Zuwan-
derungsgeschichte. Bei dieser indirek-
ten Umverteilung der Ressourcen tra-
gen die etablierten Gesellschaftsgrup-
pen also keinen persönlichen Gewinn 
davon. Allerdings könnte man ein we-
nig mehr Chancengleichheit und faire 
Startbedingungen für andere als ge-
sellschaftlichen Gewinn bewerten, statt 
nur eine mögliche Konkurrenz um Ar-
beitsplätze zu befürchten. Das ist je-
doch eine Grundhaltung, die in der Ge-
genwart nur selten auszumachen ist.

Amosinternational Werden Erziehung und 
Bildung dabei nicht mit Erwartungen über-
frachtet, die sie letztlich doch nicht erfül-
len können?

Fisch In manchen Fällen ist das so. Al-
ler internationalen Erfahrung nach 
wird es auch bei optimalen Förderbe-
dingungen einen Kreis von Personen 
geben, die bestimmte Mindestqualifi -
kationen auch bei bestem Willen nicht 
erreichen können. Oft haben sie auf 
dem Arbeitsmarkt keine Chance, weil 
es Einfach-Arbeitsplätze heute nicht 
mehr in größerer Zahl gibt. Hier sind 
es die Umstände, die die Betroffenen 
zu Verlierern machen. Ein zukunfts-
weisendes Konzept für diese Personen-
gruppe wird derzeit in der Wirtschafts-
förderung der Stadt Dortmund ent-
wickelt: Anders als bei einem Zweiten 
Arbeitsmarkt werden hier öffentliche 
Aufträge marktförmig ausgeschrieben. 
Bedingung für die sich bewerbenden 
Unternehmen ist jedoch die nachweis-

Es gibt viele weitere Vorschläge, wie 
man durch ein ausgeklügeltes Steuer-
system der sozialen Spaltung entge-
genwirken kann. Für bedenkenswert 
halte ich zum Beispiel einen Vorschlag 
des US-amerikanischen Ökonomen Ro-
bert Shiller, den Spitzensteuersatz ab-
hängig von der Ungleichheit im Land 
steigen oder fallen zu lassen. Die zu-
nehmende Spaltung der letzten Jahre 
hätte dann einen automatisch steigen-
den Spitzensteuersatz zur Folge gehabt. 
Und selbstverständlich bräuchte es ei-
ne Finanztransaktionssteuer, die weiter 
gehende Schleifung von Steueroasen 
und Bankgeheimnis sowie das Stopfen 
von Steuerschlupfl öchern.

Amosinternational Sind bessere Bildungs- 
und Aufstiegschancen möglicherweise der 
geeignetere Weg zur Verringerung sozialer 
Ungleichheit? Oder ist doch zu allererst ei-
ne deutliche materielle Umverteilung er-
forderlich?

Fisch Änderungen in der Steuerpoli-
tik und Investitionen in Bildung sind 
indirekte Umverteilungsmaßnahmen. 
Selbst die Steuerermäßigung für Ho-
teliers aus dem Jahr 2010, vor allem 
vorangetrieben durch CSU und FDP, ist 
Umverteilung. Es geht über all die Jah-
re um Milliarden, die im Haushaltsbud-
get für andere Maßnahmen nicht mehr 
zur Verfügung stehen oder von ande-
ren Gesellschaftsgruppen aufgebracht 
werden müssen. Doch auch im deut-
schen Bildungssystem ist eine Reihe 
von Ungerechtigkeiten auszumachen; 
alle Untersuchungen deuten darauf hin, 
dass das hiesige Schulsystem im Ver-
gleich zu anderen Ländern die aus der 
Herkunft resultierenden Chancen ver-
stärkt, positiv wie negativ. Noch trifft 
Paul Watzlawiks Wort „In der Wahl sei-
ner Eltern kann man nicht vorsichtig 
genug sein!“ viel zu unangenehm die 
Wirklichkeit. Wer bei der Wahl der El-
tern patzt, hat im heutigen Bildungs-
system bereits seine gleichen Chan-
cen eingebüßt. Stärkere Investitio-
nen in Frühförderung, in schulische 
und berufl iche Bildung halte ich daher 
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Solche Hintergrundinformationen sind 
meist aufschlussreicher als die vorge-
tragenen Argumente. Entsprechen-
de Aufklärungsarbeit zu leisten, das 
gehört zum Auftrag der Medien. Zu-
gleich müssten Zeitungen und andere 
privat fi nanzierte Medien bewusst ma-
chen, welche wohlhabenden Familien 
bei ihnen selbst die Finanzmacht und 
das Sagen haben. Für die politische 
Kultur ganz wesentlich wäre eine dem 

recht für Minderjährige; dazu würde 
auch gehören, sozial schwache Milieus 
durch zivilgesellschaftliche Kampag-
nen zu motivieren, sich bei Wahlen 
stärker zu beteiligen und in Parteien 
mitzuarbeiten. Warum einzelne Prota-
gonisten diese oder jene politische Po-
sition mit aller Macht vertreten, wird 
oft erst verständlich, nachdem auf-
gedeckt wurde, von wem sie Zusatz-
einkommen oder Privilegien erhalten. 

westlichen Niveau entsprechende Ahn-
dung von Straftatbeständen wie Kor-
ruption und Bestechung von Politikern 
und Politikerinnen. Die volle Transpa-
renz bei öffentlich-privaten Auftrags-
vergaben, bei Lobbyaktivitäten, bei Zu-
satzeinkommen und bei Spenden für 
Parteien ist dazu unverzichtbar.

Die Fragen stellte Richard Geisen

Andreas Fisch (*1971), Dr. theol., leitet die Fachbe-
reiche „Wirtschaftsethik“ und „Kirchliche Dienst-
geber/innen“ im Sozialinstitut Kommende Dort-
mund. Er war u. a. als Gastreferent tätig beim Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge in Nürnberg 
sowie als fachlicher Berater beim Deutschen Ca-
ritasverband in Freiburg und in weiteren Institu-
tionen.
 Veröffentlichungen zum Thema: Die Spaltung 
in Arm und Reich – mitverursacht durch priva-
te Entscheidungen? Zu einigen Lösungsansätzen 
zwischen Wahlfreiheit und Bedarfsorientierung, 
in: Amosinternational 2/2015, S. 48–54; Zu den 
arbeitsmarktbezogenen Ursachen der Spaltung in 
Arm und Reich. Chancengleichheit im Bildungs-
sektor als Antwort?, in: ETHICA. Wissenschaft und 
Verantwortung 1/2016; Die Rolle von Steuern und 
Sozialabgaben bei der Spaltung in Arm und Reich 
und deren Minderung (Arbeitstitel; in Vorberei-
tung); Inspirationen zur Katholischen Sozialleh-
re im Unterricht. Bildungsgerechtigkeit und die 
wachsende Spaltung in Arm und Reich, in: Katho-
lische Bildung, Hefte 1/2015, S. 10–19; 2/2015, 
S. 73–80; Die gleiche Besteuerung aller nach Leis-
tungsfähigkeit und ihre Grenzen. Kirchliche Refl e-
xionen über Steuergerechtigkeit, in: Jörg Alt/Pa-
trick Zoll (Hg.): Wer hat, dem wird gegeben? Be-
steuerung von Reichtum: Argumente, Probleme, 
Alternativen, Würzburg 2016; Für ein allgemei-
nes Wahlrecht. Argumente gegen die existierenden 
Ausschlüsse von Minderjährigen sowie bestimmten 
Behinderten, Kranken und Strafgefangenen, in: L. 
Fischer u. a. (Hg.): Demokratie und Partizipation im 
21. Jahrhundert, Münster 2016 (i. E.); Arbeit – ein 
Schlüssel zu sozialer Gerechtigkeit, hg. zus. mit D. 
Kirmse u. a., Münster 2012; „Alternativlos“? – Poli-
tik und demokratische Entscheidungen angesichts 
von Wirtschaftskrisen, in: mitarbeiten 4/2012.

KURZBIOGRAPHIE

Verleihung Förderpreis 
Christliche Sozialethik 2016

Der Verein der Freunde und Förderer der Kommende e. V. hat 
den Förderpreis Christliche Sozialethik 2016 ausgeschrieben. 
Mit dem Preis wird die sozialethische Forschung zu aktuellen 
gesellschaftlichen Herausforderungen gefördert. Er dient auch 
dem Anliegen, die Leistungen der sozialethischen Forschung 
bekannt zu machen. Der Preis wird alle zwei Jahre verliehen. Er 
ist mit 1.500 Euro ausgestattet.

Preisträger der letzten Ausschreibung im Jahr 2014 ist Dr. Wolf-
Gero Reichert mit seiner Arbeit zur Ethik der Finanzmärkte. 
2014 wurde zugleich ein Sonderpreis an Dr. Jonas Koudissa für 
die Studie „Ethik und Migration“ verliehen.

Nachwuchswissenschaftler und Nachwuchswissenschaftlerin-
nen der Christlichen Sozialwissenschaften können sich mit ei-
ner Arbeit bewerben, die nicht älter als zwei Jahre ist. Die Ar-
beiten müssen in elektronischer Fassung eingereicht  werden 
(herbers@kommende-dortmund.de).

Die Frist endet am 31. März 2016.

Über die Vergabe entscheidet eine Jury mit folgenden Mitglie-
dern: Prof. Dr. Heimbach-Steins, Münster; Prälat Dr. Peter Klas-
vogt, Dortmund; Werner Schickentanz, Dortmund; Prof. Dr. Jo-
achim Wiemeyer, Bochum; Prof. Dr. Günter Wilhelms, Pader-
born.

Der Förderpreis Christliche Sozialethik wird im Rahmen des 
Kommendefestes im November 2016 feierlich verliehen.

amos 01_2016 - seiten001-056.indd   41amos 01_2016 - seiten001-056.indd   41 05.02.2016   11:29:2505.02.2016   11:29:25



Buchbesprechungen

MOSINTERNATIONAL 10. Jg. (2016) Heft 142

Buchbesprechungen

 Religion in der politischen Öffentlichkeit

Martin Breul: Religion in der politischen 
Öffentlichkeit. Zum Verhältnis von re-
ligiösen Überzeugungen und öffentli-
cher Rechtfertigung, Paderborn: Ferdi-
nand Schöningh 2015, 270 S., ISBN: 978–
3–506–78233–5.

In der Debatte um die demokratietheo-
retisch überzeugende Verhältnisbestim-
mung von säkularer Republik und parti-
kularen Religionsgemeinschaften in ih-
rer Mitte plädiert Martin Breul in seiner 
vorzüglichen Kölner Dissertation ebenso 
nachdrücklich wie überzeugend für ei-
nen „moderaten Exklusivismus“. In sei-
ner an der Schnittstelle von Religions-
philosophie und Politischer Theorie an-
gesiedelten Untersuchung weist er einen 
kritiklos-religionsfreundlichen Inklusivis-
mus, der „dem öffentlichen Diskurs kei-
nerlei Beschränkungen hinsichtlich der 
Zulässigkeit bestimmter Überzeugun-
gen auferlegen möchte“, ebenso zurück 
wie einen säkularistischen Exklusivismus, 
der auf „eine liberale Pauschaldiskrimi-
nierung religiöser Argumentationsfor-
men durch den apriorischen Diskursaus-
schluss“ hinauslaufe. Der „moderate Ex-
klusivismus“ (dieses Programmwort hätte 
einen guten Titel der Studie abgegeben!) 
vertritt, als Exklusivismus, zwar eben-
falls das säkulare „Ideal der Rechtferti-
gungsneutralität“, demzufolge politische 
Normen nur dann Legitimität beanspru-
chen dürfen, wenn sie „mit Gründen ge-
rechtfertigt werden können, die von al-
len möglicherweise Betroffenen geteilt 
werden können“ (12 f.). Er ist aber in-
sofern „moderat“, als er religiöse Über-
zeugungen nicht aus der Öffentlichkeit 
verbannt, sondern ihnen – jenseits uni-
versalistischer Begründungsfragen – ein 
breites und wichtiges Artikulations- und 
Aufgabenfeld öffentlicher Präsenz ein-

räumt, etwa im Hinblick auf Handlungs-
motivationen, auf die Entfaltung religiös 
inspirierter gesellschaftskritischer Poten-
ziale, auf zusätzliche Begründungsleis-
tungen u. ä. (vgl. 250). Breul spricht hier 
von einem „moderierenden Moment“ 
(13). 

Die souverän durchkomponierte und 
gut lesbare Studie beginnt mit einem sys-
tematischen Überblick über die vor al-
lem US-amerikanische Debattenlage (21–
103). Der Autor kartographiert hier in 
prägnanter Durchführung ein Diskurster-
rain, das er durch vier Argumentations-
typen charakterisiert sieht: konsequen-
zialistische, ethische, politische und vor 
allem epistemologische Argumente. Kon-
sequenzialistische und politische Überle-
gungen leiden für ihn allerdings daran, 
dass sie aus empirisch-soziologischen Be-
funden „die vorschnelle normative For-
derung einer Exklusion oder Inklusion“ 
ziehen und damit den Kategorienfehler 
der „Ableitung normativer Konklusionen 

aus deskriptiven Prämissen“ (44 f.) bege-
hen. Ethische Argumente, die für gelten-
de Normen einerseits die weltanschau-
ungsneutrale Rechtfertigungspfl icht 
verteidigen, andererseits aber die Arti-
kulations- und Partizipationsrechte „re-
ligiöser Bürger“ diskriminierungsfrei stel-
len wollen, stehen sich für Breul mit je-
weils guten Gründen frontal gegenüber, 
so dass hier „ein argumentatives Unent-
schieden“ (13, 175), ein „stabiler Dissens“ 
(100) zu konstatieren sei. Den eigentli-
chen „Schlüssel für die Lösung der De-
batte“ (81) sieht er jedoch ohnehin in 
den epistemologischen Refl exionen. Die-
se behandeln die Frage, ob in öffentlichen 
Diskursen eine „allgemein zugängliche, 
reziproke Rechtfertigung für bestimm-
te Normen“ überhaupt möglich ist, ob 
solche Rechtfertigungen also „vernünf-
tigerweise einsehbar“ (95 f.) sind. Diese 
vernunftoptimistische und für das uni-
versalistische Projekt der politische Mo-
derne schlechthin konstitutive Position 
wird von Breul hartnäckig in Anschlag 
gebracht, da man sonst in „rechtferti-
gungstheoretische Willkür“ gerate und 
jede „Möglichkeit von kontextübergrei-
fender Kritik“ verliere (246). 

Breul will also die „Notwendigkeit 
einer allgemeinen Akzeptierbarkeit von 
öffentlichen Rechtfertigungen“ verteidi-
gen, ohne deshalb für den „pauschalen 
Ausschluss aller religiösen Überzeugun-
gen als kognitiv defi ziente Überzeugun-
gen“ (101) eintreten zu müssen. Um auf 
diesem Weg voranzukommen, wendet er 
sich in einem zweiten Anlauf naheliegen-
der Weise dem Habermasschen Postsäku-
larisierungstheorem zu (105–174). Die-
ses stelle nämlich eine über rechts- und 
religionsphilosophische Fragestellungen 
hinausführende „Sammelthese aus sozio-
logischen, normativen und philosophi-
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schen Erwägungen“ dar und verleihe der 
Frage nach dem Verhältnis von Religion 
und Republik damit „eine neue Tiefen-
dimension“ (103).

Allerdings steht Breuls Auseinander-
setzung mit Habermas selbst wieder im 
Zeichen einer religionsphilosophischen 
Engführung. Er setzt sich nämlich vor al-
lem mit dessen Übersetzungsforderung 
auseinander, die „nicht uneingeschränkt 
zu überzeugen“ (106) vermöge. Bekannt-
lich zeigt sich Habermas seit den spä-
ten 1980er Jahren davon überzeugt, dass 
das Projekt der politischen Moderne ent-
gleisen könnte, wenn es nicht gelingt, 
zentrale Gehalte der religiösen Tradition 
in eine säkulare Sprache zu übersetzen. 
Und in seiner berühmten Friedenspreis-
rede des Jahres 2001  sprach er sogar da-
von, dass die Artikulationskraft religiö-
ser Sprachen den „ungläubigen Söhnen 
und Töchtern der Moderne“ auch unab-
hängig von aller Übersetzbarkeit „etwas 
sagen kann“. Denn auch diejenigen, die 
davon überzeugt sind, dass es keinen im 
Tode rettenden Gott gibt und die Erschla-
genen wirklich erschlagen sind und blei-
ben, empfi nden ihm zufolge „den ohn-
mächtigen Impuls, am Unabänderlichen 
doch noch etwas zu ändern“, und „ein-
ander mehr schuldig zu sein und selbst 
mehr nötig zu haben, als ihnen von der 
religiösen Tradition in Übersetzung zu-
gänglich ist“ (Glauben und Wissen, 2001). 
Die möglichen Potenziale nicht-übersetz-
ter bzw. nichtübersetzbarer religiöser Se-
mantik werden von Breul aber nicht wei-
ter ausgeleuchtet. 

Stattdessen arbeitet er sich kritisch 
daran ab, dass religiöse Überzeugun-
gen für Habermas, auch wenn er die-

sen mitunter einen nicht schlechthin ir-
rationalen Status zugesteht (vgl. 147), im 
Kern doch diskursiv unzugänglich sind 
und eine „kognitiv unannehmbare Zu-
mutung“ für die Philosophie darstellen 
(vgl. 153). Gegen diese „Stilisierung von 
Religion als epistemisch unzugängliche 
black box“ (169) plädiert Breul für das 
„Zugeständnis einer partiellen vernünf-
tigen Durchdringbarkeit religiöser Über-
zeugungen“ (171), da „zumindest eini-
ge religiöse Überzeugungen kognitiv zu-
gänglich und diskursfähig“ (145) seien. 
Authentische religiöse Überzeugungen 
enthielten nämlich, wie er im Rekurs auf 
die augustinische Unterscheidung von fi -
des qua creditur und fi des quae credi-
tur, auf die Differenzierungen von faith 
und belief, von fi duziellem und doxasti-
schem Glauben betont, immer auch „kog-
nitive Elemente“, die als solche „einer öf-
fentlichen Diskussion fähig sind“ (182). 
Sie seien nicht „bloß subjektive, private 
Geschmacksäußerungen oder Präferen-
zen“ (176), sondern „kognitiv zugänglich 
und zugleich nicht allgemein akzeptabel“ 
(182), da ihre Akzeptabilität für Agnosti-
ker und Atheisten nicht gegeben sei. „Das 
kognitive Für-Wahr-Halten eines religiö-
sen Inhalts ist an das Vorliegen einer reli-
giösen Einstellung gekoppelt, wenn man 
von einer authentischen religiösen Über-
zeugung sprechen möchte.“ (188) Als Fa-
zit hält Breul deshalb fest, „dass religiöse 
Überzeugungen in öffentlichen Recht-
fertigungsdiskursen nicht den Goldstan-
dard öffentlicher Rechtfertigung einhal-
ten“, auch wenn „die mögliche kognitive 
Verfasstheit und damit die intersubjektiv-
diskursive Nachvollziehbarkeit religiöser 
Überzeugungen“ ihnen „eine Vielzahl an-

derer wichtiger Rollen im öffentlichen 
Diskurs ermöglicht“ (249). 

Ob die religionsphilosophische These 
von der partiellen „kognitiven Zugäng-
lichkeit“ religiöser Überzeugungen Ag-
nostiker und Skeptizisten motivieren 
wird, in öffentlichen Diskursen nach eben 
diesen kognitiven Gehalten zu fahnden 
und sich insofern stärker als bisher auch 
rational auf religiöse Traditionen einzu-
lassen (falls man diese Nutzanwendung 
aus der Studie überhaupt ziehen kann), 
dürfte aber fraglich sein. Zudem dürfte 
religiöse Semantik ihre spezifi sche Be-
deutung für die politisch-moralischen 
Sensibilitätslagen öffentlicher Debat-
ten wohl ohnehin eher aus denjenigen 
Tiefenschichten beziehen, die mit reli-
gionsphilosophisch-kognitiven Mitteln 
eben nicht beerbbar sind. Habermas’ auf-
sehenerregende Absage an die klassische 
Religionsphilosophie (vgl. 157, Anm. 404) 
kommt jedenfalls nicht von ungefähr. Die 
normative Debatte um Zielsetzung und 
Leistungsfähigkeit des Habermasschen 
Postsäkularitätstheorems wird jeden-
falls weitergehen. 

Wer sich mit den aktuellen Diskurs-
lagen um Religion und Republik ver-
lässlich vertraut machen will und nach 
weiterführenden Theorieperspektiven 
diesseits und jenseits religionsphilo-
sophischer Fragestellungen Ausschau 
hält, sollte an diesem wertvollen Buch 
nicht vorbeigehen. Denn das hier entfal-
tete Konzept eines „moderaten Exklusi-
vismus“ wird man vor allem auch in re-
ligionspolitischer Hinsicht nicht unter-
schreiten können.

Hermann Josef Große Kracht, 
 Darmstadt
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Jörg Hübner/Günter Renz: Gut – bes-
ser – zukunftsfähig. Nachhaltigkeit und 
Transformation als gesellschaftliche He-
rausforderung (edition akademie: Neue 
Folge), Stuttgart: Kohlhammer 2015, 
156 S., ISBN 978–3–17–026245–4.

Spätestens seit den 1970er Jahren wird 
auf den Bereich der Umweltethik aus Rei-
hen der Christlichen Sozialethik verwie-
sen, dieser somit auch theologisch wei-
tergedacht. Deshalb mag es befremdlich 
wirken, wenn 2015 der Auftaktband ei-
ner neuen Reihe (edition akademie: Neue 
Folge) unter dem Titel „Gut – besser – zu-
kunftsfähig. Nachhaltigkeit und Trans-
formation als gesellschaftliche Heraus-
forderung“ erscheint.

Dieser fälschlicherweise erweckte Ein-
druck einer „Erstbeschäftigung“ wird aber 
bereits mit den Beiträgen von Zahrnt und 
Brand revidiert. Denn Neuland soll kei-
neswegs betreten werden. Vielmehr steht 
die Veröffentlichung und die eben die-
ser vorausgehende Tagung in der Tradi-
tion der beiden Studien „Zukunftsfähiges 
Deutschland I“ (1996) und „Zukunftsfä-
higes Deutschland II“ (2008).

Verschiedene Perspektiven des Trans-
formationsprozesses werden im zweiten 
Teil des Tagungsbandes vorgestellt: Hüb-
ner, Welzer und Zahrnt/Schneidewind ge-
ben mit ihren Beiträgen Einblick in die 
aktuelle Debatte, die für Leser, welche 
sich bislang wenig mit Fragen aus dem 
Bereich Umwelt- und Entwicklungsethik 
beschäftigt haben, eine sehr hilfreiche 
Informationsbasis darstellt, dem in der 
Materie beheimateten Interessierten aber 
nur wenig Neues bietet.

Anders stellt sich dies bei Knofl acher, 
Kurth, Gottwald/Boergen und Bommert 
dar. Sie bemühen sich, mit ihren Beiträgen 
den Begriff der Nachhaltigkeit in unter-
schiedlichen Themenbereichen (Mobilität, 
Stadtentwicklung, Ernährung und Boden-
nutzung) zu verorten und anzuwenden. 
Dabei werden sie auch der Forderung des 
Untertitels – Nachhaltigkeit und Trans-
formation als gesellschaftliche Heraus-

forderung – gerecht. Denn der Schwer-
punkt dieses Sammelbandes liegt keines-
wegs auf dem theoretischen Hintergrund, 
sondern auf der Frage, wie heute aus un-
terschiedlichen Blickwinkeln heraus die 
Bewältigung einer zukunftsfähigen Ge-
sellschaft bereits geschieht beziehungs-
weise was noch benötigt wird, um dieses 
Unterfangen gelingen zu lassen. 

Eine theologische Verortung bie-
tet einzig und allein Meireis. Entgegen 
der etwas reißerisch formulierten Über-
schrift „Protestantisches Ethos als ‚Killer-
App‘?“ überzeugt der Beitrag durch eine 
Auseinandersetzung mit religiösen Aspek-
ten, die bei einem von den Leitern einer 
evangelischen Akademie herausgegebe-
nen Band erwartet werden darf. Aufbau-
end auf die Konklusion Fergusons, dass 
sich „die christliche Moral nicht nur für 
ein sinnvolles zivilisierendes Instrument, 
sondern auch persönlich für einen ange-
messenen Kodex des guten Lebens“ an-
biete (S. 133), kommt er zu den zentralen 
Argumenten seiner Position, also der sehr 
wohl berechtigten Teilnahme der protes-
tantischen Theologie im Ringen um den 
rechten Nachhaltigkeitsbegriff durch ih-
re Orientierung an: „einer bestimmten Ge-
stalt des guten Lebens, […] einer spezifi -

schen Auffassung von Gerechtigkeit und 
[…] einer bestimmten Auffassung der Na-
tur“ (S. 144).

Ob jedoch die exklusive Auseinan-
dersetzung aus protestantischer Sicht 
klug und der Thematik gerecht war, ist 
eine Frage, die den Herausgebern ge-
stellt werden kann und muss. Schließlich 
war (und ist) die Studie ebenso katho-
lisch wie protestantisch (Zukunftsfähiges 
Deutschland I wurde von BUND, Wupper-
tal-Institut und Misereor, Zukunftsfähi-
ges Deutschland II dagegen von BUND, 
Wuppertal-Institut und Brot für die Welt 
herausgegeben). Ein weiterer Beitrag aus 
dem theologischen, dann eher katholi-
schen Blickwinkel heraus hätte die Zu-
sammenhänge deutlicher hervortreten 
lassen und das ökumenische Potential der 
Schlagworte Nachhaltigkeit und Trans-
formation unterstrichen. Denn wenn die-
se beiden Begriffe in ihrer heutigen Ver-
wendung auch nicht allein aus dem reli-
giösen Bereich hervorgegangen sind, so 
bleibt doch die Hoffnung (oder: Tatsa-
che?), dass sie im theologischen Kontext 
das Potential haben, eine weitere Ebene 
mit einzubeziehen und hierzu ergänzen-
de Begründungmuster bieten. Auf diese 
zugunsten einer leichteren Verständlich-
keit über die eigenen Grenzen hinaus zu 
verzichten, hieße auch, die Forderungen 
der Öffentlichen Theologie außen vor zu 
lassen, was gerade bei einem breitenre-
levanten und -wirksamen Thema wie der 
Umweltethik zu kurz gedacht wäre. 

Eine Untergliederung bereits im In-
haltsverzeichnis hätte den Überblick ver-
einfacht und zu einer leichteren Orien-
tierung im Buch führen können. 

Nichtsdestoweniger stellt der Band 
einen Zugewinn dar, der unter anderem 
die große Reichweite der Studien „Zu-
kunftsfähiges Deutschland I“ und „Zu-
kunftsfähiges Deutschland II“ und die in 
ihrer Tradition stehenden Weiterführun-
gen und Aktualisierungen nachzeichnet 
und würdigt.

Julia Blanc, Belfort/Frankreich

 Nachhaltigkeit und Transformation
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Mitglieder – ausgerichtet sein, woraus 
Schneider wiederum einen föderalen 
Stufenaufbau der globalen politischen 
Ordnung ableitet, von der Familie über 
den Staat bis schließlich hin zu einer glo-
balen Ordnungsinstanz. Außerdem voll-
zieht er damit den für seine weitere Argu-
mentation entscheidenden Übergang zur 
Europäischen Union: Da die Geschichte 
der europäischen Integration die euro-
päischen Staaten, Völker und Bürger fak-
tisch in einer „Schicksalsgemeinschaft“ 
verbunden habe, müssten sie sich auch 
als „Gemeinschaft“ mit einem eigenen 
Gemeinwohl verstehen und die Verfas-
sungsordnung der EU entsprechend ein-
richten (vgl. 52–55).

Die Ursachen der aktuellen EU-Krise 
erblickt Schneider im Übergewicht des 
Ökonomischen über die Politik und in 
den nationalen Egoismen, die dem su-
pranationalen europäischen Gemeinwohl 
zuwider stehen. Notwendig sei daher eine 
echte politische, föderale und demokra-
tische europäische Verfassungsordnung, 
die gleichwohl die nationalen Identitä-
ten nicht ersetzt, sondern die nationale 
Ebene subsidiär um eine supranationa-
le Ordnung ergänzt. Wie diese Ordnung 

Heinrich Schneider: Europas Krise und 
die katholische Soziallehre. Herausfor-
derungen und Reformperspektiven, Hei-
ligenkreuz: Be&Be-Verlag 2014, 227 S., 
ISBN 978–3–902694–68–3.

Die Krise Europas ist im Wesentlichen die 
Krise der Europäischen Union, und mit 
ihr und der Richtung, in der eine Re-
form der EU gehen sollte, befasst sich der 
emeritierte Wiener Politikwissenschaftler 
Heinrich Schneider. Die 15 Kapitel des Bu-
ches widmen sich eigentlich zwei unter-
schiedlichen, aber hier mit einander ver-
bundenen Anliegen, nämlich einer Apo-
logie der Katholischen Soziallehre (KSL) 
einerseits und den Vorschlägen für ei-
ne Neuausrichtung der grundlegenden 
politischen Institutionen der EU anderer-
seits. Zu konkreten Handlungsvorschlä-
gen in Bezug auf die Krisensymptome 
Europas – vor allem die Finanzkrise und 
die Migration – kommt Schneider erst am 
Schluss. Es handelt sich also um eine eher 
grundsätzlich angelegte politische Ethik 
der EU, zu welcher der Europa-Fachmann 
Schneider hier ausholt.

Die Orientierungskraft der KSL ver-
sucht Schneider mittels des Gemein-
wohlbegriffs zu erweisen. Zwar ha-
be die quasi-dogmatische, naturrecht-
liche Auffassung des Gemeinwohls im 
20. Jahrhundert schließlich zur Abkehr 
von diesem Begriff geführt, wie er in ei-
nem Durchgang durch die Geschichte der 
politischen Theorie seit dem Mittelalter 
darlegt. Allerdings habe das 2. Vatikani-
sche Konzil keineswegs – wie Vertreter 
einer Neuausrichtung der KSL behaup-
teten – den Gemeinwohlbegriff an sich 
verabschiedet, sondern im Gegenteil ihn 
personalistisch neuausgerichtet (vgl. 47). 
Das Gemeinwohl müsse im Licht der „Zei-
chen der Zeit“ zum einen von der Men-
schenwürde her verstanden und zum an-
deren auf die Menschheit als Ganze be-
zogen werden. Wo immer menschliche 
Gemeinschaften bestehen, müssen sie 
auf ihr spezifi sches Gemeinwohl – ge-
meint ist wohl die Menschenwürde der 

aussehen könnte, diskutiert Schneider 
ausführlich entlang der beiden Groß-
alternativen eines parlamentarischen 
Zweikammersystems mit EU-Parlament 
und einem zur Staatenkammer mutier-
ten Europäischen Rat mit der EU-Kom-
mission als Regierung einerseits, und ei-
nem präsidentiellen System mit einem 
von den Unionsbürgern direkt gewähl-
ten EU-Präsidenten andererseits. Trotz er-
kennbaren Zuneigens zur ersten Alter-
native hält Schneider die Systemfrage 
letztlich offen und weist auf ein weite-
res fundamentales Problem hin: Eine wie 
auch immer geartete Stärkung der supra-
nationalen Ebene wird nur erfolgreich 
sein können, wenn die Bürger hinter ihr 
stehen und ein supranationales europä-
isches Bewusstsein ausprägen, das auch 
schwierigen Verteilungsentscheidungen 
standhält (vgl. 158). Daher besteht eine 
wichtige Aufgabe von Kirchen und enga-
gierten Christen darin, die mentale Kon-
zentration auf den Nationalstaat zu über-
winden und in der Auseinandersetzung 
mit Politik und Öffentlichkeit für eine 
sachlich informierte und gemeinwohl-
adäquate (menschenwürdeorientierte) 
Europapolitik einzutreten (vgl. 218f).

Schneider hat ein engagiertes und 
überaus sachkundiges, keineswegs an 
einfachen Lösungen ausgerichtetes Plä-
doyer für eine weitgehende föderale po-
litische europäische Integration verfasst. 
Seine Stärken liegen vor allem dort, wo 
er auf der Basis breiter Forschungslite-
ratur mögliche Verfassungsalternativen 
für die EU diskutiert. Das Buch ist eher 
für einen innerkirchlichen Adressaten-
kreis verfasst, der sich mit einem traditio-
nellen Verständnis von KSL identifi ziert. 
Das zeigt sich etwa daran, dass Begrün-
dungsproblemen mit dem Verweis auf 
kirchenamtliche Verlautbarungen begeg-
net wird. In politisch-ethischer Hinsicht 
bleibt der Gemeinwohlbegriff inhaltlich 
zu wenig konturiert, um als Maßstab für 
die überaus komplexen Verfassungsstruk-
turen moderner Staaten und der EU an-
nähernd geeignet zu sein, und der Hin-

  Europas Krise und die katholische Soziallehre
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 SocialMania

Petra Grimm, Michael Müller (Hg.): So-
cialMania – Medien, Politik und die Pri-
vatisierung der Öffentlichkeiten (Schrif-
tenreihe Medienethik Bd. 13), Stuttgart: 
Franz Steiner Verlag 2014, 90 S., ISBN/
EAN: 9783515109505.

Es handelt sich hier um einen Tagungs-
band, der auf den Kongress SocialMa-
nia vom Juni 2012 an der Hochschu-
le für Medien in Stuttgart zurückgeht. 
Er beinhaltet eine ausführliche Hinfüh-
rung der beiden Initiatoren des Kongres-
ses, Petra Grimm und Michael Müller, so-
wie sechs weitere Vorträge der Referen-
ten. Grimm und Müller beschreiben, wie 
sich aufgrund der überbordenden Bedeu-
tung des Internets drei große Medien-
Utopien und Medien-Dystopien gegen-
überstehen:
• Die erste Utopie beschäftigt sich mit 

dem Internet als Plattform für Wis-
sensabfrage. Wissen sei im Zeitalter 
des World Wide Web für alle frei zu-
gänglich sowie immer und überall 
abrufbar. Dieser Utopie gegenüber 
steht die dystopische Annahme, dass 
Menschen von der Informationsfl ut 
im Internet überfordert seien und 
der Raum für „Refl exion und Muße“ 
genommen werde. Weiter gesteigert 
werde das durch die ständige Er-
reichbarkeit von Mitarbeitern durch 
E-Mails, Smartphones etc.

• Warum beide Themen hier verbun-
den werden, ist für den Leser nicht 
ersichtlich: Zwar ist die permanente 
Erreichbarkeit ein wichtiges Thema, 
doch handelt es sich um eine ganz 
andere Problematik, als die Informa-

tionsfl ut im Internet und deren be-
liebige Abrufbarkeit.

• Die zweite Gegenüberstellung be-
schäftigt sich mit dem ökonomi-
schen Aspekt des Internets. Die Uto-
pie bestehe darin, dass das Internet 
als „Wachstumsmotor für die Welt-
wirtschaft“ fungiert, Kunden in den 
Fokus nimmt, neue Geschäftsmodelle 
entwickelt. Die dazugehörige Dysto-
pie mache deutlich, dass dadurch die 
Privatsphäre im traditionellen Sinn 
zum Auslaufmodell geworden sei. 
Zwar scheinen viele Menschen diese 
Situation zu beklagen, sie sind aber 
in der Regel dennoch nicht bereit, auf 
Internet-Aktivitäten und -Angebote 
zu verzichten.

• Die dritte Gegenüberstellung be-
schäftigt sich mit der sozialpoliti-
schen Dimension der Internets. Die 
Utopie – so Grimm und Müller – lau-

tet: Das Internet lässt neue Formen 
der Demokratie und Teilhabe entste-
hen. Die Dystopie bestehe darin, dass 
sich zwar Gruppierungen im Internet 
fi nden, dass sich sogenannte digita-
le Fellowships bilden, dass aber ge-
samtdemokratisch keine gemeinsame 
Wissensbasis mehr zustande komme.

Die nachfolgenden Beiträge befassen sich 
durchaus mit dem Thema Internet, knüp-
fen jedoch nicht konsequent an die zu-
vor beschriebenen Utopien und Dysto-
pien an. Das ist insofern bedauerlich, als 
somit die genauere Analyse dieser drei 
Gegenüberstellungen ausbleibt. Eine 
verpasste Chance. Die Beiträge sind von 
unterschiedlicher Qualität, teilweise be-
schränken sie sich auf die Beschreibung 
einzelner Internet-Phänomene. Exem-
plarisch soll hier auf zwei Beiträge ein-
gegangen werden:

Jan-Hinrik Schmidt beschäftigt sich 
mit der Frage, ob das Social Web in unsere 
Zeit passt. Über acht Seiten erläutert er 
einige gängige Praktiken in den sozialen 
Medien. Hier stellt sich die Frage, an wen 
ein solcher Beitrag gerichtet ist. Leser, 
die sich mit den Themen Internet, Social 
Web, Medienethik etc. auch nur ansatz-
weise auseinandergesetzt haben, erhal-
ten weder neue Informationen noch ge-
winnen sie irgendeine wissenschaftliche 
Erkenntnis. Es werden lediglich bekann-
te Herausforderungen des Social Webs 
beschrieben, um abschließend im Fazit 
die These aufzustellen: „Das Social Web 
passt in unsere Zeit, weil es zentrale Mor-
phologien, Mechanismen und Paradoxien 
der Gegenwartsgesellschaft formt, ver-

weis auf die naturrechtliche Fundierung 
einer europäischen föderalen Ordnung 
dürfte kaum ausreichen, um Skeptiker des 
EU-Projekts zu überzeugen. Schneider ist 
sich sehr wohl bewusst, dass eine euro-
papolitische Weiterentwicklung ohne die 
Unterstützung der Bürger nicht möglich 
sein wird – die aber durch den Appell an 

die Einsicht und durch Identitätspolitik 
kaum zu erlangen sein wird. Die Christ-
liche Sozialethik steht vielmehr vor ei-
ner erheblich fundamentaleren Aufga-
be, nämlich angesichts der politischen 
Schwäche sowohl der EU, als auch des 
Nationalstaats als auch der internationa-
len Institutionen nach belastbaren Quel-

len von politischer Solidarität und den ihr 
entsprechenden Institutionen zu fragen. 
Dafür ist der Austausch mit aktueller So-
zialtheorie und Sozialwissenschaft ver-
mutlich ergiebiger als der Rückgriff auf 
die Begründungsfi guren einer traditio-
nellen KSL. 

Christof Mandry, Frankfurt a. M.
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mittelt und ausdrückt.“ Eine fragwürdige 
Schlussfolgerung. Denn vermutlich hät-
te Schmidt seine Ausgangsfrage, ob das 
Internet in unsere Zeit passt, vor dreißig 
Jahren nicht anders beantwortet. Wich-
tiger wäre die Frage nach dem Umgang 
der Menschen mit dem neuen Massen-
medium, mit dem Prozess seiner perma-
nenten Weiterentwicklung.

Auch der Beitrag von Anke Dom-
scheit-Berg bleibt oberfl ächlich. Sie be-
schreibt Beispiele des politischen Bür-
gerengagements, das sich des Inter-
nets als Vernetzungsmedium bedient. 
Auch hier fragt man sich als Leser nach 
dem Erkenntnisgewinn. Ihre idealisti-
sche Schlussfolgerung lautet: „Wir ha-
ben mehr Macht als je zuvor, Transpa-
renz von unten herzustellen, auch wenn 
das von politischer Seite häufi g scheinbar 
nicht gewollt wird.“ Die implizierte An-

nahme, die demokratisch gewählten poli-
tischen Vertreter unseres Landes wollten 
keine Partizipation der Bürgerinnen und 
Bürger, wird nicht weiter begründet. Dar-
über hinaus legt Domscheit-Berg bei den 
genannten Beispielen mehr Gewicht auf 
die Bewertung als auf eine medienethi-
sche Untersuchung. So schreibt sie: „Den 
Höhepunkt erfolgreicher Proteste stellt 
jedoch das gescheiterte Anti-Counter-
feiting Trade Agreement (ACTA) dar, in 
dem mit dem vordergründigen Ziel der 
Piratenbekämpfung wieder rechtsstaat-
liche Grundprinzipien verletzt, die Frei-
heit von Menschen im Internet einge-
schränkt und ihre Kommunikation und 
Handlungen überwacht worden wären.“ 
Weiter heißt es: „ACTA hätte Menschen-
leben kosten können“. 

Domscheit-Bergs Fazit, das Internet 
ermögliche mehr gelebte Demokratie, ist 

nicht falsch, denn das Internet kann für 
politische Zwecke als Massenmedium ge-
nutzt werden. Doch sind Demokratie und 
Partizipation nicht allein eine Frage des 
Mediums. Ihr Fazit wirkt geradezu naiv 
angesichts dessen, dass per Internet kei-
neswegs nur demokratisches Gedanken-
gut verbreitet wird, dass das Internet viel-
mehr Raum bietet für Extremisten und 
viele Formen der Diskriminierung. Demo-
kratiefördernd kann es nur durch Nutzer 
werden, die mit seiner Hilfe  demokratie-
fördernd agieren.

Auch mit Blick auf die übrigen Beiträ-
ge wirkt der gesamte Tagungsband eher 
wie eine Einführung aus vergangener Zeit 
in das Thema Internet. Politische, päda-
gogische und ethische Lösungsansätze zu 
den aktuellen Herausforderungen fehlen.

Agnes Kläsener, Münster

 Eine arme Kirche für die Armen

Jorge Gallegos Sánchez, Markus Luber: 
Eine arme Kirche für die Armen – Theo-
logische Bedeutung und praktische Kon-
sequenzen, Regensburg: Pustet 2015, 
304 S., ISBN/EAN: 9783791726731. 

Als Franziskus zu seiner ersten Papstrei-
se aufbrach, war Lampedusa sein Ziel. 
Er erinnerte auf der Mittelmeerinsel an 
das Schicksal von tausenden ertrunkenen 
Flüchtlingen und besuchte Menschen, die 
aus nackter Angst ums Überleben ihre 
Heimat verlassen hatten. Damit zeigte 
das katholische Kirchenoberhaupt, dass 
er es mit seinem Hauptanliegen sehr ernst 
meint: Die Weltkirche soll „eine arme Kir-
che für die Armen“ sein. Was aber bedeu-
tet dieses prägnante Wort, das der Papst 
kurz nach seiner Wahl gegenüber Me-
dienvertretern äußerte, für Kirche und 
Theologie? Vor welche Herausforderun-
gen werden hier die (katholischen) Chris-
ten gestellt? Mit diesen Fragen befasst 
sich ein Autorenkollektiv, das das pas-
torale Ziel des Papstes gleich zum Titel 
des Buches gewählt hat. Vorausgegan-
gen war an der Hochschule St. Georgen 

in Frankfurt ein Studientag des Instituts 
für Weltkirche und Mission (IWM), auf 
dem sich einige der Verfasser bereits mit 
den Quellen wie auch den Konsequenzen 
der (Neu-)Ausrichtung durch Franziskus 
befasst hatten.

Wollte man es salopp sagen, dann hat 
Franziskus das Rad nicht neu erfunden, 

sondern ganz im Gegenteil: Seine Posi-
tionierung steht in direkter Anbindung an 
die biblische wie auch kirchengeschichtli-
che Tradition der Kirche, betont beispiels-
weise der Dogmatiker Dirk Ansorge. Er 
wie auch einige weitere Autoren kommen 
häufi g auf Texte des Alten wie des Neu-
en Testaments zu sprechen, vom Prophe-
ten Amos über die Bergpredigt Jesu bis 
hin zu den paulinischen Briefen. Überall 
zeige sich, wie sie hervorheben, ein zen-
trales Element im Umgang mit Armen 
und Bedürftigen, das auch im II. Vatika-
nischen Konzil und den lateinamerikani-
schen Bischofskonferenzen von Medellin 
oder Puebla hervorgehoben werde: Die 
Menschen, die Not leiden, dürfen nicht 
als Objekte von noch so gut gemeinter 
Fürsorge, sondern müssen als Subjekte 
gesehen werden, denen man auf Augen-
höhe begegnet. 

Wer aber sind eigentlich diejenigen, 
die als „arm“ bezeichnet werden? Aus 
unterschiedlichen Perspektiven wird die-
se Frage in den Blick genommen, mal vor-
nehmlich ökonomisch, mal stark theolo-
gisch oder auch eher soziologisch. In Mar-
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kus Patenges Plädoyer für ein Verständnis 
von Armut, das viele Gesichter hat, kommt 
sehr deutlich zum Ausdruck, dass sie nicht 
nur eindimensional als materielle Not ver-
standen werden, sondern der Blick auf alle 
Menschen gelenkt werden soll, die unter 
„Mangel an Verwirklichungschancen“ lei-
den. Wenn aber nun Armut so weitläufi g 
verstanden wird, dann, betont der wissen-
schaftliche Mitarbeiter am IWM , sollen 
Christen auch sensibel sein für die doch 
recht unterschiedlichen Erscheinungsfor-
men. Clemens Sedmak, Leiter des Salz-
burger Instituts für Ethik und Armutsfor-
schung, gibt zu bedenken, dass der Dienst 
einer Kirche der Armen auch in der La-
ge sein müsse, lokale Gegebenheiten ein-
zubeziehen und durch diese Vielfalt der 
Reichtum des Evangeliums besser zum 
Ausdruck kommen könne. 

Einen weiteren Aspekt bringt der 
IWM-Mitarbeiter Sebastian Pittlein, in-
dem er auf den Appell des Papstes zu 
sprechen kommt,„an die Ränder zu ge-
hen“, das heißt, alle Orte aufzusuchen, wo 
Menschen vom Scheitern bedroht sind 
oder die „Zerbrechlichkeit ihres Lebens“ 
erfahren. Das kann am Ende natürlich zu 
einer „verbeulten Kirche“ führen, schreibt 
Clemens Sedmak, der damit einen Begriff 
von Franziskus aufnimmt. Kirche lebe von 
ihrer Offenheit und dürfe sich nicht ab-
schotten, beispielsweise aus Angst, ei-
nen Fehler zu begehen. Erst eine Kirche, 
die sich den Bedürftigen zuwendet, wird 
ihrer „Sendung und ihrem Daseinszweck 
entsprechen“, schlussfolgert der Dogma-
tiker Martin Kirschner aus der Kirchen-
konstitution Lumen gentium. 

Wenn die Kirche sich konsequent an 
den Armen ausrichten soll, sind damit 
aber durchaus weitere Implikationen 
verbunden. Der Innsbrucker Dogmatiker 
Willibald Sandler spricht davon, dass Kir-
che auf diese Weise an die Grenzen ihres 
wesensmäßigen Auftrages geführt werde, 
weil man spüre, dass die eigenen Fähig-
keiten und Mittel unzureichend sind, um 
Gegebenheiten oder Verhältnisse zu ver-
ändern. Und er weist auf ein vermeint-
liches Paradoxon hin: Kirche soll Armut 
bekämpfen, aber zugleich in dieser Form 
leben? Der Autor sieht die Lösung in ei-

nem starken Weg der Mitte, der sowohl 
Weltbezogenheit als auch Welttranspa-
renz beinhaltet. 

Ob eigentlich eine arme Kirche über-
haupt ein erstrebenswertes Ideal ist, zieht 
Markus Patenge durchaus in Zweifel. 
Wenn nämlich die Kirche allen Besitz ver-
äußere, um auf diese Weise Bedürftige 
zu unterstützen, biete sich das ggf. für 
eine Nothilfe an, langfristig helfe sie den 
Armen damit aber keineswegs. Der Ver-
fasser stellt dabei deutlich heraus, dass 
das Bestreben nach Besitz zunächst ein-
mal nicht mit negativen Vorzeichen be-
setzt sei, aber die Gefahr beinhalte, den 
Egoismus zu fördern. Die Institution Kir-
che müsse sich stets aufs Neue der Fra-
ge zuwenden, wie viel Geld, Macht und 
Wohlstand sie brauche. Dies hatte bei der 
eingangs genannten Tagung der Gesell-
schaftsethiker Bernhard Emunds gefor-
dert und die Kirche aufgerufen, selbst ei-
ne Kontrast- oder Alternativgesellschaft 
zu sein. Uta Andrée, Studienleiterin an 
der Missionsakademie der Uni Hamburg, 
schreibt: „Alle Kirchen sind da zu kriti-
sieren, … wo sie eine authentische Bot-
schaft vom Reich Gottes aufgrund eines 
eigennützigen Wohlstands verunmögli-
chen.“ Dass sich Kirche aber nicht außer-
halb der Welt stellen könne, sondern mit 
den vorhandenen Mitteln am Kampf ge-
gen die Armut beteiligen solle, wird eben-
so in dem Buch deutlich. Interessant sind 
in diesem Zusammenhang die Aussagen 
des Kirchenrechts, die Nicole Hennecke 
untersucht hat. Wenngleich auch im CIC 
nicht die Redeweise von einer „armen 
Kirche“ auftauche, betone das Kirchen-
gesetz gleichwohl die Verpfl ichtung zur 
Demut, die Caritas besonders gegenüber 
den Armen und fordere schlussendlich 
zu gesellschaftlichem Engagement auf. 
Universalkirchliches Recht, erklärt Ni-
cole Hennecke, stelle nicht das Vermö-
gen von Kirche generell in Frage, son-
dern das Wie. Die Leiterin der Katholi-
schen Erwachsenenbildung Saarbrücken 
nennt zwei konkrete Fälle, in denen eine 
solche Aufarbeitung stattfi nden könnte: 
die Geschehnisse in Limburg und die Fi-
nanzprobleme innerhalb der Generallei-
tung des Franziskanerordens.

Die von Hennecke aus juristischer Per-
spektive angesprochene soziale Dimen-
sion einer Armutsoption bedarf aber 
durchaus einer weiteren kritischen Re-
fl exion. Der argentinische Philosoph Juan 
Carlos Scannone SJ bezieht sich intensiv 
auf das Papst-Schreiben Evangelii Gau-
dium, in dem Franziskus Gemeinschafts-
leben und Verpfl ichtung gegenüber an-
deren als „unausweichlichen“ Inhalt des 
Glaubensbekenntnisses darstellt. Daraus 
lässt sich für den Autor, verkürzt gesagt, 
ableiten, dass Christen an der Behebung 
solcher Strukturen beteiligt sein sollen, 
die Armut bedingen. Der Papst fordere 
„zu einer so genannten Kultur der Soli-
darität als individuelle und gesellschaft-
liche Tugend auf“, erläutert Scannone.

Die Befreiungstheologen, zu denen 
man den Papst „beim besten Willen“ nicht 
zählen kann, setzen indes einen anderen 
pastoralen Schwerpunkt, wie der brasi-
lianische Theologe Francisco de Aquino 
Junior trennscharf herausarbeitet. Die-
se Denkrichtung betone einen erforder-
lichen Wandel der gesellschaftlichen 
Strukturen. Gleichklang beider Seiten, al-
so Befreiungstheologen hier und Theo-
logen wie Papst Franziskus dort, bestehe 
allerdings in der Option für die Armen. 
Während der Autor selbst dafür eintritt, 
beide Richtungen gemeinsam in den Blick 
zu nehmen, macht Uta Andrée darauf 
aufmerksam, dass sich der Ökumenische 
Rat der Kirchen, der rund 500 Millionen 
Christen repräsentiere, sehr deutlich po-
sitioniert und einen Systemwandel ein-
fordert, der unter anderem eine Finanz-
transaktionssteuer und eine Besteuerung 
von Kapital beinhaltet. Und die Autorin 
erinnert an die Schriften von Martin Lu-
ther, mit denen er den Wucher bei Zin-
sen und Darlehen seiner Zeit anprangert.

So sehr es zu den Pluspunkten des Bu-
ches gehört, das Thema aus einer Viel-
zahl von Blickrichtungen zu behandeln, 
so kann man kaum über ein Manko hin-
weggehen: Es mangelt an einer inhalt-
lichen Struktur. Damit wird die Gefahr 
real, dass Zitate und Ereignisse wieder-
holt auftauchen. Bedauerlich wird es al-
lerdings, wenn wichtige Zusammenhän-
ge nicht hergestellt werden. Beispielswei-
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 Ethik der Migration

Martin Dabrowski, Judith Wolf, Karlies 
Abmeier (Hg.): Migration gerecht gestal-
ten, Paderborn: Ferdinand Schöningh 
2015, 187 S., ISBN 978–3–506–78196–3.

Der Band dokumentiert eine Tagung, die 
im Herbst 2014 im Franz Hitze Haus in 
Münster veranstaltet wurde. Die Koope-
ration der Akademien Franz Hitze Haus 
und „Die Wolfsburg“ mit der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung und den sozialethischen 
Lehrstühlen der Universitäten Bochum 
und Münster hat sich schon in anderen 
interdisziplinären Projekten bewährt. Ob-
wohl die Beiträge vor den aktuellen De-
batten um die Flüchtlingspolitik verfasst 
wurden, ist ihre Lektüre gerade auch nach 
den Erfahrungen der verstärkten Migra-
tion nach Deutschland im Jahr 2015 sehr 
zu empfehlen, um einen unaufgeregten 
Einblick in verschiedene Facetten eines 
oft stark emotional aufgeladenen The-
mas zu erhalten.

Das Buch gliedert sich in vier Haupt-
beiträge, die jeweils in zwei Korreferaten 
kommentiert werden. Auch wenn die Bei-
träge nicht unbedingt zu kontroversen 
Sichtweisen Anlass gegeben haben, er-
geben sie doch in der Zusammenschau 
ein erfreulich breites Spektrum von In-
formationen und methodischen Annä-
herungen. Den Texten ist anzumerken, 
dass sie für die Drucklegung gründlich 
bearbeitet wurden und einen aktuellen 
Forschungsstand präsentieren. Besonders 
hervorzuheben ist die Qualität der kom-
mentierenden Aufsätze, die als komple-
mentäre Texte mit je eigenem Profi l den 

ihnen zugrundeliegenden Hauptrefera-
ten in nichts nachstehen.

Die vier ausgewählten Themen-
schwerpunkte sind neue sozialwissen-
schaftliche Einsichten zur Migration, 
eine kritische Sichtung der rechtlichen 
Regelungen, wirtschaftspolitische Optio-
nen für die Steuerung des Arbeitsmarkts 
sowie ein sozialethischer Blick auf kon-
krete Handlungsfelder der Integration 
von Migranten. Da hier leider nicht alle 
Autorinnen und Autoren gewürdigt wer-
den können, seien lediglich beispielhaft 
einige Aspekte herausgegriffen, die für 
das Niveau der bereits geleisteten Arbeit 
stehen und die zu weiteren Diskussionen 
herausfordern. Bemerkenswert ist, dass 
ethische Überlegungen in sämtlichen Ar-

tikeln zum Zuge kommen, also nicht nur 
im explizit sozialethischen vierten Teil, 
und dass damit die Leitfrage nach einer 
gerechten Gestaltung von Migration aus 
der Sichtweise aller beteiligten Diszipli-
nen aufgegriffen wird. Dieses gemeinsa-
me Bemühen um eine Fokussierung gibt 
dem Band eine begrüßenswerte Kohä-
renz, die ja von Tagungsdokumentatio-
nen durchaus nicht immer erreicht wird.

Der Eröffnungsbeitrag des Soziolo-
gen Ludger Pries (S. 11–23) thematisiert 
den in Deutschland relativ spät erfolg-
ten Paradigmenwechsel zum Selbstver-
ständnis als modernes Einwanderungs-
land und zeigt, wie der nationalstaatliche 
„Container“, der herkömmliche Bezugs-
rahmen für die Beschreibung sozialer Un-
gleichheit, durch transnationale Struktu-
ren beeinfl usst wird, die für immer mehr 
Menschen eine erfahrbare Wirklichkeit 
darstellen, in der sie ihre Vorstellungen 
von Ungleichheit und Gerechtigkeit ent-
wickeln. In einem ausführlichen zweiten 
Haupttext (S. 39–80) schildert Markus 
Babo die Tendenzen im Ausländer- und 
Asylrecht am Beispiel Deutschlands un-
ter Berücksichtigung der europarechtli-
chen und internationalen Verbindlichkei-
ten. Die Kommentierung dieses von ei-
nem bestens informierten theologischen 
Sozialethiker geschriebenen Beitrags 
durch zwei Vertreter der Rechtswissen-
schaft ist besonders anregend hinsicht-
lich der Kommunikation zwischen den 
Disziplinen. Jan Schneider und Caroline 
Schultz, beide vom Sachverständigenrat 
deutscher Stiftungen für Migration und 

se fi ndet sich die kritische Würdigung 
der zentralen Franziskus-Formulierung 
„Rand“ nicht bei der Beschreibung, son-
dern an einer ganz anderen Stelle im 
Buch. Es wäre auch von Vorteil gewe-
sen, die Anfragen, die eine Option für 
die Armen an das Leben von Amtsträgern 
und Theologen stellt, ebenso zu bündeln 
wie die biblischen und historischen Rück-
blenden.

Bewegend und anschaulich sind die 
Berichte von Sr. Agnes Lanfermann, Ge-
neralkoordinatorin der Missionsärztlichen 
Schwestern aus konkreter praktischer Ar-
beit im Umgang mit Not Leidenden und 
Bedürftigen, darunter Drogenabhängige, 
Alkoholkranke und Arbeitslose. Dass die 
Armutsbekämpfung der Kirche bei den 
Betroffenen einen durchaus guten Ruf ge-
nießt, analysiert der Jesuit Jörg Alt, sieht 

allerdings auch Schwachpunkte, unter an-
derem die vermeintliche Nähe mancher 
Hilfsorganisationen zu den Mächtigen in 
verschiedenen Dritte-Welt-Staaten. Da-
bei stehen nach Worten der Osnabrücker 
Dogmatikerin Margit Eckholt der Kirche 
als „global player“ viele Möglichkeiten of-
fen, mit eigenen Beiträgen „Zeichen zu 
setzen und Hoffnung zu stärken“.

Theo Körner, Dortmund
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Integration, beschäftigen sich im drit-
ten Teil mit der ethisch relevanten Fra-
ge, wie sich eine ökonomisch erwünschte 
Migration auf den Arbeitsmarkt auswirkt 
und welche Steuerungsinstrumente da-
bei zum Zuge kommen (S. 97–130). Mari-
anne Heimbach-Steins diskutiert schließ-

lich als Sozialethikerin die normativen 
Gehalte von Integrationskonzepten und 
zeigt, wie sich diese in lebensweltlichen 
Kontexten konkretisieren (S. 149–170).

Insgesamt ist durch die Kooperation 
aller Beteiligten ein hervorragend kom-
ponierter Sammelband entstanden, der 

durch ein hohes Maß an ethischem Re-
fl exionsvermögen über die Fächergren-
zen hinweg überzeugt und als Inspira-
tionsquelle für eine künftige Ethik der 
Migration mit Nachdruck empfohlen 
werden kann.

 Walter Lesch, Louvain-la-Neuve

 Demokratie und Partizipation 
im 21. Jahrhundert
 Bericht zur Jahrestagung 2015 
in der Katholischen Akademie „Die Wolfsburg“

Bericht

 „Alles Politische beginnt (und en det)
 mit der Partizipation“, schreibt 

der Befreiungsphilosoph Enrique Dus-
sel und weist damit auf den zentra-
len Stellenwert der Partizipation für 
die Demokratie hin. Dieser postulierte 
enge Zusammenhang von Demokra-
tie und Partizipation manifestiert sich 
auch in aktuellen Beobachtungen: An 
vielen Orten fordern Menschen, teils 
in öffentlichem Protest, demokratische 
Mitbestimmung ein – unabhängig da-
von, ob sie bereits in einer Demokra-
tie leben oder nicht. Andernorts fühlt 
sich eine schweigende Masse von der 
Politik ausgeschlossen und die Rede 
von der Krise der Demokratie, gerade 
in den „etablierten“ Demokratien des 
Westens, macht die Runde. Das Forum 

Sozialethik 2015 fragte dem nachge-
hend, wie es heute um das Verhältnis 
von Demokratie und Partizipation so-
wie um die Zukunft der Demokratie 
bestellt ist.

Ausgangspunkt der Überlegungen 
bildet die Frage nach den Ansprüchen, 
die mit der Idee der Demokratie ver-
knüpft sind, und der wahrgenomme-
nen Realität politischer Praxis. Ein zen-
trales Versprechen der Demokratie ist 
die Beteiligung aller an der politischen 
Macht: Wie kann das heute funktionie-
ren, wenn klassische Wege, wie Wahl-
beteiligung und Parteimitgliedschaft, 
für viele obsolet geworden sind? Ein 
zweites Versprechen ist die Achtung der 
Interessen aller von einer Entscheidung 
Betroffenen: Sind plurale und post-sä-

kulare Gesellschaften aber nicht viel 
zu disparat, um sie unter einem ge-
meinsamen Dach zu vereinen? Drittens 
schließlich wirft der Optimismus für 
das Erfolgsmodell (westlicher) Demo-
kratie insgesamt Fragen auf: Ist dieses 
Modell, angesichts gescheiterter Demo-
kratisierungsprozesse in den Ländern 
der arabischen Welt und dem Erfolg 
autoritärer Regierungsformen in Chi-
na und Russland, tatsächlich der welt-
weite Weg in die Zukunft?

In ihrem Einführungsvortrag knüpf-
ten Luisa Fischer (Mainz) und Sebasti-
an Zink (Osnabrück) an diese Fragen 
an, indem sie mit Noberto Bobbio ei-
nen italienischen Demokratietheore-
tiker vorstellten, der schon 1984 ei-
nige nicht eingehaltene Versprechen 
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der Demokratie aufdeckte: Von unab-
hängiger Repräsentanz, transparen-
ten Entscheidungsprozessen und ge-
samtgesellschaftlicher Teilhabe könne 
in modernen Demokratien kaum die 
Rede sein. Dennoch bleibt Bobbio ein 
Verfechter der repräsentativen (parla-
mentarischen) Demokratie, auch wenn 
sie ihre Ideale, notwendigerweise, ver-
fehlen müsse. Er argumentiert damit in 
die gleiche Richtung wie Dussel, der 
statt Resignation demokratische Bil-
dung, Reform der Kommunikations-
medien und umfassende Partizipati-
onsmöglichkeiten fordert.

30 Jahre nach Bobbio und drei Jah-
re nach Dussel gaben die Vortragenden 
diese noch immer uneingelösten Ver-
sprechen der Tagung als Aufgabe mit 
auf den Weg. In drei Schritten näher-
te sich das Forum dieser an: Die Re-
ferentinnen und Referenten sprachen 
über Anspruch und Wirklichkeit reprä-
sentativer Demokratie, die Herausfor-
derungen und Ausschlüsse von Parti-
zipationsprozessen und schließlich die 
Zukunft demokratischer Beteiligung.

Zum Anspruch an eine liberale De-
mokratie unter post-säkularen Vorzei-
chen brachte Ana Honnacker (Han-
nover) im ersten Vortrag der Tagung 
William James ins Gespräch. Die post-
säkulare Gesellschaft sieht sich ange-
sichts gesellschaftlicher Pluralisierung, 
aber auch mit der Einwanderung von 
Menschen mit unterschiedlichen reli-
giösen und kulturellen Prägungen, der 
Frage gegenüber, welche Rolle sie reli-
giösen Überzeugungen im öffentlichen 
Diskurs einräumen will. James durch-
bricht die Dichotomie von säkular und 
religiös, indem er die Vielgestaltigkeit 
der Erfahrungswirklichkeiten heraus-
stellt: Keine Weltsicht, weder säkular 
noch religiös, könne einen privilegier-
ten Zugang zur Wirklichkeit für sich 
beanspruchen. Es gebe keinen überge-
ordneten neutralen Standpunkt, son-
dern nur den Dialog untereinander. Für 
eine liberale Demokratie ist dieser fort-
währende Dialog unverzichtbar.

Mit dem Anspruch an die Wähle-
rinnen und Wähler in der repräsen-

tativen Demokratie setzte sich Corne-
lius Sturm (Münster) in seinem Beitrag 
auseinander. Mit Bezug auf die Wahl-
aufrufe der Bischöfe vor Bundestags-
wahlen untersuchte er den darin pro-
minenten Begriff „Verantwortung“. Die 
starke Responsibilisierung – die An-
nahme, dass jeder sein Leben selbstbe-
stimmt gestalten kann und muss – um-
greift nicht nur die Abstimmung oder 
Nichtabstimmung an der Wahlurne, 
sondern auch viele Bereiche des ge-
sellschaftlichen Daseins, in denen zu-
dem von außen klar defi niert ist, was 
als verantwortlich zu gelten hat. Cor-
nelius Sturm kritisierte sehr deutlich 
die mit einer solchen Rede von „Ver-
antwortung“ verbundene Überforde-
rung der Angesprochenen angesichts 
ihrer begrenzten Handlungsmacht. Er 
forderte in diesem Sinne einen refl ek-
tierteren Verantwortungsbegriff für die 
Demokratie. 

Nach Vortrag und Diskussion stand 
am Abend der wissenschaftliche Aus-
tausch im Vordergrund. Auf einem 
Markt der Möglichkeiten diskutierten 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
ihre Forschungsprojekte. Eine neue 
Entwicklung im Rahmen des Forums 
war die Etablierung von Arbeitsgrup-
pen: Auf der Tagung 2014 fanden sich 
kleine Teams Interessierter zu unter-
schiedlichen Themen – globale Ge-
rechtigkeit, Friedensethik und quali-
tative Sozialforschung – zusammen, 
um während des Jahres gemeinsam an 
diesen Themen zu arbeiten. Erste Er-
gebnisse, Arbeitstagungen und Publi-
kationen der Arbeitsgruppen wurden 
in diesem Rahmen vorgestellt.

Der zweite Tag des Forums war von 
den Herausforderungen für die Partizi-
pation in der Demokratie geprägt. An-
dreas Fisch (Dortmund) rückte in sei-
nem Vortrag die Ausschlüsse potenti-
eller Wählerinnen und Wähler in den 
Vordergrund, die nicht nur eine Er-
scheinung der Geschichte oder auto-
ritärer Staaten, sondern noch heute 
Realität in der Mehrzahl repräsentati-
ver Demokratien seien. Am (fehlenden) 
Wahlrecht für Kinder und Jugendliche 

machte er deutlich, wie unbestimmt 
Kriterien wie geistige Reife oder das 
Betroffensein von Entscheidungen für 
die (Nicht-)Zulassung zur Wahl sind. 
Dabei gebe es kaum zu rechtfertigende 
Gründe, Kinder vom Grundrecht politi-
scher Mitwirkung auszuschließen. Am 
Ende seines Vortrags argumentierte 
Andreas Fisch deshalb für die Einfüh-
rung eines Stellvertreterwahlrechts zur 
besseren Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen.

Ausschlüsse waren auch das The-
ma von Jochen Ostheimer (München), 
der die Rawls’sche Gerechtigkeitstheo-
rie einer kritischen Prüfung unterzog. 
Das vorgestellte Ideal einer Kooperati-
onsgemeinschaft, deren Verteilung von 
Lasten und Chancen unter dem Schlei-
er des Nichtwissens geschieht, setze ein 
genau bestimmtes Gesellschaftsmodell 
voraus. Diejenigen, die nicht über ein 
Mindestmaß an Arbeitsfähigkeit ver-
fügten, gehörten beispielsweise nicht 
dazu. Eine gleichberechtigte Inklusion 
aller verlangt demnach ein Weiterden-
ken dieser bis heute sehr wirkmächti-
gen Gerechtigkeitstheorie.

Gegenüber der häufi g rezipierten 
Theorie John Rawls’ brachte Erzébet-
Noémi Noje-Knollmann (Frankfurt) 
mit Joan Tronto eine neue Stimme in 
den Grundlagendiskurs ein. Ihr Vor-
trag zur Demokratie als fürsorgliche 
Praxis nahm Trontos „Ethics of Care“ 
auf. Was im engen Wortsinn zunächst 
auf die Forderung nach Partizipation 
für all jene, die der Pfl ege bedürfen 
oder diese anbieten, bezogen war, lasse 
sich auch auf die Gesamtgesellschaft 
ausweiten. Der Fürsorgebegriff eröff-
net nicht nur einen Blick in die Zu-
kunft alternder Gesellschaften, son-
dern betrifft als Grundbedürfnis jedes 
Menschen alle Gesellschaftsmitglieder.

Zum Abschluss des Tages widmete 
sich Simon Faets (Münster) der Kritik 
Judith Butlers an der Institution der 
Staatsbürgerschaft, die für Butler Aus-
druck nationalstaatlicher und biopo-
litischer Macht ist. Das Vorenthalten 
dieser Staatsbürgerschaft ist ein zen-
traler Mechanismus zum Ausschluss 
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von politischer und gesellschaftlicher 
Partizipation, der außerdem Prekarität 
produziert. Butlers Modell der Koha-
bitation verweist demgegenüber dar-
auf, dass wir als Erdenbürgerinnen und 
-bürger auf das Zusammenleben ange-
wiesen sind und eine Verantwortung 
für das gefährdete Leben der anderen 
tragen. Der Nationalstaat hingegen re-
produziere aus seiner Funktion heraus 
Ausschlüsse und verhindere damit die 
Universalisierbarkeit von Rechten all-
gemein. 

Da sich Nachwuchswissenschaftle-
rinnen und -wissenschaftler der Sozial-
ethik seit 25 Jahren auf dem Forum 
Sozialethik zum Gedankenaustausch 
treffen, lud das Vorbereitungsteam 
am zweiten Tagungsabend zu einer Zu-
kunftswerkstatt ein. Zusammen mit Lo-
thar Harles (AKSB) und Stephan Nacke 
(Bistum Essen) diskutierten die Teilneh-
menden über die Zukunft der Sozial-
ethik. Im Zentrum standen dabei so-
wohl die Herausforderungen als auch 
die Chancen des Fachs innerhalb und 
außerhalb des Raums von theologi-
scher Wissenschaft und Kirche.

Der letzte Arbeitstag lenkte den 
Blick auf die Zukunft der Partizipa-
tion. Dominik Ritter (Fulda) machte in 
seinem Vortrag ein Portfolio schon rea-
lisierter und noch uneingelöster Par-
tizipationsmöglichkeiten auf und ging 
dabei vor allem auf den Wandel der 
demokratischen Kultur ein: Partizipa-
tion entwickele sich heute immer öf-
ter themenbezogen und jenseits der 

Volksparteien, Bürgerbeteiligung ge-
winne einen höheren Stellenwert und 
die Sprachbarrieren zwischen Politik 
und Öffentlichkeit machten bessere 
Kommunikation und transparentere 
Entscheidungsprozesse nötig. Dominik 
Ritter stellte Modelle aus der basisde-
mokratischen Arbeit und der Organisa-
tionsentwicklung vor, die diese Heraus-
forderungen aufnehmen und sich als 
produktiver Beitrag in der gesamtge-
sellschaftlichen Diskussion, über kon-
krete Gesetzgebungsverfahren und das 
„gute Leben“ in der Zukunft, erweisen.

Drei Konkretionen folgten auf die-
sen Aufriss: Myriam Ueberbach (Mainz) 
sprach über die Rolle der sozialen Me-
dien in demokratischen Basisbewegun-
gen. Als Beispiel diente ihr der so ge-
nannte „arabische Frühling“. Hieran 
zeigte sie exemplarisch, wie die Dis-
kussion aus dem Raum der wenigen 
politisch engagierten Blogger in die 
sozialen Netzwerke überspringt und 
dort weite Teile der Bevölkerung mo-
bilisieren kann. Gleichzeitig wurden die 
Grenzen in der allseitigen politischen 
Instrumentalisierung von Facebook 
und Co. deutlich.

Stefanie A. Wahl (Bamberg) be-
leuchtete neue globale Protestkulturen 
und ihre Rolle als Form politischer Par-
tizipation. Die vielgestaltigen öffent-
lichen Proteste gegen Wirtschaft und 
Regierungen bezeichnete sie als  eine 
Empörung, der Stéphane Hessel in 
der gleichlautenden Denkschrift „Em-
pört euch!“ einen Namen gegeben ha-

be. Eine Herausforderung stellten ins-
besondere neue nicht-institutionali-
sierte Protestformen dar, die sich vor 
allem hinsichtlich ihrer Nachhaltigkeit 
und Integrierbarkeit in klassische Par-
tizipationsformen bewähren müssten.

Christian Henkel (Tübingen) brach-
te schließlich die liquid democracy als 
Form zukünftiger Partizipation ins Ge-
spräch. Online-Plattformen erlauben 
inzwischen eine breite Diskussion über 
Gesetzgebungsentwürfe und die Ab-
stimmung darüber. Ob sich dies als 
Zukunft der Demokratie erweist, hän-
ge jedoch weniger mit dem technisch 
Machbaren, als mit dem Wandel in den 
Köpfen der zur Partizipation Eingela-
denen ab.

Die abschließende Diskussion mach-
te deutlich, dass die Tagung viele unein-
gelöste Versprechen partizipativer De-
mokratie klar benennen konnte. Auch 
wird die Demokratietheorie immer sen-
sibler für die blinden Flecken und die 
Ausschlüsse in den klassischen Grund-
lagen liberaler westlicher Gesellschaf-
ten. Die Sozialethik sieht sich vor die-
sem Hintergrund herausgefordert, Be-
teiligungsoptionen einzufordern und 
an der Weiterentwicklung der Demo-
kratie in Theorie und Praxis – auf der 
globalen, nationalstaatlichen und loka-
len Ebene – mitzuarbeiten.

Christian Henkel, Stefanie A. 
Wahl, Luisa Fischer, Sebastian Zink
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 Stimmen unserer Partner
 Wenn der Papst den Kapitalismus zur Rede stellt

Die Kritik am Kapitalismus ist in 
der katholischen Kirche nicht 

neu. Jean-Yves Calves SJ, ein weit-
hin geachteter Begleiter der Franzö-
sischen Sozialwochen, hat sie bereits 
vor 15 Jahren in radikaler Form for-
muliert.¹ In seinen Augen neigen kapi-
talistische Wirtschaftsformen system-
bedingt zu einem Ungleichgewicht im 
Kräfteverhältniss von Kapitaleignern 
und Lohnarbeiterschaft. Grund hier-
für ist die Tendenz des Finanzkapitals 
zur Konzentration. Nie zuvor jedoch 
hat ein Pontifex sich so unmissver-
ständlich und so radikal geäußert, wie 
es Papst Franziskus in einer Reihe von 
Stellungnahmen getan hat, die in Form 
und Inhalt mehr als einen sprachlichen 
Unterschied markieren. Ein hervorra-
gender Artikel auf der Titelseite der 
Septemberausgabe von „Le Monde di-
plomatique“ zeichnet die Grundlinien 
dieses Denkens nach, das „ein System 
strukturell perverser Handels- und Ei-
gentumsbeziehungen“ aufdeckt.

Ich gestehe, diese  fundamentale In-
fragestellung lässt mich perplex. Selbst-
verständlich kann man dem Papst ei-
ne etwas einseitige lateinamerikanische 
Sicht der Dinge zugute halten, die den 
langen Weg zu einer „sozialen Markt-
wirtschaft“ unterschätzt. Verdanken wir 
ihr in Europa nicht bedeutende Fort-
schritte auf dem Gebiet der Sozialord-
nung und beim Umweltschutz? Und ha-
ben die europäischen Bischöfe nicht erst 
kürzlich diese soziale Marktwirtschaft 
begrüßt als grundlegenden Kompro-

miss, den es durch einen Zuwachs an 
Verantwortung und Solidarität in Eu-
ropa zu bewahren gilt? Indessen kann 
man m. E. nicht seine Augen vor der 
Tatsache verschließen, dass diese Er-
rungenschaften bröckeln. Auf ihrer Ba-
sis allein gelingt es nicht mehr – außer 
in einigen Ländern, die nicht für alle 
Vorbild sein können –, erhebliche Tei-
le der Bevölkerung aus der bedrücken-
den Situation von Langzeitarbeitslosig-
keit oder prekärer Beschäftigung her-
auszuholen. Man kommt nicht umhin 
anzuerkennen, dass trotz der persönli-
chen Qualität zahlreicher Manager die 
Steuerung durch die Aktionäre einen 
Druck auf den Arbeitsmarkt ausübt, der 
die Anpassungsfähigkeit der weniger 
gut Ausgerüsteten übersteigt. Manche 
schließen daraus, dass die Entstehung 
einer Gesellschaft zweier Geschwindig-
keiten unvermeidlich ist – eine Perspek-
tive, mit der sich der Sozialkatholizis-
mus nie und nimmer abfi nden kann.

Anfang der neunziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts kündigte das 
prophetische Buch von Michel Albert 
den Zusammenstoß zweier Kapitalis-
men an, des angelsächsischen (Finan-
zen) und des rheinischen (der sich an 
den langfristigen Gegebenheiten eines 
Raumes orientiert).² Für Europa setz-
te Michel Albert auf die Chancen des 
Letzteren. Was wir jedoch sehen, ist 
eher der zunehmende Einfl uss des Ers-
teren, auch, wie es scheint, auf der an-
deren Seite des Rheins. Für christlich-
soziales Denken und Handeln tut sich 

hier ein gewaltiges Arbeitsfeld auf. Das 
Buch von Michel Albert müsste heute 
neu geschrieben werden. Dabei lässt 
sich absehen, dass es nicht darum geht, 
die großen Kompromisse der sozialen 
Marktwirtschaft aufzugeben, vielmehr 
sie neu zu interpretieren, und zwar von 
unten (das ist die Aufgabe der Pio-
niere der Sozial- und Solidarökono-
mie), vor allem aber von oben. Es gilt, 
Refl exionspisten zu eröffnen, Infrage-
stellungen systemischer Natur zu ak-
zeptieren, und dies auf der relevanten 
europäischen Ebene. Denn auf dieser 
Ebene müssen der Kampf gegen die 
Armut, die Verbesserung der Stellung 
der Arbeit, die Neujustierung des so-
zialen Schutzes und die langfristigen 
Investitionen als gleichgewichtige Zie-
le gesehen und durch neue Investitio-
nen und Regeln den Verirrungen des 
Finanzsektor entzogen werden.

Jérôme Vignon
Präsident der Semaines 

Sociales de France

Übernommen aus „Lettre des Semai-
nes Sociales de France“, Nr. 80, Ok-
tober 2015.
Übersetzung: Wilhelm Rauscher, Frei-
burg.

Dokumentation

1 ¹ Jean-Yves Calvez, Les silences de la 
doctrine sociale de l’Eglise, éd. de l’Atelier 
1999, 158 p.

2 ² Michel Albert: Capitalisme contre ca-
pitalisme, éd. du Seuil 1991, 316 p.
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Joachim Wiemeyer: Social Injustice and 
Poverty in Germany. Reasons and Cur-
rent Development, Assessment and 
Measures of Containment

Every description of relative poverty 
contains normative preliminaries. A gen-
erally valid poverty limit cannot be fi xed 
even by Christian social ethics. In Germa-
ny today mostly long-term unemployed 
and single mothers are mostly suscepti-
ble. The fi ght against poverty must ad-
dress them so that it cannot settle perma-
nently in particular groups and families. 
Poverty prevention is hampered, how-
ever, because the chasm between poor 
and rich has become bigger over the last 
decades. The chances of social advance-
ment have decreased for these marginal-
ized groups. This calls for a whole num-
ber of counter-measures, for example an 
improved regional economic promotion 
and a long-term reallocation of capital, 
especially adjusted concepts of upbring-
ing and education, a suffi cient supply of 
training places and extended provisions 
against old-age poverty.

Gebhard Kirchgässner: Growing Inequa-
lity in Economic Perspective. Extent, 
Causes and Results

After decades of decreasing, income 
inequality has been strongly increasing 
again since the eighties. This holds for 
the United States but to a less extent 
also for Germany and many other de-
veloped countries. It was nearly exclu-
sively due to the income rise of the top 
1 percent of the population. As several 
recent studies show, this increase in in-
equality had a negative impact on eco-
nomic development. It is mainly caused 
by skill-biased technical change and by 
changes in tax and labour market pol-
icy. Increasing inequality leads to more 
crime and endangers the trust into the 
political and economic system. Tax and 
labour market policy could be used to 

work towards more equality. The means 
are, however, limited.

Johannes J. Frühbauer: Europe - A Fair-
ness Project? The Social Erosion of a 
Political Vision

Europa has come into focus for some 
time as a fairness room. Social inequali-
ties that were recognized and criticized 
for a long time only on a national level, 
are encreasingly regarded within the con-
text of the European Union and problem-
atised. Here, inequality sociology provides 
the empirical data with, among others, an 
index of social fairness. It is the founda-
tion for every normative-ethical refl ex-
ion. As normative benchmarks function 
principles of justice and norms of solidar-
ity, which are embedded into the context 
of the European community of laws and 
values. If the European peace project is 
to have a future, the fairness question 
has to be answered and the challenges 
of social inequality have be dealt with. 
The development of a European social 
strategy and an expansion of European 
welfare policy is called for.

Udo Lehmann: How much Social In-
equality can Justice Accept? Perspec-
tives of Empirical Justice-Research

Equality is the fi rst natural reference 
point for the human sense of justice. 
Unequal allocation results are only con-
sidered acceptable by a majority if they 
have occurred from transparent and 
fair processes. Inequality is largely ac-
cepted as a reward for actually accom-
plished performance. Equal opportuni-
ties likewise receive a broad appreciation 
by the population. Covert biographical 
asymmetries in the access to opportuni-
ties and unfair or untransparent proce-
dures in the allocation of burdens (such 
as  taxes) undermine social coherence 
above all inequalities. Not only ethical-
ly but also politically necessary is there-

fore a reduction of unfairly structured 
social inequality.

“New Social Models for Distribution 
Policy”. Interview with Andreas Fisch 
about Refugees, Poverty, Affl uence and 
Fair Taxation

With the current refugee crisis come 
particular burdens as well as opportu-
nities. The question how taxation on 
the one and social benefi ts on the other 
hand should be allocated becomes in-
creasingly urgent. The challenge of re-
allocation, however, is not new in view 
of the growing social division between 
rich and poor. The most important start-
ing points for a protection of social mini-
mum standards can be found in taxation 
policy, the education sector, social hous-
ing programmes and the reduction of 
long-cherished privi leges. Thus, all kinds 
of income should be equally taxed and 
an effective method be found to  com-
pensate for the poverty risk caused by 
child-rearing. The political framework 
could be changed by the introduction 
of an electoral franchise for minors and 
by the commitment to transparency in 
all interrelations between political and 
economical interests.
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Joachim Wiemeyer : Inégalité sociale 
et pauvreté en Allemagne. Causes et 
développements actuels, évaluation et 
mesures de limitation

Toute déscription de la pauvreté rela-
tive repose sur des décisions préliminaires 
normatives. L’éthique sociale chrétienne 
ne peut pas non plus défi nir un seuil de 
pauvreté généralement reconnu. En Al-
lemagne, ce sont surtout les chômeurs 
de longue durée et les mères célibataires 
qui sont menacés par la pauvreté. La lutte 
contre la pauvreté doit donc partir de là 
pour éviter que la pauvreté de certains 
groupes et familles se fi ge durablement. 
La prévention de la pauvreté est devenue 
plus diffi cile du fait qu’ au cours des der-
nières décennies le fossé entre les riches 
et les pauvres n’a cessé de se creuser. 
Pour les groupes marginalisés, les chances 
de promotion sociale ont diminué. Cela 
exige tout un paquet de contre-mesures, 
par exemple, une meilleure stimulation 
de l’activité économique régionale, une 
redistribution à long terme des fortunes, 
des concepts d’éducation et de forma-
tion plus adaptés, une offre suffi sante 
de places de formation ainsi qu’une pré-
vention élargie contre la pauvreté à l’âge 
de la retraite. 

Gebhard Kirchgässner : L’accroissement 
de l’inégalité dans une perspective éco-
nomique. Ampleur, causes et effets

Après des décennies de décroissance, 
l’inégalité des revenus s’est considérable-
ment  accrue depuis les années vingt. Cela 
est vrai tant pour les Etats Unis que, dans 
une moindre mesure, pour l’Allemagne et 
beaucoup d’autres pays. L’accroissement 
de l’inégalité est presqu’ exclusivement 
dûe à la hausse des revenus d’un pourcent 
de la population. Selon des études récem-
ment publiées, la croissance économique 
en est entravée.  Cet accroissement a pour 
cause, outre le progrès technique, des 
changements de la fi scalité et du marché 

du travail. Il mène à plus de délinquance 
et porte atteinte à la confi ance dans le 
système politique et économique. Par le 
biais des politiques fi scale et du marché 
du travail, on pourrait essayer de parve-
nir à une plus grande égalité. Mais les 
moyens sont limités.

Johannes J. Frühbauer : L’Europe - un 
projet de justice ou non pas ? Sur l’éro-
sion sociale d’une vision politique

Depuis longtemps, l’Europe est vue 
comme un espace de justice. Les inéga-
lités sociales, qui  ne fi rent longtemps 
l’objet de considérations et de critiques 
qu’au plan national, sont de plus en plus 
perçues et débattues dans le contexte 
de l’Union Européenne. La sociologie des 
inégalités sociales fournit à ce sujet, par 
un index de justice sociale, une base de 
données empiriques. Celle-ci constitue le 
fondement de toute réfl exion d’éthique 
normative. Comme références norma-
tives, agissent les principes de justice et 
les normes de solidarité inscrits dans la 
comunnauté de droit et de valeurs de 
l’Europe. Si l’on veut que le projet eu-
ropéen de paix ait un avenir, il importe 
de donner des réponses pertinentes à la 
question de la justice et de trouver des 
solutions effi caces au défi  des inégalités 
sociales. Il est temps de développer une 
stratégie sociale européenne et de mettre 
en œuvre une politique européenne du 
bien-être.

Udo Lehmann : La justice, combien d’in-
égalité sociale supporte-t-elle ? Pers-
pectives de recherche empirique sur la 
justice

L’egalité est le premier point de réfé-
rence naturel pour le sens humain de la 
justice. La majorité n’accepte des résul-
tats distributifs inégaux que si ceux-ci re-
posent sur des procédures justes et trans-
parentes. L’inégalité qui résulte de la ré-
munération de prestations effectivement 

fournies est généralement acceptée. Dans 
la population, l’équité des chances (dis-
crimination positive) jouit également 
d’une grande estime. En revanche, des 
asymétries biographiques quant à l’ac-
cès aux chances et des procédures in-
justes et non-transparentes lors de la dis-
tribution des charges minent la cohésion 
sociale par-dessus toutes les inégalités. 
La réduction des inégalités sociales liées 
à des structures injustes s’impose donc 
non seulement d’un point de vue éthique, 
mais aussi sous l’angle de la politique.

»  De nouveaux modèles de société pour 
une politique distributive «. Interview 
d’Andreas Fisch sur les réfugiés, la pau-
vreté et la richesse ainsi qu’une fi sca-
lité juste

La crise actuelle des réfugiés entraîne 
non seulement des charges particulières, 
mais crée aussi des chances. La question 
de savoir comment trouver une répar-
tition juste, d’une part, des charges fi s-
cales et, d’autre part, des prestations de 
transfert de l’Etat, se pose avec une ur-
gence nouvelle. Le défi  de la redistribu-
tion n’est cependant pas nouveau, vu 
l’écart depuis longtemps croissant entre 
les riches et les pauvres. Pour garantir des 
standards sociaux minimum pour tous et 
pour créer des conditions de départ plus 
justes, il faut prendre comme points de 
départ : la politique fi scale, l’éducation, 
la construction de logements sociaux et 
l’abolition de privilèges longtemps culti-
vés. Il s’agit par exemple d’imposer tous 
les revenus de la même façon et de créer 
une compensation effective du risque de 
pauvreté lié à l’éducation d’enfants. On 
pourait, par exemple, modifi er les condi-
tions politiques générales en introdui-
sant le droit de vote pour les mineurs et 
en instituant un devoir de transparence 
portant sur toutes les imbrications de la 
politique avec des intérêts économiques.
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3/2009 Caritas in veritate
4/2009 Wende ohne Ende?
1/2010 Gerechte Energiepolitik
2/2010 Steuern erklären
3/2010 Neue Generation Internet – grenzenlos frei?
4/2010 Agrarpolitik und Welternährung
1/2011 Zivilgesellschaft
2/2011 LebensWert Arbeit
3/2011 Wohlstand ohne Wachstum?
4/2011 Soziale Marktwirtschaft für Europa
1/2012 Religionspolitik
2/2012 Was dem Frieden dient
3/2012 Finanzmärkte und Staatsschulden
4/2012 Stark gegen Rechts

1/2013 Bevölkerungswachstum
2/2013 Menschenrechte interreligiös
3/2013 Geschlechtergerechtigkeit
4/2013 Altern und Pfl ege
1/2014 Ressourcenkonfl ikte
2/2014 Solidarität in Europa
3/2014 Die Würde der Tiere ist antastbar
4/2014 Freihandel
1/2015 Transnationale Steuerung
2/2015 Kirche und Geld
3/2015 Ethik in der Stadt
4/2015 Laudato si’
1/2016 Soziale Ungleichheit
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Schwerpunktthema: Korruption / Compliance

Heft 3/2016
Schwerpunktthema: Behinderung / Inklusion

Über Werte wird viel diskutiert, aber es dominiert die 
Wirtschaft, auch in Europa. Nationale Eigeninteressen 
und nationalistische Misstöne, so scheint es, schaff en zu-
nehmend ein Klima schleichender Entsolidarisierung.

Dagegen melden sich renommierte Persönlichkeiten 
aus Wirtschaft, Politik und Gesellschaft zu Wort, die da-
ran erinnern, dass Europa mehr ist als eine Währungs- 
und Wirtschaftsunion. Anstatt über eine mangelnde 
Präge- und Gestaltungskraft des Christlichen, die inne-
re Distanz der Kirche zu zeitgenössischer Kultur und Me-
dien und die selbst auferlegte Zurückhaltung beim so-
zialethischen Engagement in Wirtschaft, Politik und Ge-
sellschaft zu klagen, fordern sie vielmehr dazu auf, sich 
für das „gemeinsame Haus“ Europa zu engagieren und 
gesellschaftliche Verantwortung zu übernehmen, damit 
Europa mehr und mehr eine Wertegemeinschaft wird, 
im Dienst an der Weltgesellschaft.

Peter Klasvogt | Stefan Klug (Hg.)Peter Klasvogt | Stefan Klug (Hg.)
Europa – Wertegemeinschaft oder Wirtschaftsunion?Europa – Wertegemeinschaft oder Wirtschaftsunion? 

Zur Prägekraft des Katholizismus in Mitteleuropa

180 Seiten, Kartoniert € 19,90, ISBN 978-3-89710-615-4
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In Berlin gibt es nicht nur Sightseeing,  
sondern auch Soundseeing: Erleben Sie  
das Kammermusik-Festival „intonations“.

Gehört in Berlin zum guten Ton: Das Jerusalem Inter­
national Chamber Music Festival ist zurück an der 
Spree! Elena Bashkirova lädt vom 16. bis 21. April zu 
klangvoller Kammermusik ins Jüdische Museum Berlin.  
Seien Sie dabei, wenn junge Talente und internationale 
Spitzenmusiker bei „intonations“ für Hörgenuss der 
Extraklasse sorgen. Wir freuen uns auf Sie!  
www.jmberlin.de/intonations

Wir fördern die Kultur. Und das von Herzen gern.
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